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Der im Frühjahr 2007 veröffentlichte 4. Sach-
standsbericht des Zwischenstaatlichen Aus-
schusses für Klimaänderungen (IPCC) macht 
deutlich: Das globale Klima wird wärmer. 
Beobachtungen und Messungen belegen einen 
Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur 
um 0,74° C innerhalb der letzten 100 Jahre. Der 
Anstieg des Meeresspiegels, das Abschmelzen 
von Gletschern und Eiskappen, die Verschie-
bung von Verbreitungsgebieten von Arten oder 
die Zunahme von extremen Wetterereignissen, 
wie Hitzewellen, Dürren, Starkniederschlägen 
oder Stürmen, geben bereits heute Zeugnis von 
der Menschen gemachten Klimaerwärmung und 
ihren Folgen. Auch Deutschland ist vom Klima-
wandel betroffen. Langzeituntersuchungen vom 
Deutschen Wetterdienst aus dem Jahre 2007 
belegen einen Anstieg der Jahresmitteltempera-
tur seit 1901 um knapp 0,9°C. In den nächsten 
50 Jahren wird der Klimawandel wahrscheinlich 
tief greifende Auswirkungen auf so wichtige 
Bereiche wie Landwirtschaft, Energie, Logis-
tik und Tourismus haben und dabei auch den 
Naturschutz und die Biodiversität sowie die 
menschliche Gesundheit betreffen. 

Klimaanpassung und Klimaschutz – 
Zwei Seiten einer Medaille

Die Wissenschaft ist sich einig, dass sich die ak-
tuellen Auswirkungen des Klimawandels in den 
kommenden Jahrzehnten bis zum Ende des 21. 
Jahrhunderts und darüber hinaus verstärken wer-
den. Selbst eine noch so zügige Umsetzung von 

Einführung

Maßnahmen zum Klimaschutz könnte daran nichts 
ändern. Aus diesem Grund gewinnt neben dem 
Klimaschutz die Anpassung an den Klimawandel 
zunehmend an Bedeutung. Eine Anpassung an den 
Klimawandel meint nicht, die Anstrengungen zur 
Vermeidung von Treibhausgasen zu vernachlässi-
gen. Beide Strategien „Klimaschutz“ und „Klimaan-
passung“ sind nicht als Gegensatz zu betrachten, 
sondern beide ergänzen sich – sie sind „Zwei Seiten 
einer Medaille“. Anpassungsmaßnahmen stellen 
daher keine Alternative zum Klimaschutz dar, son-
dern sind eine unvermeidbare und unerlässliche 
Notwendigkeit geworden.

EU-Weißbuch zur Klimaanpassung und 
Deutsche Anpassungsstrategie 

Auf die Notwendigkeit einer Anpassung an den 
Klimawandel verweisen auch das im April 2009 
veröffentlichte Weißbuch der EU-Kommission 
Anpassung an den Klimawandel: Ein europäischer 
Aktionsrahmen und die im Dezember 2008 ver-
öffentliche deutsche Anpassungsstrategie Dem 
Klimawandel begegnen. Das von der EU-Kommis-
sion vorgelegte Weißbuch gibt einen Aktionsrah-
men vor, wie sich die Europäische Union und ihre 
Mitgliedstaaten auf die Veränderungen vorbereiten 
können. Darin skizziert die Kommission die Folgen 
des Klimawandels für Europa und entwirft eine 
sektorübergreifende Gesamtstrategie zur Anpas-
sung an den Klimawandel. Zudem soll sicherge-
stellt werden, dass das Thema Anpassung jeweils 
in die existierende und zukünftige Gesetzgebung 
als Querschnittsthema integriert wird. 
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Am 17. Dezember 2008 hat das Bundeskabinett 
die Deutsche Anpassungsstrategie (DAS) Dem Kli-
mawandel begegnen beschlossen. Diese schafft für 
Deutschland ebenfalls einen Rahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels. Die Strategie 
legt den Grundstein für einen mittelfristigen Pro-
zess, in dem schrittweise mit den Bundesländern 
und gesellschaftlichen Gruppen die Risiken des 
Klimawandels bewertet, der mögliche Handlungs-
bedarf benannt, die entsprechenden Ziele definiert 
sowie mögliche Anpassungsmaßnahmen entwi-
ckelt und umgesetzt werden sollen. So können z.B. 
durch eine frühzeitige Einbeziehung von Anpas-
sungsaspekten in Planungen später wirksam wer-
dende klimabedingte Schadenskosten vermieden 
werden. Für 15 Handlungsfelder und ausgewählte 
Regionen werden mögliche Klimafolgen und Hand-
lungsoptionen skizziert. Als wesentlicher Schritt in 
der Weiterentwicklung und Konkretisierung der 
bundesdeutschen Strategie wird in Zusammenar-
beit mit den Ländern und anderen gesellschaftlich 
relevanten Akteuren ein Aktionsplan Anpassung bis 
zum Frühjahr 2011 erarbeitet.

Hintergrund und Zielgruppe des Leitfadens

Der vorliegende Leitfaden ist im Rahmen des an-
gewandten Klimaforschungsprojekts „Klimawandel 
Unterweser - Mit dem Klimawandel handeln! - Ak-
teurs-orientierte Risikokommunikation im Umgang 
mit ungesichertem Wissen“ entstanden, eines von 
insgesamt 40 Projekten, die das Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung (BMBF) durch die 
Fördermaßnahme „klimazwei - Forschung für den 
Klimaschutz und Schutz vor Klimawirkungen“ un-
terstützt hat. Das Projekt zielte auf die Entwicklung 
von Anpassungsstrategien an das veränderte Klima 
und an Wetterextreme in der Unterweserregion in 
drei Zielgruppen: Landwirtschaft, Tourismus sowie 
Stadt- und Regionalplanung. In der Workshop-
Reihe der AG Stadt- und Regionalplanung wurde 
deutlich, dass das Thema Klimaanpassung verstärkt 
in die Stadt- und Raumplanung integriert werden 
sollte. Mit den Akteuren wurde festgelegt, einen 
Leitfaden für die Planungspraxis zu entwickeln und 
umzusetzen. Dabei sollten insbesondere die bereits 
vorhandenen Planungsinstrumente der Stadt- und 

Raumplanung auf ihre Eignung im Umgang mit 
den regionalen Klimafolgen und zur Steuerung von 
Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel 
überprüft werden. Der Leitfaden wendet sich in 
erster Linie an die in der Unterweserregion tätigen 
Stadt- und Regionalplanerinnen und -planer. Er 
soll aber auch den sonstigen im Zuge von raumord-
nerischen Planungen beschäftigten Personen aus 
der Politik, aus Verbänden und der Zivilgesellschaft 
aufzeigen, wie in der Region das Thema „Klimaan-
passung“ auf planerischer Ebene voran gebracht 
werden kann.

Aufbau des Leitfadens 

Der Leitfaden gliedert sich in drei Kapitel. Im ersten 
Kapitel werden die im Zuge des Klimawandels in 
der Unterweserregion zu erwartenden Veränderun-
gen und Folgen in einer Gesamtschau dargestellt. 
Daran anschließend wird im zweiten Kapitel die 
Rolle der räumlichen Planung im Kontext der 
Anpassung an den Klimawandel erläutert und 
eine planungsrechtliche Einordnung des Themas 
Klimawandel vorgenommen. Im dritten und letz-
ten Kapitel werden Ansatzpunkte für die in der 
Region Unterweser erforderlichen Maßnahmen 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels in 
den Bereichen Landschaftsplanung, Stadtplanung/
Siedlungsentwicklung, Hochwasserschutz und Küs-
tenschutz dargelegt.
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1. 
Klimaprojektionen und -folgen 
in der Unterweserregion

1.1  
Naturraum und 
Klima der Region

Die Unterweserregion als gewählter Unter-
suchungsraum  im Rahmen des Forschungsvorha-
bens Klimawandel Unterweser liegt im Nordwesten 
Deutschlands und schließt das Bundesland 
Bremen und Teilräume von Niedersachsen ein, 
u.a. der Landkreis Wesermarsch sowie Teile der 
Landkreise Osterholz und Cuxhaven. Politisch 
ist sie ein Teilraum der Metropolregion Bremen-
Oldenburg im Nordwesten von Deutschland. 
Naturräumlich stellt die Unterweserregion 
einen charakteristischen Teilraum der deutschen 
Nordseeküste dar und gehört zum Landschaftstyp 
der Nordseemarschenküste (Abb. 1).

Die naturräumliche Situation im Binnenland 
der Unterwesermarsch kann als eine von der 
Grünlandwirtschaft dominierte Kulturlandschaft 
charakterisiert werden. Die Anlage und 
Unterhaltung eines umfangreichen Systems aus 
Gräben, Fleeten, Tiefs und Sielen ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die landwirtschaftliche Nutzung. 

Im Binnenland lassen sich die vier dominierenden 
landwirtschaftlichen Nutzungsarten Ackerbau, 
Intensivgrünland, mesophiles Grünland und 
Feuchtgrünland erkennen. Der Schutz des 
Küstenhinterlandes in der Region wird durch 
ein System verschiedener Küstenschutzelemente 
(Hauptdeiche, Sommerdeiche, Schutzwände, 
Sturmfl utsperrwerke, Schleusen, Siele, Schöpfwerke 
usw.) gewährleistet. 

Abb. 1: Die Unterweserregion 
im Nordwesten Deutschlands; Quelle: Google Maps
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Die Unterweserregion gehört makroklimatisch zur 
gemäßigten Klimazone Mitteleuropas im Bereich 
der Westwindzone. Sie weist ein atlantisches 
bis subatlantisches Klima mit im Jahresverlauf 
vergleichsweise geringer Temperaturamplitude 
und einem Wasserbilanzüberschuss auf. Die 
ausgeglichene Wirkung des nahen Meeres führt in 
Küstennähe zu relativ milden Wintern und kühlen 
Sommern. Zudem bringen maritime (marine) 
Luftmassen zu allen Zeiten Niederschläge. Wegen 
der vergleichsweise hohen Wassertemperaturen 
des Nordatlantiks, hervorgerufen durch den 
Nordatlantikstrom, deren Auswirkungen bis in die 
Nordsee reichen, liegen die Lufttemperaturen in 
der Region im Jahresmittel um 5°C höher als im 
Binnenland.

1.2 
Beobachtete Klima-
änderungen Deutschland 
und Niedersachsen

Temperatur

Die Klimaerwärmung ist bereits heute in 
Deutschland zu beobachten. Nach Aussagen 
des Umweltbundesamtes und des Deutschen 
Wetterdienstes sind die Jahresmitteltemperatur 
ist in den vergangenen 100 Jahren um etwa 
0,8°C angestiegen. Dieser Erwärmungstrend 
beschleunigte sich im Laufe der vergangenen 
Jahrzehnte deutlich und ist mit 0,15°C je Dekade 
auf fast das Doppelte gestiegen 

Die letzten zehn Jahre des 20. Jahrhunderts 
waren sowohl in Deutschland als auch weltweit 
das wärmste Jahrzehnt des Jahrhunderts. Neun 
dieser Jahre und auch alle bisherigen Jahre des 
21.Jahrhunderts lagen über dem langjährigen 
Durchschnitt (8,3°C), sechs der zehn wärmsten Jahre 
fallen ebenfalls in diesen Zeitraum. Das wärmste 
Jahr seit 1901 war das Jahr 2000 (9,9°C). Insgesamt 
ergab sich bei den Jahresmitteltemperaturen 
ein ansteigender Trend von 0,9°C in 108 Jahren, 

der mit einer Irrtumswahrscheinlichkeit von 
5% statistisch signifi kant ist. Dieser Anstieg ist 
allerdings nicht gleichmäßig über die Zeitreihe 
verteilt. Er beruht weitgehend auf einem Anstieg 
bis zum Jahr 1911 und einer sehr warmen 
Periode seit dem Jahr 1988 (siehe Abb.2). Der 
Temperaturanstieg ist auch in den verschiedenen 
Jahreszeiten unterschiedlich. Die Temperaturen im 
Frühling zeigen einen schwächeren Anstieg als das 
Jahresmittel. Aber auch hier waren die Jahre seit 
1990 besonders warm. Im Sommer fi ndet sich ein 
statistisch signifi kanter Anstieg von rund 1,1 °C. 
Sechs der zehn wärmsten Sommer traten ab dem 
Zeitraum ab 1990 auf. Der Herbst zeigt ebenfalls 
signifi kanten Temperaturanstieg. Im Winter fi ndet 
sich nur ein relativ geringer, statistisch noch nicht 
signifi kanter Trend. Die Jahre ab 1990 waren 
allerdings auch hier wieder sehr mild. 

Für Niedersachsen stellt das niedersächsische 
Ministerium für Umwelt und Klimaschutz in 
einer Voruntersuchung zur niedersächsischen 
Anpassungsstrategie Der Klimawandel als Her- 
ausforderung für Staat und Gesellschaft fest, 
dass die Jahresmitteltemperatur im Zeitraum 
von 1950 bis 2000 mit 8,7°C um 0,4°C höher 
lag als der Mittelwert für ganz Deutschland. In 
Niedersachsen war über diesen Zeitraum ein 
Anstieg der Temperatur von insgesamt etwa 
1,4°C zu verzeichnen. Dabei wiesen Winter und 
Frühjahr überproportional starke Anstiege auf. 

Abb.2: 
Jährliche mittlere 
Tagesmittel-
temperatur in 
Deutschland 
1901-2007
Quelle: Deutscher 
Wetterdienst 
(DWD), Mit-
teilung vom 
22.09.2008
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Auffällig ist die Häufung überdurchschnittlich 
warmer Jahre seit Ende der 1980er Jahre. Seit 
1961 hat sich die frostfreie Zeit im Mittel um 
9,9 Tage verlängert. Auch die mittlere thermische 
Vegetationsperiode, die den Zeitraum definiert, 
in dem die Tagesmitteltemperatur höher als 5°C 
ist, liegt in Niedersachsen mit einem Wert von 
311 Tagen etwas über dem Bundesdurchschnitt 
(305 Tage). Durch rezente Klimaerwärmung ergab 
sich seit 1961 eine Verlängerung der thermischen 
Vegetationsperiode um 21 Tage.

Niederschläge

Eine im Jahre 2008 aktualisierte Auflage des 
Klima-Trendatlas Deutschland des Instituts 
für Atmosphäre und Umwelt der Universität 
Frankfurt/Main zeigt für den Niederschlag, dass die 
jährlichen Schwankungen gegenüber den Trends 
noch ausgeprägter sind als bei den Temperaturen.1 
Dies zeigt Abb. 3 anhand der Jahressummen 1901-

2007 mit einem linearen Anstieg von ca. 735mm 
auf ca. 800mm.
Jahreszeitlich gesehen sind die Niederschlag-
Langfristtrends jedoch entgegengerichtet: leichte 
Abnahme im Sommer (Abb.4) und deutlicher 
Anstieg im Winter (Abb. 5).

Im Detail zeigen die Daten des Klima-Trendatlas, 
dass die starke winterliche Zunahme auf 
den Dezember konzentriert ist (jeweils in 

der Größenordnung von rund 27-29%), die 
sommerliche Abnahme auf den August (rund 15 
bzw. 30%). Die Frühjahresmonate haben sich 
recht uneinheitlich verhalten, während der Herbst 
fast durchweg durch Niederschlagszunahmen 
gekennzeichnet ist. 
Für Niedersachsen liegt die langjährige mittlere 
jährliche Niederschlagshöhe mit 736mm um 43 
mm unter der von Deutschland. Deutlich ist auch 
hier eine Abnahme der Niederschlagshöhen vom 
Westen zu den östlichen Landesteilen erkennbar, 
was den abnehmenden maritimen Einfluss 
widerspiegelt.2

Extremwetterereignisse

Klimaänderungen zeigen sich auch in veränderten 
Wahrscheinlichkeiten für das Auftreten 
extremer Wetterereignisse, wie Hitzeperioden, 
Starkniederschläge und Winde. Inwieweit derartige 
Extreme in den letzten 100 zu- oder abgenommen 
haben hat das Instituts für Atmosphäre und Umwelt 
an der Universität Frankfurt/Main in Deutschland 
für den Zeitraum 1901 bzw. 1951 bis 2000 im 
Hinblick auf Änderungen ihres Extremverhaltens 
untersucht.3 Die Studie hat gezeigt, dass mit den 
beobachteten Klimaänderungen in den letzten 
hundert Jahren auch Änderungen der Häufigkeit 
und Intensität von Extremereignissen verbunden 
sind. 
Das betrifft vor allem den Trend zu größerer 
Wahrscheinlichkeit extrem hoher Temperaturen 
und zu geringerer Wahrscheinlichkeit extrem tiefer 
Temperaturen Der Hitzesommer 2003, aber auch 
wärmere Winter sind hier einzuordnen. 
Beim Niederschlag muss nach Aussage der Autoren 
der Studie eine solche Aussage zurückhaltender 
ausfallen. Hier gibt es deutlichere jahreszeitliche 
Unterschiede mit relativ häufigen Trends zu 
häufigerem extrem hohem Niederschlag im 
Winter bzw. extrem niedrigem Niederschlag im 
Sommer, aber mit ganz erheblichen regionalen 
Unterschieden innerhalb Deutschlands. So ist im 
Osten Deutschland ein Trend zu seltenerem, im 
Westen einen Trend zu häufigerem Auftreten 
von Extremereignissen zu erkennen. Beim Wind 
sind die Ergebnisse der Studie recht uneinheitlich. 

Abb. 3: 
Jahressummen 
1901-2007 des 
Gebietsnieder-
schlags Deutsch-
land; Quelle: 
Daten DWD, 
Bilder: Schön-
wiese und Ja-
noschitz 2008, 
Klima-Trendatlas 
Deutschland, 
aktualisierte 
Auflage 2008)
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Tendenziell nehmen die Häufigkeiten extremer 
täglicher Windmaxima im Winter zu und im 
Sommer ab. Dies gilt jedoch nicht für küstennahe 
Stationen, wo auch im Winter oft negative Trends 
extremer Tagesmaxima beobachtet wurden.

Stürme und Sturmfluten stellen für die deutschen 
Küsten der Nord- und Ostsee seit je her eine 
bedrohliche Naturgefahr dar. Die Frage, ob die 
Sturmhäufigkeit in Zunahme begriffen ist, ist 
deshalb besonders für den Küstenschutz von 
größter Bedeutung. Der Deutsche Wetterdienst 
stellt in dem Klimastatusbericht von 2007 fest, 
dass es an den deutschen Küsten eine markante 
Häufung in den neunziger Jahren an Stürmen 
gegeben hat; in den letzten Jahren trat jedoch eine 
deutliche Abnahme ein. Die derzeitige statistische 
Analyse zeigt somit keinen deutlichen Trend 
bezüglich Häufigkeit und Stärke der Stürme. Der 
lineare Trend weist eher eine leicht abnehmende 
Tendenz auf. Auch andere Auswertungen des 
Deutschen Wetterdienstes, die sich speziell auf 
die hohen Windgeschwindigkeiten aus den für die 
Deutsche Bucht kritischen Windrichtungen West 
bis Nord konzentrieren, zeigen keinen signifikanten 
Trend bezüglich der Zunahme von Häufigkeit und 
Intensität der Stürmen. 4

Meeresspiegelanstieg 

Eine der wichtigsten Folgen des anthropogenen 

1  Schönwiese und 
Janoschitz (2008)
2  Siehe hierzu Vor-
untersuchung zur 
niedersächsischen 
Anpassungsstrategie 
Der Klimawandel als 
Herausforderung für 
Staat und Gesellschaft 
2008
3  Jonas, Staeger und 
Schönwiese (2005)
4  Rosenhagen, G. 
(2007)

Klimawandels ist ohne Zweifel der Anstieg des 
globalen Meeresspiegels. Er ist für die Küsten-
regionen von besonderer Bedeutung. Weltweite 
Pegelmessungen an den Küsten zeigen, dass seit 
1870 der globale mittlere Meeresspiegel um rund 
20cm angestiegen ist (Abb. 6). 

Abb. 4 und 5: Deutschland Niederschlag Sommersummen 1901-2007 und Wintersummen 1902-2008 des Gebietsnie-
derschlags Deutschland mit linearem Trend (Quelle: Daten DWD, Bilder: Schönwiese und Janoschitz 2008, Klima-Trend-
atlas Deutschland, aktualisierte Auflage 2008)

Abb. 6: 
Der gemessene 
Anstieg des 
Meeresspiegels. 
Gezeigt sind 
Pegeldaten (dün-
ne blaue Linie: 
jährliche Werte, 
dicke blaue Linie: 
Trendlinie) sowie 
für Jahre 1993 bis 
2006 der Trend 
der Satellitenda-
ten (rot gestri-
chelt); 
Quelle: Rahms-
dorf, S. (2007): 
Der Anstieg des 
Meeresspiegels in 
Müller, Fuentes, 
und Kohl, Der UN-
Weltklimareport

Dabei kann man mit hoher statistischer Sicherheit 
sagen, dass sich die jährlichen Anstiegsraten 
über diesen Zeitraum deutlich erhöht haben. 
So zeigen aktuelle Satellitenmessungen für den 
Zeitraum 1993-2003 einen Meeresspiegelanstieg 
um 3,1mm pro Jahr – berücksichtigt man die 
neuesten Daten bis zum Jahr 2006, sogar um 
3,3mm pro Jahr (Rahmstorf et al., 2007). Der 
Anstieg des globalen mittleren Meeresspiegels hat 
sich in den Jahren 2006 und 2007 nach Aussagen 
des Klimastatusbericht 2007 des Deutschen 
Wetterdienstes fortgesetzt. Dieser Anstieg ist 
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deutlich höher als der mittlere Anstieg für das 
gesamte 20. Jahrhundert, der – abgeleitet aus 
Pegelständen - bei 1,7mm pro Jahr liegt. 

Die Hauptfaktoren für den Meeresspiegelanstieg 
im 20. und 21. Jahrhundert sind:
•  die thermische Ausdehnung der Ozeane 
•  Schmelzwassereintrag von Gletschern und  
 Eiskappen aus Regionen wie dem Himalaja,  
 Alaska, Patagonien etc.
•  der Eintrag schmelzender Kontinentaleismassen  
 des antarktischen Kontinents und Grönlands
•  Wechselwirkungen mit terrestrischen Wasser- 
 reservoiren wie Grundwasser, grundwasserfüh 
 rende Schichten, Talsperren oder Seen.

Den größten Beitrag zum Meeresspiegelanstieg 
seit 1960 liefern die thermische Ausdehnung der 
Ozeane sowie das Abschmelzen von Gletschern und 
Eiskappen. Die Oberflächenschmelze des grönländi-
schen Eisschildes gewinnt zunehmend an Einfluss. 
Alle diese Faktoren stehen im direkten Zusammen-
hang mit dem gegenwärtigen Klimawandel.

1.2
Klimaprojektionen 
für Deutschland und 
Nordwestregion

Als Grundlage für die Abschätzung künftiger Kli-
maentwicklungen werden von der Wissenschaft 
Klimamodelle erstellt. Mit Hilfe dieser Modelle 
lassen sich mögliche Entwicklungskorridore des 
künftigen Klimas – z.B. der Temperaturen und der 
Niederschläge – benennen. Grundlage dafür sind 
verschiedene Szenarien zu den möglichen zukünf-
tigen Treibhausgasemissionen, die unter anderem 
auf Annahmen über die zukünftige wirtschaftliche 
Entwicklung und das Bevölkerungswachstum ba-
sieren. Es werden globale Klimamodelle, die das 
Klima der gesamten Erdoberfläche simulieren, 
von regionalen Klimamodellen unterschieden, die 
Berechnungen für bestimmte Regionen liefern 
(Kasten 1).

Kasten 1: Regionale Klimamodelle
In Deutschland existieren zurzeit drei regionale Klimamodelle die am häufigsten genutzt werden. Hier-
bei handelt es sich um die mit REMO, WETTREG und CLM bezeichneten Modelle. Diese unterscheiden 
sich im Wesentlichen durch die Art ihres Berechnungsverfahrens sowie durch die horizontale Auflö-
sung ihrer Projektionen. REMO und CLM verwenden einen dynamischen Ansatz, während bei WETTREG 
ein statistisches Verfahren gewählt wurde. Das Modell WETTREG nutzt die statistischen Wechselbe-
ziehungen bisheriger Klimabeobachtungen – vor allem den Einfluss der Großwetterlagen auf das Lo-
kalklima. Es arbeitet mit Stationsdaten und liefert für diejenigen Stationen Ergebnisse, an denen auch 
Messreihen zur Verfügung stehen. Eingangsdaten des Modells sind meteorologische Daten von 282 
Klimastationen und 1695 Niederschlagsstationen in ganz Deutschland. Das vom Max-Planck-Institut 
für Meteorologie in Hamburg betrieben Modell REMO besitzt mit einem Gitternetz von 10x10 km die 
höchste räumliche Auflösung. Mit dem Modell REMO bilden die Forscher die dynamischen Vorgänge in 
der Atmosphäre ab. Die Klimasimulationen der beiden anderen Modelle WETTREG und CLM basieren auf 
einer räumlich größere Auflösung (20 x 20 km). Die Ergebnisse der Regionalmodelle können nicht als 
Vorhersagen interpretiert werden, sondern als Klimaszenarien oder Klimaprojektionen. Klimaszenarien 
und -projektionen stellen im Unterschied zu Vorhersagen nur mögliche künftige Entwicklungskorridore 
dar. In Zukunft könnten derartige regionale Klimaszenarien den politischen Entscheidungsträgern für 
ihre regionalspezifischen Handlungsperspektiven hinreichend abgesicherte Aussagen über die künftig 
auftretenden Klimaereignisse in der jeweils betrachteten Region liefern. Dies wird aufgrund der Unsi-
cherheiten jedoch derzeit noch kontrovers diskutiert. In der Summe stehen jedoch aus REMO, CLM und 
WETTREG mehrere Realisierungen für die drei untersuchten Szenarien (A1B, A2, B1) zur Verfügung5. 

5  Die Zukunfts- bzw. 
Emissionsszenarien 
B1, A1B und 
A2 wurden vom 
Zwischenstaatlichen 
Ausschuss für 
Klimaänderungen 
(IPCC) definiert und 
beschreiben sich 
unterschiedlich 
entwickelnde 
Welten. Im Ergebnis 
unterschiedlicher 
Entwicklungen 
steigen die globalen 
Kohlendioxid (CO2)-
Emissionen in allen 
Szenarien bis 2050 an 
auf etwa 9, 16 bzw.17 
GtC (Gigatonnen, 
eine Gigatonne = 
1000 Tonnen CO2). 
Anschließend sinken 
sie in B1 unter die 
Werte von 1990 und in 
A1B auf 13 GtC. In A2 
steigen sie ungebremst 
auf fast 30 GtC. 
Die entsprechenden 
CO2-Konzentrationen 
betragen im Jahr 2100 
etwa 540, 710 bzw. 
840 ppm CO2 (ppm = 
parts per million/Teile 
pro Millionen). Zum 
Vergleich: die CO2-
Konzentration in der 
Atmosphäre lag 1880 
bei etwa 280 ppm und 
hat momentan 385 
ppm (Jahr 2008) CO2 
erreicht.
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Abb. 7 und 8: MPI-M REMO: Temperaturen und Niederschläge für die Periode 2071-2100; Abbildung 3 (links): 
Änderung der Jahresmitteltemperatur in 2 m Höhe für das A1B-Emissionsszenario beim Vergleich der Perioden 
2071-2100 und 1961-1990; Abbildung 4 (rechts): Relative Änderung der mittleren Jahresniederschläge in Prozent 
für das A1B-Emissionsszenario beim Vergleich der Perioden 2071-2100 und 1961-1990.

1.2.1 Nationale Klimaprojektionen

Basierend auf den Klimamodellen REMO und 
WETTREG erstellten das Max-Planck-Institut für 
Meteorologie (MPI) in Hamburg und die Firma Cli-
mate & Environment Consulting GmbH in Potsdam 
im Auftrag des Umweltbundesamtes Projektionen 
für mögliche Klimaänderungen in Deutschland bis 
zum Jahr 2100. 

Temperaturentwicklung

Abhängig von der Höhe des künftigen globalen 
Treibhausgas-Ausstoßes, ist eine Erhöhung der 
Jahresmitteltemperatur bis zum Jahr 2100, im 
Vergleich zum Zeitraum 1961 bis 1990, um 1,5 bis 
3,7°C zu erwarten. Sehr wahrscheinlich ist dabei 

eine Erwärmung um 2 bis 3°C. Der Anstieg der 
Jahresmitteltemperatur bewirkt ganzjährig höhere 
Temperaturen, wobei sich die Erwärmung regio-
nal und saisonal unterschiedlich stark ausprägen 
könnte (Abb. 7). Der größte Temperaturanstieg 
wäre im Winter zu erwarten. Tage mit Frost und 
Schnee würden deutlich abnehmen und Tage mit 
einer Maximumtemperatur über 30°C deutlich 
zunehmen. Neben größerer Hitze am Tag gäbe es 
zudem häufiger „Tropennächte“, in denen die Tem-
peratur nicht unter 20°C sinkt.
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Abb. 9 und 10: MPI-M REMO: Temperaturen und Niederschläge für die Periode 2071-2100; Abbildung 3 (links): 
Änderung der Jahresmitteltemperatur in 2 m Höhe für das A1B-Emissionsszenario beim Vergleich der Perioden 
2071-2100 und 1961-1990; Abbildung 4 (rechts): Relative Änderung der mittleren Jahresniederschläge in Prozent 
für das A1B-Emissionsszenario beim Vergleich der Perioden 2071-2100 und 1961-1990.

Niederschlagsentwicklung

Bei den Niederschlägen ist ein Trend für den 
Gesamtjahresniederschlag weniger gut sichtbar 
(Abb.8). Hier zeichnet sich eher eine Umverteilung 
innerhalb der Jahreszeiten ab. Die sommerlichen 
Niederschläge könnten sich durchschnittlich um 
30 Prozent verringern. Am stärksten wäre dieser 
Niederschlagsrückgang im Nordosten und Süd-
westen Deutschlands ausgeprägt (Abb. 9 und Abb. 
10). Hier könnten gegen Ende des 21. Jahrhunderts 
im Sommer etwa nur noch zwei Drittel oder sogar 
noch weniger Niederschläge fallen als bisher.

1.2.2 Regionale Klimaprojektionen

Für Niedersachsen und die Unterweserregion sind 
verschiedene Klimaprojektionen erstellt worden. So 
sind im Rahmen der Klimafolgenforschungsprojekte 
Klimaänderung und Unterweserregion (KLIMU) und 
Klimawandel und präventives Risikomanagement 
an der deutschen Nordseeküste“ (KRIM) aus glo-
balen Klimamodellen mittels eines „Downscaling“ 
für verschiedene Klimaparameter wahrscheinliche 
Veränderungen für die Unterweser- bzw. Jade-
Weser-Region abgeleitet worden. Grundlage 
dieser Methode war das sozioökonomische Emis-
sionsszenario IS92a des IPCC aus dem Jahre 2001, 
in dem ein eher hoher zukünftiger CO2-Ausstoß ein 
kräftiges Klimasignal verursacht, das in das globa-
le Klimamodell ECHAM4/OPYC3 eingespeist wurde. 
Weiterhin wurde im Rahmen von Vorarbeiten und 
-initiativen für eine niedersächsische Anpassungs-
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strategie das vom Weltklimarat (IPCC) vorgestellte 
Emissionsszenariosszenario A1B (gemäß 4. Sach-
standsbericht aus dem Jahr 2007) verwendet, um 
die möglichen Klimaänderungen Niedersachsens im 
Laufe des 21. Jahrhunderts zu beschreiben. Die hier 
resultierenden Trends der Klimaprojektionen basie-
ren überwiegend auf dem Regional-Modell CLM, 
das vom Max-Planck-Institut für Meteorologie 
unter Mitwirkung des Deutschen Klimarechenzen-
trums in Hamburg entwickelt wurde. Schließlich 
können die neuesten Klimaprojektionen, die aus 
den regionalen Klimamodellen REMO und WETT-
REG des Max-Planck-Instituts für Meteorologie 
in Hamburg bzw. von der Climate & Environment 
Consulting Potsdam GmbH in Potsdam abgeleitet 
werden können, für Aussagen bezüglich der zu-
künftigen Klimaveränderungen für die nordwestli-
che Region Deutschlands herangezogen werden.

Temperaturentwicklung

Das in KLIMU erstellte regionalisierte Szenario für 
die Unterweserregion für das Jahr 2050 kommt 
auf der Basis des Bezugszeitraums 1961-1990 zu 
folgenden Erkenntnissen: In den Quartalen von 
Dezember bis Februar und März bis Mai kommt 
es zu relativ stärkeren Temperaturerhöhungen, so 
dass zukünftig mit wärmeren Wintern und Früh-
jahren gerechnet werden muss. Im Jahresmittel 
könnte sich die bodennahe Lufttemperatur um 
2,7°C erhöhen. 

Die aktuellen Klimaprojektionen der regionalen 
Klimamodelle REMO und WETTREG zeigen für die 
Nordseeküstenregion bis zum Ende des 21. Jahr-
hunderts einen im Vergleich zum Klimaszenario aus 
KLIMU geringeren Temperaturanstieg von ca. 2 bis 
2,5°C für die Periode 2071-2100. Als Ursache kann 
die Nähe zur Nordsee und das dadurch relativ aus-
geglichene und gemäßigte Küstenklima angesehen 
werden. Für die weiter im Binnenland liegende 
Region um Bremen ist eine stärkere Erwärmung zu 
erwarten als für die Küstenregion. Auch die Zunah-
me der Häufi gkeiten von Temperaturkenntagen wie 
Eistage, Frosttage, Sommertage, Heißer Tag und 
Tropennächte fallen in der Küstenregion geringer 
aus als in anderen Gebieten Deutschlands. Auffällig 

ist, dass die Änderung der Kenntage in der Dekade 
2091-2100 im Vergleich zur Dekade 1981-1990 für 
das höhere Emissionsszenario A1B deutlicher aus-
fällt als in anderen Naturräumen. So geht die Zahl 
der Frosttage beim Vergleich der beiden Dekaden 
um mehr als das Doppelte zurück und die Zahl der 
Sommertage nimmt um mehr als das Doppelte zu. 
Bei der jahreszeitlichen Differenzierung der Erwär-
mung lassen sich aus den genannten regionalen 
Klimamodellen und aus dem KLIMU-Klimaszenario 
dieselben Trends ableiten, wobei sich nur einzelne 
Details unterscheiden. Übereinstimmend ist v. a. 
mit deutlich wärmeren Wintern zu rechnen.6

Nach den Modellrechnungen, die auf dem Regio-
nal-Modell CLM für das Bundesland Niedersach-
sen beruhen, ist ein Anstieg der gegenwärtigen 
Jahresmitteltemperatur um ca. 3°C bis zum Jahr 
2100 zu erwarten. Auch hier ist der Temperaturan-
stieg nicht gleichmäßig über das Jahr verteilt. Am 
stärksten ist der Anstieg im Winter und Herbst (3 
bis 4°C), während der Anstieg im Frühling mit 1,8°C 
relativ moderat ausfallen könnte. Die Unterschiede 
im Anstieg der mittleren saisonalen Lufttemperatur 
zeigen sich in dem CLM-Modell auch durch eine 
Verlängerung der frostfreien Zeit. Sie würde sich 
bis zum Ende des Jahrhunderts in Niedersachsen 
um weitere 50 bis 55 Tage verlängern, was sowohl 
aus einem Rückgang der Spätfröste (21 Tage früher) 
als auch aus späterem Auftreten der Frühfröste (32 
Tage) resultiert. Auch würde sich die mittlere Dauer 
der thermischen Vegetationsperiode um 70 bis 80 
Tage erhöhen. Die Änderung im Küstenbereich und 
im westlichen und mittleren Teil Niedersachsens 
könnte sogar 80 bis 90 Tage betragen. 

Niederschlagsentwicklung

Das KLIMU-Szenario zeigt für die Niederschlag-
sentwicklung deutlich erhöhte Niederschläge im 
Quartal März bis Mai, während im Quartal Juni 
bis August die Niederschlagsmengen wahrschein-
lich abnehmen werden. In Zukunft ist daher mit 
feuchteren Wintern und trockeneren Sommern 
zu rechnen. In der Jahressumme können sich die 
Niederschläge um ca. 10% erhöhen. Die Klimapro-
jektionen, die aus den regionalen Klimamodellen 
REMO und WETTREG abgeleitet wurden, zeigen 
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für die Nordseeküste im Winter eine überdurch-
schnittliche Zunahme des Niederschlags bis zum 
Zeitraum 2071 bis 2100 von maximal bis zu 50 
Prozent (gemäß dem höheren Emissionsszenario 
A1B, entsprechend geringer im Emissionsszenario 
B1). Im Sommer ist hingegen mit einer leichten Ab-
nahme der Niederschläge um ca. 10% zu rechnen. 
Die Jahressumme bleibt jedoch insgesamt unverän-
dert. Verglichen mit dem oben genannten KLIMU-
Klimaszenario ergeben sich also ähnliche Trends. 
Der Trend wird auch durch das Regional-Modell 
CLM (Emissionsszenario A1B) bestätigt, dass für 
den Küstenbereich einen Anstieg der jährlichen 
Niederschlagssumme von 5 bis 10% berechnet. 

Extremwetterereignisse 

Extremereignisse sind seltene Ereignisse, die stark 
von einem statistischen Mittelwert abweichen, 
wie beispielsweise Hitzewellen mit Trockenperi-
oden, Starkniederschläge sowie Stürme und die 
durch sie verursachten Sturmfluten. Vergleiche 
verschiedener regionaler Klimamodellrechnungen 
bestätigen, dass schon geringe Änderungen des 
mittleren Klimas oder der Klimavariabilität große 
Veränderungen in der Häufigkeit von Extremer-
eignissen verursachen. Solche Extremereignisse 
sind daher von großer Bedeutung, da sie schon 
heute häufig hohe Schäden verursachen und gra-
vierende Folgen für die Menschen und die Umwelt 
haben. Der deutsche Wetterdienst stellt in seinem 
Klimastatusbericht 2007 fest, dass die Diskussion 
über die Auswirkung des Klimawandels auf die 
Sturmfluten ist in vollem Gange ist.

Über eine Zunahme der Intensität von Stürmen 
in mittleren Breiten zwischen den bestehenden 
Klimamodellen besteht bisher wenig Übereinstim-
mung. So konstatieren Schuchardt, Wittig, und 
Schirmer (2008), dass die zukünftige Entwicklung 
der Sturmfluten bezüglich der Häufigkeit bestimm-
ter Wasserstände und der Höhe von Extremwerten 
nur sehr eingeschränkt abzuschätzen ist. Storch u.a 
(2005) zeigen die regionalen Klimaprojektionen für 
die Sturmintensität und für die Veränderungen 
des Windes noch keine belastbaren Ergebnisse. 
Es gibt eine Tendenz zur Zunahme von Sturm-

fluten, aber noch keine statistisch abgesicherten 
Befunde im Bereich der Nordseeküste. Auch wenn 
kein zunehmender Trend bezüglich Häufigkeit und 
Stärke außertropischer Winterstürme erkennbar ist, 
wird von Klima-Modellierern für die zweite Hälfte 
dieses Jahrhunderts eine Zunahme extremer Stur-
mereignisse für wahrscheinlich gehalten. So geht 
beispielsweise das niedersächsische Ministerium 
für Umwelt und Klimaschutz in dem Strukturpa-
pier zur niedersächsischen Anpassungsstrategie 
davon aus, dass die Anzahl der Tage mit hohen 
Windgeschwindigkeiten bis Ende des Jahrhunderts 
um 50% zunehmen wird und bei der Anzahl von 
Sturmfluten sogar von 50-100%. Für Norddeutsch-
land wird es von Meinke (2007) als wahrscheinlich 
erachtet, dass die Stärke der nördlichen und west-
lichen Winterstürme zunimmt. Die Windgeschwin-
digkeiten könnten sich im Winter um ca. 10% 
erhöhen, während sie im Sommer eher abnehmen 
könnten. 

Meeresspiegelanstieg 

Hinsichtlich eines möglichen Meeresspiegelan-
stiegs machen die regionalen Klimamodelle keine 
Aussage. Die globalen Klimamodelle des IPCC aus 
dem Jahr 2007 berechnen einen Meeresspiegelan-
stieg zwischen 38cm (niedriges Emissionsszenario) 
und 59cm (hohes Emissionsszenario) bis zum Jahr 
2100. Dabei weist der IPCC ausdrücklich auf die 
verbleibenden Unsicherheiten in der Kenntnis 
des Klimasystems hin und benennt diesbezüglich 
insbesondere das zukünftige Verhalten der Eis- 
und Gletschermassen, so dass die angegebenen 
Werte keinesfalls als Obergrenzen des Meeres-
spiegelanstiegs zu verstehen sind. Rahmsdorf 
und Richardson (2007) gehen abweichend von 
der Einschätzung des IPCC von einem Anstieg des 
Meeresspiegels um etwa 3,4mm/Jahr pro 1°C Tem-
peraturerhöhung der Atmosphäre aus, was für das 
A1B-Szenario (~3°C Anstieg bis 2100) schon 1 m, 
für das A1FI-Szenario mit 2,5 bis 6°C sogar bis zu 
2,4m bedeuten würde. 

Bei diesen Berechnungen ist das Abschmelzen des 
Grönlandeises und der Westantarktis noch nicht 
enthalten ist. Im Laufe der letzten 10 Jahre gibt 
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es auch Anzeichen für einen wachsenden Beitrag 
durch die Dynamik der Gletscher sowohl des 
grönländischen als auch des westantarktischen 
Eisschildes. In diesen Kontinentaleismassen sind 
Wassermengen enthalten, die den Meeresspie-
gel um 7m (grönländischer Eisschild) bzw. 6m 
(westantarktischer Eisschild) anheben könnten.7 

Die Übersetzung der globalen Beobachtungen und 
Prognosen der Veränderungen des Meeresspiegels 
auf die regionale Ebene muss nach Schuchardt, 
Wittig und Schirmer (2008) zudem die spezifischen 
Bedingungen an der deutschen Nordseeküste be-
rücksichtigen. Dies betrifft u.a. die relative Senkung 
der Niedersächsischen Küste und die Veränderung 
des Tidehubs, insbesondere den Anstieg des Tide-
hochwassers. Durch das häufigere Auftreten von 
Sturmereignisse und der damit einhergehenden 
Sturmfluten kann der mittlere Meeresspiegelan-
stieg höher ausfallen, da sich dadurch das mittlere 
Tidehochwasser überproportional erhöht. Der Mee-
resspiegel kann somit mehr als im globalen Mittel 
ansteigen. Die Landsenkung als Nachwirkung der 
letzten Eiszeit wird bis 2100 an den Küsten ca. 
10-20cm betragen. Infolge des geringen Gefälles 
in den norddeutschen Ästuaren (u.a. Weser, Ems, 
Elbe) setzt sich ein weiterer Anstieg des küsten-
nahen Meeresspiegels nahezu unverändert in die 
Ästuare hinein fort. 6  Detaillierte Ausführungen finden sich bei Schuchardt, B. und M. Schirmer      

(2005) und Schuchardt, B., S. Wittig und M. Schirmer (2008)
7  Klimastatusbericht 2007 des Deutschen Wetterdienstes

1.3 
Regionale und 
sektorale Klimafolgen

Die Nordwestregion mit der Nordseeküste, des 
Weserästuars, der Wesermarsch und den städti-
schen Ballungsräumen Bremen und Bremerhaven 
gehört laut Aussage des Umweltbundesamtes zu 
den stark vom Klimawandel betroffenen Regionen 
in Deutschland, insbesondere durch den beschleu-
nigten Meeresspiegelanstieg und stärkere und/oder 
häufigere Sturmfluten. Der Klimawandel wird zu 
einem breiten Spektrum von Auswirkungen sowohl 
auf die natürlichen wie die gesellschaftlichen Sys-
teme der Region führen. Dabei werden nicht nur 
die Naturräume mit ihren unterschiedlichen Öko-
systemen, sondern auch verschiedene Sektoren, 
wie z.B. Landwirtschaft, Naturschutz, Fischerei, 
Küstenschutz, Tourismus, menschliche Gesundheit, 
Stadt- und Regionalplanung, Wasserwirtschaft 
und Hochwasserschutz betroffen sein. Zusätzlich 
ist denkbar, dass sich die prognostizierte Zunahme 
von Extremwetterereignissen auf sog. kritische 
Infrastrukturen wie die Energie- und Wasserver-
sorgung, das Transport- und Verkehrswesen oder 
die Hafenwirtschaft auswirken könnte. Insgesamt 
sind aufgrund der komplexen Wechselwirkungen 
zwischen Natur, Gesellschaft und der Wirtschaft 
Klimafolgen für die meisten Sektoren und Hand-
lungsbereiche wahrscheinlich. Noch sind diese Kli-
maeffekte im Einzelnen zu wenig untersucht und 
sind Kombinationswirkungen teilweise unbekannt, 
um belastbare Aussagen über die Gesamtheit al-
ler Klimafolgen treffen zu können. Die folgende 
Darstellung konzentriert sich daher auf solche 
Sektoren bzw. Handlungsfelder, für die bereits 
konkretere Einschätzungen möglich sind, nachdem 
sie in diversen Forschungsvorhaben untersucht 
wurden (KLIMU, KRIM, KlimawandelUnterweser) 
bzw. aktuell bearbeitet werden (Nordwest 2050). 
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Wasserwirtschaft

Von den möglichen negativen Auswirkungen des 
Klimawandels sind in Norddeutschland im Bereich 
der Wasserwirtschaft vor allem die erhöhte Hoch-
wassergefahr in den Winter- und Frühjahrsmona-
ten und die Verringerung des Wasserdargebots im 
Sommer von Bedeutung (siehe hierzu ausführlich 
Kapitel 3.3). Hinzu kommt eine besonders im Som-
mer erhöhte Wahrscheinlichkeit von Starkregener-
eignissen und eine im Winter veränderte Schnee-
deckendauer. Abnehmende Sommerniederschläge 
können zu häufi geren Wassermangelsituationen 
bei den landwirtschaftlichen Nutzpfl anzen führen 
und können damit auch Auswirkungen auf die 
Landwirtschaft haben. 
Regionen in Flussnähe müssen sich im Klimawan-
del einerseits auf die Zunahme der Häufi gkeit und 
Intensität von Hochwasserereignissen einstellen. 
Die länger andauernden und intensiveren Win-
terniederschläge, die als Regen niedergehen, und 
die häufi geren und/oder stärkeren Sommernieder-
schläge können neue Anforderungen an den Hoch-
wasserschutz stellen. Die katastrophalen Hochwas-
serereignisse der letzten Jahre haben gezeigt, mit 
welch immensen wirtschaftlichen Schäden eine 
unsachgemäße Siedlungsentwicklung in hoch-
wassergefährdeten Gebieten verbunden sein kann. 
In kleineren Flusseinzugsgebieten können insbe-
sondere die zunehmenden Starkregenereignisse 
vermehrt Hochwassersituationen verursachen. 
Treffen dieses auf stark versiegelte und besiedelte 
Gebiete, so ist nicht auszuschließen, dass es zur 
Überlastung der städtischen Entwässerungssyste-
me kommt, die entsprechende Überfl utungsschä-
den nach sich ziehen.
Auf der anderen Seite ist in den Flusssystemen 
mit längeren Niedrigwasserperioden zu rechnen, 
da die veränderte Jahresniederschlagsverteilung 
zu längeren sommerliche Trockenperioden führen 
kann. Gleichzeitig verursachen ansteigende Luft-
temperaturen einen erhöhten Wärmeeintrag in die 
Gewässer. In Kombination mit einer geringeren 
Wasserführung im Sommer, die grundsätzlich zu 
einer Erhöhung der Konzentrationen aller Wasser-
inhaltsstoffe führt, wird die Gewässergüte beein-
trächtigt. Zudem kann es zu einer Abnahme  biolo-

gisch essentieller Gase wie Sauerstoff kommen. In 
der Konsequenz resultieren Beeinträchtigungen der 
Wasserqualität und -quantität zu Einschränkungen 
in der Nutzbarkeit der Gewässer für die Wasser-
entnahme und -einleitungen z.B. für thermische 
Kraftwerke, Brauch- und Bewässerungswasser, 
Kläranlagen sowie Fischteiche.
Die erwartete Veränderung der Stärke und Ver-
teilung von Niederschlägen wird zudem die 
Grundwasserneubildung beeinfl ussen. Grundwas-
serneubildung ist überwiegend auf den Winter 
beschränkt; die Prognosen zum Klimawandel 
sagen für den Winter allgemein eher höhere Nie-
derschläge vorher. Vor allem in Regionen mit gut 
durchlässigen Böden könnte dies trotz geringerer 
Niederschläge im Sommer und einer erhöhten po-
tentiellen Verdunstung zu einem Anstieg des Dar-
gebotes führen. Dagegen wird das Grundwasser-
dargebot in Regionen mit schlecht durchlässigen 
Böden und Böden mit geringer Speicherkapazität 
wahrscheinlich zurückgehen. Dies kann vor allem 
in heißen Sommern, in denen sich der Wasserbe-
darf der Vegetation zum Teil deutlich erhöht, zu 
Versorgungsproblemen führen. Denn insbesondere 
bei Böden mit geringerer Wasserspeicherkapazität 
ist eine Intensivierung der landwirtschaftlichen Be-
regnung mit Erhöhung der Anzahl der Beregnungs-
gaben und einer Ausweitung der Beregnungsfl ä-
chen zu erwarten, wenn die landwirtschaftliche 
Produktivität beibehalten werden soll.

Küstenschutz

Die wichtigsten Klimafolgen für den Küstenschutz 
sind ein beschleunigt ansteigender Meeresspiegel 
sowie Änderungen in der Häufi gkeit und/oder 
Intensität der Stürme mit damit verbundenen 
Sturmfl uten. Die regionalen Klimaprojektionen für 
die Sturmintensität ist jedoch noch sehr unsicher. 
So konnten für das 20. Jahrhundert keine signifi -
kanten Änderungen nachgewiesen werden (siehe 
hierzu auch 1.2.2). Im Zuge des Klimawandels 
könnten in den Küstengebieten jedoch winterliche 
Sturmfl uten in Zukunft häufi ger auftreten und 
aufgrund ihrer höheren Spitzenwasserstände einen 
größeren Schadensumfang erreichen. 
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Das Umweltbundesamt weist in seinem Themen-
blatt Küstenschutz und Raumplanung aus dem 
Jahre 2008 darauf hin, dass zusätzlich zu dem 
Meeresspiegelanstieg und der Sturmfl utgefahr 
auch die Folgen extremer Niederschläge in den 
deutschen Küstenregionen zu beachten sind. Durch 
sie kann es für die niedrig liegenden Marschgebiete 
zu erhöhten Anforderungen an die Entwässerung 
kommen sowie zu erhöhten Wasserständen beim 
Zusammentreffen hoher Binnenwasserabfl üsse mit 
hohen Sturmfl utwasserständen in den niederen 
Flussmündungen. Die Folgen der höheren maxi-
malen Wasserstände an den Küsten sind reduzierte 
Sicherheiten und eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, 
dass Küstenschutzsysteme versagen. Sollten dieses 
eintreten, kann es durch Überfl utung zu gebiets-
weise hohen Sachschäden, zur Beeinträchtigung 
der ökonomischen Wertschöpfung und zu Toten 
und Verletzten in den Küstenregionen kommen. 
Eine weitere Folge bei erhöhten Wasserständen 
kann das verstärkte Eindringen von Salzwasser in 
das Grundwasser und in die küstennahen Flüsse 
oder Seen sein. Auch ist ein Verlust wertvoller 
Feuchtgebiete durch verstärkte Erosionsprozesse 
zu befürchten. Nach Schirmer und Wittig 2007 
ergeben sich aus den Folgen des Klimawandels 
für die Bevölkerung und die Wirtschaft in den 
Küstenregionen deutlich erhöhte Risiken. Zwar 
wurden Sturmfl utschäden infolge des Versagens 
der Küstenschutzsysteme in den vergangenen 
Jahrzehnten erfolgreich vermieden. Die zuneh-
mend intensivere Nutzung der Küstenregionen 
kann künftig aber Nutzungskonfl ikte und Risiken 
deutlich verstärken.

Landwirtschaft und Boden

Schirmer und Wittig 2007 haben in dem Werk-
stattbericht Auswirkungen des Klimawandels auf 
Natur und Gesellschaft in der Unterweserregion 
für das Forschungsvorhaben Klimawandel Unter-
weser die wesentlichen Folgen des Klimawandels 
auf Themenfeld Landwirtschaft zusammengefasst. 
Demnach wird die Landwirtschaft in der Region, 
die durch Grünlandwirtschaft geprägt ist, maß-
geblich durch die veränderten saisonalen Tempe-
raturen, Niederschlagsmengen und –verteilung, 

Sonnenscheindauer und die CO2-Konzentration in 
der Atmosphäre beeinfl usst.
Eine Temperaturerhöhung kann bei landwirt-
schaftlichen Pfl anzen zu erhöhten Stoffwechsel-
leistungen, längerem Wachstum und verlängerten 
Vegetationsperioden führen. Dies kann, bei op-
timalen Rahmenbedingungen zu einer Zunahme 
der Biomasseproduktion des Grünlands und damit 
Ernteerträgen führen. Die erhöhte oberirdische und 
unterirdische pfl anzliche Biomasse pro Flächenein-
heit kann im Boden den Humusgehalt erhöhen. Bei 
Nutztieren, wie dem Milchrind, konnten Auswir-
kungen erhöhter Hitzelast auf die Leistungsmerk-
male der Tiere aufgezeigt werden (z.B. hinsichtlich 
Milchleistung, Milchqualität, Gesundheit). Eine 
Folge erhöhter Temperaturen kann weiterhin die 
Einwanderung Wärme liebender Pfl anzen und Tiere 
sein, die als Nahrungskonkurrenten oder Schädlin-
ge auftreten und die heimische Flora und Fauna 
verändern können. In der Tierhaltung ist mit dem 
Auftreten neuartiger, insbesondere durch Vektoren 
übertragener Tierseuchen zu rechnen. Generell ist 
jedoch die Sensitivität bei Pfl anzen und Nutztieren 
dennoch gegenüber einer Temperaturerhöhung 
aufgrund des vergleichsweise ausgeglichenen Küs-
tenklimas als gering einzuschätzen. 
Die Folgen eines erhöhten CO2-Gehaltes der Luft, 
der prinzipiell bis zu einem bestimmten Grad das 
Wachstum von Pfl anzen positiv beeinfl ussen kann 
(„Düngeeffekt“), werden kontrovers diskutiert. Un-
tersuchungen von an dem in der Untersuchungsre-
gion weit verbreiteten Weidelgras (Lolium perenne) 
zeigen jedoch, bei guter Stickstoffversorgung  ei-
nen deutlichen Düngeeffekt durch erhöhte Kohlen-
dioxidgehalte der Luft.8 Die positiven „düngenden“ 
Auswirkungen von erhöhten CO2-Werten sind so-
mit auf Grünlandstandorten als hoch einzustufen.
Die Veränderung der Niederschlagssituation hin-
sichtlich Menge und jahreszeitliche Verteilung 
führt zu Veränderungen im Bodenwasser- und 
Grundwasserhaushalt sowie zu veränderter Ver-
dunstung bzw. Evapotranspiration. Dadurch kommt 
es auch zu einer Veränderung der Grundwasserfl u-
rabstände und der Grundwasserstufe. Zusätzlich 
können sich die Grundwasserneubildungsraten und 
die Bodenfeuchte verändern. Aufgrund der vorher-
gesagten veränderten Niederschläge in den Winter- 
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und Sommermonaten (siehe auch 1.2.2) ist für die 
Bodenfeuchte mit einer Zunahme im Winter und 
einer Abnahme im Sommer zu rechnen, welches 
auf 6% der Grünlandflächen zu Ertragseinbußen 
bzw. veränderter Bewirtschaftung führen kann. 
Allerdings sind auch auf 10% der Flussmarsch- 
und Brackmarschstandorte Verbesserungen in 
der ackerbaulichen Nutzung zu erwarten.9 Mit 
veränderten Feuchteverhältnissen sind veränderte 
Nutzungsmöglichkeiten verbunden. So kann die 
Befahrungsmöglichkeit, die Zugänglichkeit der 
landwirtschaftlichen Nutzflächen im Frühjahr oder 
der erste Mahdtermin erst später erfolgen. Eine 
sinkende Bodenfeuchte im Sommer könnte verein-
zelt auch zu Trockenheitsstress bei Pflanzen führen 
und auf diese Weise die Erträge minimieren. 
Auch die Zunahme von Ernteausfällen durch Extre-
mereignisse z.B. durch Sturmschäden, Starknieder-
schläge, heftigere Gewitter mit Hagelschlag, Hitze 
und Spätfröste können für die Landwirtschaft rele-
vante Klimafolgen sein. 

Die Anforderungen an die Entwässerung über 
das Grabensystem der Marsch können sich durch 
veränderte Grundwassermengen, einen erhöhten 
Meeresspiegel bzw. erhöhte mittlere Tidehochwas-
serstände und mehr Niederschläge erhöhen. Dieses 
hat Konsequenzen für die zu pumpenden Was-
sermengen. Sensitivitäten aus einer veränderten 
Wasserwirtschaft (Be- und Entwässerung) können 
zudem aus einem erhöhten Salzeinfluss in den 
Marschgräben, der sowohl durch Intrusion salzhal-
tigen Grundwassers als auch durch Bewässerung 
mit brackigem Weserwasser verursacht wird, und 
verkürzten Sielzugzeiten resultieren. Weitere eher 
mittelbare Klimafolgen können sich aus dem Flä-
chenbedarf anderer Nutzungen wie z.B. Deichbau 
mit zusätzlicher Infrastruktur oder dem Tourismus 
sowie dem Naturschutz ergeben. 

Naturschutz und Biodiversität

Die zu erwartenden Veränderungen der klimati-
schen Bedingungen werden sich spürbar auf die 
Artenzusammensetzung und Artenvielfalt der 
Ökosysteme und damit auf ihre Biodiversität aus-
wirken. Klimaveränderungen haben maßgebliche 

Auswirkungen auf die Standortbedingungen wild 
lebender Tier- und Pflanzenarten. Daher kann der 
Klimawandel zu Änderungen im Verhalten, bei der 
Fortpflanzung, für die Vitalität und Konkurrenzfä-
higkeit sowie in den Nahrungsbeziehungen von Ar-
ten führen, wodurch z.B. die heutige jahreszeitliche 
Synchronisation gestört wird. Daraus ergeben sich 
Konsequenzen für die geografische Verbreitung von 
Arten wie z.B. Ausbreitung von Wärme toleranten 
Arten, Rückgang Kälte toleranter Arten oder Ver-
drängung durch einwandernde Arten und damit für 
die Artenzusammensetzung und die Struktur von 
Ökosystemen. Insbesondere für solche Arten erhöht 
sich das Gefährdungspotential, die sehr spezifische 
Lebensraumansprüche haben und denen nur ein 
kleines potentielles Verbreitungsgebiet zur Ver-
fügung steht oder die sich neue Lebensräume 
aufgrund schlechter Ausbreitungsmöglichkeiten 
nicht oder nur schwer erschließen können. Auswir-
kungen auf die Verbreitungsgebiete von Arten, auf 
die Artenzusammensetzung und die Struktur von 
Ökosystemen sind also sehr wahrscheinlich, wobei 
die Prognosen über deren Umfang unterschiedlich 
ausfallen. Als besonders anfällig werden Feuchtge-
biete, Wald- und Gewässerökosysteme sowie Bi-
otoptypen der Hochlagen und der Küstenregionen 
eingestuft.

Menschliche Gesundheit

Als wichtigste direkte Auswirkung des Klimawan-
dels auf die menschliche Gesundheit wird die Be-
lastung durch Hitze angesehen. Längere Hitzeperi-
oden ohne ausreichende nächtliche Abkühlung in 
Kombination mit hoher Luftfeuchte sind ein starker 
gesundheitlicher Belastungsfaktor vor allem für 
anfällige Bevölkerungsgruppen wie ältere oder 
krankheitsvorbelastete Menschen, der im Extrem-
fall lebensbedrohlich sein kann. Deutliches Beispiel 
hierfür ist der Hitzesommer 2003, der in Deutsch-
land zu 7.000 zusätzlichen Todesfällen geführt hat. 
Als eine weitere wichtige Folge des Klimawandels 
für die menschliche Gesundheit ist die verstärkte 
Ausbreitung von Infektionskrankheiten zu nennen, 
da viele Infektionskrankheiten direkt oder indirekt 
vom Klima beeinflusst werden und mit zuneh-
mender Erwärmung das Risiko ihrer Ausbreitung 



  

20 21

steigt. Dies gilt insbesondere für vektorgebundene 
Erkrankungen – also solche Erkrankungen, die 
nicht direkt von Mensch zu Mensch, sondern durch 
Überträger (Vektoren) verbreitet werden, da diese 
Tiere empfindlich auf Umwelt- und Klimaeinflüsse 
reagieren. Beispiele sind durch Zecken übertragba-
re Krankheiten wie Lyme-Borreliose und Frühsom-
mer-Meningoenzephalitis (FSME), durch Mücken 
wie Malaria, Dengue-Fieber, West-Nil-Fieber und 
Chikungunya-Fieber oder durch Nagetiere wie das 
Hanta-Fieber.

Tourismus

Die Auswirkungen des Klimawandels auf den Be-
reich Tourismus hängen stark von der Reiseform ab. 
Für Städtereisen bedeutet der Aspekt der Wettersi-
cherheit hinsichtlich länger wärmerer Temperatu-
ren positive, hinsichtlich häufigerer Hitzeperioden 
und –wellen („Wärmeinseln“) und Extremereignisse 
wie Gewitter mit starken Stürmen oder Starknie-
derschläge eher negative Folgen. Für längere Peri-
oden mit wärmeren Temperaturen kann mit einer 
verlängerten Saison und bis zu einem gewissen 
Grad mit steigender Attraktivität des Städtetou-
rismus gerechnet werden. Für den Landtourismus 
könnten längere Perioden mit höheren Temperatu-
ren sowohl zu einer höheren Touristenzahl als auch 
zu einer Verschiebung der Urlaubszeiten führen. Zu 
erwarten wäre eine Abnahme in den Ferienmona-
ten Juli und August und Zunahme in der Vor- und 
Nachsaison (Nebensaison). Hitzeperioden hätten 
hier einen negativen Effekt, der aber vergleichs-
weise gering ausgeprägt ist. Auch die typischen 
Formen des Sommertourismus, insbesondere der 
Badeurlaub, sind vom Klimawandel eher weniger 
betroffen. Hier wird nach Zebisch et al. (2005) 
tendenziell aufgrund vorhergesagter steigender 
Temperaturen und geringerer Sommernieder-
schläge von einer positiven Entwicklung für die 
Küstenregionen und insbesondere für die ost- und 
nordfriesischen Inseln ausgegangen. Die Menschen 
sind unter solchen klimatischen Bedingungen eher 
bereit ihren Urlaub in heimischen Feriengebieten 
zu verbringen. 
In Zusammenhang mit Attraktivitätsverlusten der 
klassischen Badeziele in der Mittelmeerregion 

durch Sommertemperaturen von z. T. über 40°C 
könnte es zu einer Verlagerung des Sommertou-
rismus aus südlichen Regionen nach Deutschland 
kommen.
Häufigere Starkniederschläge und ansteigende 
Wassertemperaturen können zu einer höheren bak-
teriellen Belastung der Badegewässer und damit zu 
einer gesundheitlichen Gefährdung der Badenden 
führen. So wurden beispielsweise im Sommer 2006 
bei Badegästen an der Ostsee Wundinfektionen 
durch das Bakterium Vibrio vulnifi cus (Cholera-
Bakterien) diagnostiziert, dessen Auftreten mit der 
hohen Wassertemperatur von über 20°C in Verbin-
dung gebracht wird.
Der naturnahe Tourismus dürfte von evtl. reduzier-
ten Ökosystemfunktionen negativ betroffen sein 
(z.B. bezüglich Gewässer- und Luftqualität). Kon-
kurrenz um Flächenbedarf mit anderen Nutzungen 
könnte hinsichtlich zusätzlicher Infrastruktur 
(Deichbau, Häfen) negative, hinsichtlich des 
Naturschutzes aber auch positive Auswirkungen 
haben. Mit der landwirtschaftlichen Nutzung sind 
sowohl negative als auch positive Wechselwirkun-
gen denkbar.
Insgesamt erscheinen für die Tourismuswirtschaft 
in der Region sozioökonomische Faktoren, wie z.B. 
das veränderte Freizeitverhalten, demografische 
Entwicklung und die wirtschaftliche Situation 
bedeutender, als die Veränderungen klimatischer 
Faktoren.

8  Siehe hierzu 
die Arbeiten von 
Mandscheid et al. 
(1997) und Kraft et al. 
(2005). 
9  Siehe hierzu die 
Arbeiten von Maniak 
et al. (2005), Hoffmann 
et al. (2005) und Kraft 
et al. (2005).
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2. 
Räumliche Planung 
im Kontext der Klimaanpassung

Zur Bewältigung des Klimawandels und dessen 
Folgen lassen sich in allen Politik- und Gesell-
schaftsbereichen zwei grundsätzliche Strategien 
unterscheiden:

1) Klimaschutz (Mitigation): 
 Vermeidung weiterer anthropogen bedingter  
 Klimaänderungen durch Reduzierung von  
 Treibhausgasemissionen sowie Erhalt oder  
 Schaffung von Kohlenstoffsenken

2) Anpassung an die Folgen des Klimawandels  
 (Adaptation): 
 Schutz der Gesellschaft vor den Auswirkun- 
 gen des Klimawandels und Verringerung der  
 gesellschaftlichen Verwundbarkeit bzw. Erhö- 
 hung der gesellschaftlichen Resilienz gegen-
 über Klimafolgen

In beiden Strategiebereichen spielt neben zahlrei-
chen anderen Politikfeldern auch die Fachdisziplin 
Raumplanung eine gewichtige Rolle, da viele 
Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Anpassung 
an die Klimafolgen einen klaren Raumbezug haben 
und Raumnutzungen bzw. –strukturen die Ent-
wicklung des Klimawandels sowohl beeinfl ussen 
als auch von diesem betroffen sind. Raumplanung 
kann einerseits zum Klimaschutz beitragen (Miti-
gation), beispielsweise über die Förderung CO2-
mindernder Raumstrukturen, und andererseits 
durch angepasste Raumnutzungen die Folgen des 
Klimawandels mindern (Adaptation).
Während Maßnahmen zum Klimaschutz im Rah-
men der Bemühungen um die Reduzierung der 
Treibhausgasemissionen sowie die Energie- und 
Ressourceneinsparung bereits seit längerem Ge-
genstand politischer Aktivitäten sind und auch 
im raumplanerischen Kontext bei der Erarbeitung 
kommunaler Klimaschutzkonzepte eine Rolle spie-
len (z. B. in Form von Maßnahmen zur Reduzierung 
des Verkehrsaufkommens, zur Steigerung der En-
ergieeffi zienz von Gebäuden oder zur Nutzung der 
Möglichkeiten der regenerativen Energieerzeugung) 
rückt eine Debatte über Anpassungsstrategien erst 
seit kurzer Zeit in den Blickpunkt. Die Erkenntnisse 
darüber, dass sich die Folgen des   Klimawandels 
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auch bei einer sofortigen Reduzierung bzw. Sta-
bilisierung der Treibhausgasemissionen noch über 
Jahrzehnte bzw. sogar Jahrhunderte auswirken 
werden, haben zu der Einsicht geführt, dass par-
allel zu Klimaschutz- auch Anpassungsstrategien 
an nicht mehr zu verhindernde Klimawirkungen 
verfolgt werden müssen. 
Da viele Klimafolgen einen räumlichen Charakter 
aufweisen (z. B. Überschwemmungen, Wärmein-
seln) und klimatische Veränderungen sowie ex-
treme Wettereignisse erhebliche Auswirkungen 
auf die Beständigkeit von Raumnutzungen haben, 
gewinnt in der Diskussion um Anpassungsstrate-
gien neben den zu erwartenden gesellschaftlichen 
und sozioökonomischen Konsequenzen auch 
zunehmend die Betrachtung der räumlichen Di-
mension des Klimawandels an Bedeutung. Bislang 
ging es in der Raumplanung vorwiegend um die 
Beherrschung von einzelnen Extremwetterlagen, 
die in der Regel relativ selten auftreten (Stichwort: 
Jahrhunderthochwasser). Doch spätestens seit dem 
UN-Klimabericht von 2007 muss von einer allge-
meinen und grundlegenden Veränderung der kli-
maabhängigen Lebensbedingungen der Menschen 
ausgegangen werden. Aus diesem Grund muss sich 
die Raumplanung zukünftig grundsätzlich in der 
Klimaanpassung engagieren und unter Umständen 
auch Raumnutzungsentscheidungen, die in der 
Vergangenheit getroffen wurden, auf den Prüf-
stand stellen.
Um die räumlichen Auswirkungen des Klimawan-
dels bewältigen zu können, sind die Fachplanun-
gen und –politiken gefordert, geeignete Anpas-
sungsmöglichkeiten zu entwickeln. Entscheidend 
wird dabei sein, dass die spezifi schen Maßnahmen 
der sektoralen Anpassungsstrategien in eine 
übergeordnete, integrative Raumentwicklungs-
strategie eingebettet sind, bei deren Entwicklung 
die räumliche Gesamtplanung aufgrund ihrer 
überfachlichen Koordinationsfunktion und der ihr 
immanenten Abwägung verschiedener Interessen 
und Belange eine wichtige Rolle spielt. Sie besitzt 
die erforderlichen Kompetenzen, Raumnutzungen 
im Sinne einer Anpassungsstrategie an den Klima-
wandel zu koordinieren und Nutzungskonfl ikte zu 
verhindern.
Zudem ist der Aufgabenbereich der Raumpla-

nung im Rahmen der Entwicklung einer Anpas-
sungsstrategie an die Folgen des Klimawandels 
an zahlreichen Punkten eng mit Akteuren und 
Instrumenten aus anderen relevanten Politikberei-
chen (z.B. Gesundheitswesen, Katastrophenschutz, 
Versicherungswirtschaft) verwoben. Auch daraus 
ergibt sich ein hoher Abstimmungs- und Koordi-
nierungsbedarf, um den Herausforderungen des 
Klimawandels im Sinne einer ganzheitlichen, res-
sortübergreifenden Strategie begegnen zu können.

2.1 
Die Rolle der Raumplanung 
bei der Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels

Der § 1 (Aufgabe und Leitvorstellung der Raum-
ordnung) des Raumordnungsgesetzes des Bundes 
(ROG) besagt, dass der Aufgabenbereich der 
Raumordnung in der Abstimmung unterschiedli-
cher Anforderungen an den Raum sowie im Aus-
gleich auftretender Konfl ikte und in der Vorsorge 
für einzelne Raumfunktionen und Raumnutzungen 
besteht. Beide Aspekte sollen laut § 1 Abs. 2 ROG 
unter der Leitvorstellung einer nachhaltigen Rau-
mentwicklung umgesetzt werden, die die sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Ansprüche und 
Funktionen an den und im Raum in Einklang bringt 
und auf diese Weise zu einer dauerhaften, groß-
räumig ausgewogenen Ordnung führt. Die Forde-
rung nach einer nachhaltigen Raumentwicklung 
hat 1998 im Rahmen der Novellierung des Pla-
nungsrechts Einzug in das Raumordnungsgesetz 
gehalten. Analog dazu formuliert auch das Bauge-
setzbuch in § 1 Abs. 5 BauGB Forderungen für eine 
nachhaltige städtebauliche Entwicklung.
Aufgrund der elementaren Bedeutung des Klimas 
und dessen Auswirkungen für Gesellschaft, Ökono-
mie und Umwelt kann die Anpassung der Raum-
struktur an die Folgen des Klimawandels – auch 
in Verantwortung für nachfolgende Generationen 
- als wesentlicher Bestandteil des Leitbilds einer 
nachhaltigen Raum- bzw. städtebaulichen Ent-
wicklung interpretiert werden.
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Gemäß ihrem vorausschauenden, zusammenfas-
senden und übergeordneten Charakter macht die 
Raumplanung allgemeine Aussagen in Form von 
Zielen, Grundsätzen und sonstigen Erfordernissen 
der Raumordnung. Im Rahmen der Anpassung an 
den Klimawandel sind im Aufgabenbereich der 
Raumordnung (Landes- und Regionalplanung) all-
gemeine und großräumige Aussagen zu Raumnut-
zungen und -funktionen – insbesondere zur über-
geordneten Freihaltung von Flächen – möglich, die 
sowohl für den Schutz von Ressourcen als auch für 
die Vermeidung zukünftiger Schadenspotenziale 
von Bedeutung sind. Im Bereich der Bauleitpla-
nung können hingegen spezifische Aussagen zur 
Art und Intensität von Nutzungen im kleinräu-
migerem Maßstab gemacht werden, wodurch auf 
lokaler Ebene eine Abstimmung der Nutzungs- und 
Gefährdungspotenziale im Spannungsfeld von na-
türlichen Ressourcen und Risiken erfolgen kann. 

Die verschiedenen Konkretisierungsmöglichkeiten 
ergeben sich schon aus der unterschiedlichen 
Maßstäblichkeit von Landes- bzw. Regionalen 
Raumordnungsprogrammen auf der einen Seite 
sowie Flächennutzungs- und Bebauungsplänen auf 
der anderen Seite. Während auf Landes- bzw. regi-
onaler Ebene großflächig naturräumliche Zusam-
menhänge erfasst, über die Kreis- bzw. Gemeinde-
grenzen hinaus abgestimmt und in ihrer regionalen 
Gesamtstruktur abgebildet werden können (z. B. 
Flächen für den vorbeugenden Hochwasserschutz, 
regionale Grünzüge mit Freiraumfunktionen), wer-
den siedlungsrelevante Anpassungserfordernisse (z. 
B. Vermeidung lokaler Wärmeinseln, Anpassung der 
Siedlungswasserwirtschaft) eher auf kommunaler 
Ebene – also mit den Instrumenten der Bauleitpla-
nung – umsetzbar sein.

Durch den zunehmenden Handlungsdruck, der sich 
aus den zu erwartenden Klimafolgen ergibt, werden 
einzelne Grundsätze und Ziele der Raumplanung an 
Bedeutung gewinnen. Die Verantwortlichkeit der 
regionalen und lokalen Planungsebene wird vor 
allem in folgenden Bereichen zunehmen:

•  Gewährleistung des Wasserrückhalts und der  
 Versickerung bei Starkregenereignissen,

•  Sicherung von Freiräumen in ihrer Funktion für  
 den Wasserhaushalt und die Erhaltung der 
 Biodiversität,
•  Erhalt und Entwicklung von Hochwasserrück- 
 halteräumen,
•  Anpassung der Küstenschutzsysteme an die  
 Entwicklungen des Meeresspiegelanstiegs und  
 zunehmende Sturmflutereignisse,
•  Vorbeugung vor der Entstehung von Wärme-
 inseln sowie Erhalt und Entwicklung von Kalt- 
 luftentstehungsgebieten und Frischluft-
 schneisen,
•  Anpassung der technischen und sozialen In- 
 frastruktur sowie der Flächennutzung an neue,  
 klimawandelbedingte Gegebenheiten.

Aus Sicht der Raumplanung besteht vor allem 
bei denjenigen klimabezogenen Naturgefahren 
ein großer Handlungsbedarf, bei denen eine hohe 
Standortgebundenheit und damit eine hohe raum-
planerische Relevanz gegeben sind. In der Region 
Unterweser sind dies in erster Linie Sturmfluten, 
Flusshochwasser, Überschwemmungen nach Star-
kregenereignissen und Wärmeinseleffekte in ver-
dichteten Siedlungsräumen.

Um auf diese raumbedeutsamen Klimafolgen rea-
gieren zu können, stehen der Raumplanung insbe-
sondere folgende Ansatzpunkte zur Verfügung:

• Freihalten von Flächen
Mit Hilfe von Instrumenten der Regional- und 
Bauleitplanung können solche Gebiete von einer 
zukünftigen Nutzung als Siedlungs- und Verkehrs-
flächen freigehalten werden, die
 a) durch klimabedingte Naturereignisse gefähr- 
 det sind (z. B. überschwemmungsgefährdete  
 Flächen) und die
 b) zur Vermeidung bzw. Minderung möglicher  
 Auswirkungen des Klimawandels benötigt wer- 
 den, sei es durch die Schutzfunktion (z. B. 
 Wasserrückhalteflächen, Flächen für Schutzan- 
 lagen wie Deiche) oder die Entwicklungsfunk-
 tion (z. B. Schaffung zusätzlicher innerstädti-  
 scher Grünbereiche zur Abmilderung des   
 Wärmeinseleffekts).
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• Differenzierte Entscheidungen 
 über die Flächennutzung
Raumplanung kann neben der Freihaltung von Flä-
chen zudem darüber entscheiden, welche Art der 
Nutzung in Abhängigkeit von den zu erwartenden 
Klimafolgen in einem bestimmten Gebiet noch 
erlaubt werden darf. So kann beispielsweise auf 
einer überschwemmungsgefährdeten Fläche eine 
agrarische Nutzung durchaus gestattet sein, wo-
hingegen eine bauliche Nutzung nicht zugelassen 
werden sollte.

• Spezifische Aussagen 
 zur Planumsetzung und Bauausführung
Das Risikopotenzial von Klimafolgen kann durch 
spezifische Aussagen in Bebauungsplänen, etwa 
die Festsetzung bestimmter Gebäudeausstattungen 
(z. B. Verbot von Kellergeschossen) oder Festlegun-
gen zur überbaubaren Fläche eines Grundstücks 
(Reduzierung des Versiegelungsgrades), erheblich 
verringert werden. Da hier eine große Nähe zum 
Bauordnungsrecht besteht, können sich planungs- 
und bauordnungsrechtliche Instrumente an dieser 
Stelle ergänzen.

Nutzungsänderungen im Bestand

Das planungsrechtliche Instrumentarium stößt 
dort an seine Grenzen, wo es notwendig wird, 
Nutzungsänderungen im Bestand umzusetzen. 
Vor dem Hintergrund einer klimafolgenbedingten 
Zunahme des Risikos extremer Naturgefahren und 
der daraus resultierenden Erhöhung von Flächen-
nutzungskonkurrenzen wird sich dieses Problem 
aller Voraussicht nach verstärken.
Da bestehende Nutzungen (z. B. Siedlungsgebiete) 
in der Regel Bestandsschutz genießen, kommt es 
in erster Linie darauf an, deren Verwundbarkeit 
gegenüber den Klimafolgen zu verringern. Im 
Extremfall kann es jedoch erforderlich sein, dass 
Nutzungen an bestimmten Orten aufgegeben wer-
den müssen, weil die bestehenden Risiken weder 
von staatlicher Seite noch von Versicherungen 
getragen werden können. Dies führt zu Problemen 
der Plangewährleistung, da tief greifende Nut-
zungsänderungen, die aufgrund der Klimafolgen 
möglicherweise erforderlich werden, nur über die 

erhebliche Veränderung bestehender Planungen 
und über Eingriffe in ‚erworbene’ Nutzungsansprü-
che umgesetzt werden können. So könnte es dazu 
kommen, dass in der Vergangenheit getroffene 
Entscheidungen über die Ausweisung von Bauge-
bieten und die Erteilung von Baugenehmigungen 
z. B. aufgrund steigender Überschwemmungsge-
fahren zurückgenommen werden müssen, was 
mit einer möglichen Kompensation zugunsten 
ursprünglicher Eigentümer verbunden wäre.
An dieser Stelle ist anzumerken, dass im Falle der 
Anpassung räumlicher Nutzungen an die Folgen 
des Klimawandels der zu entschädigende Wertver-
lust der Betroffenen nur vordergründig durch die 
Planänderung verursacht wird. De facto erfolgt die 
Entwertung der bisherigen Nutzungsmöglichkeiten 
ja bereits durch die Klimaänderungen.
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2.2 
Umgang mit den 
Unsicherheiten 
der Klimaprojektionen

Bei der Umsetzung von Anpassungsstrategien an 
die Folgen des Klimawandels ist zu berücksichti-
gen, dass die Projektionen zur zukünftigen Klima-
entwicklung und deren Auswirkungen insbesonde-
re auf regionaler Ebene noch mit Unsicherheiten 
behaftet sind. Eine aus der konkreten Ermittlung 
der Eintrittswahrscheinlichkeit von Auswirkungen 
des Klimawandels abgeleitete Begründung für die 
Umsetzung raumplanerischer Handlungsstrategien 
gestaltet sich daher als schwierig. 
Ein grundsätzliches Problem bei der Umsetzung von 
Anpassungsstrategien in die Praxis besteht zudem 
in den unterschiedlichen Zeithorizonten, durch die 
Raumordnungs- bzw. Flächennutzungspläne und 
die Auswirkungen des Klimawandels gekennzeich-
net sind. Die unterschiedliche zeitliche Bemessung 
von Raumordnungs- und Flächennutzungsplänen 
mit einer Geltungsdauer von zehn bis 15 Jahren 
auf der einen Seite und Modellrechnungen zu den 
Auswirkungen des Klimawandels, die sich häufig 
auf die Jahre 2050 oder 2100 beziehen, auf der 
anderen Seite, wird in der Praxis oft als Begrün-
dungsproblem für Anpassungsmaßnahmen an den 
Klimawandel gesehen.
Vor diesem Hintergrund steht die räumliche Pla-
nung vor der Herausforderung, ihr Instrumentarium 
flexibler zu gestalten, um so auf sich verändernde 
Umstände noch möglichst lange reagieren zu 
können. Da es sich bei klimaangepassten bzw. 
klimavorsorgenden Planungen um Entscheidungen 
unter hoher Unsicherheit, aber mit letztlich kaum 
revidierbaren Festlegungen handelt, ist es von be-
sonderer Bedeutung, im Rahmen eines laufenden 
Monitorings Möglichkeiten zur Überprüfung von 
Planaussagen zu schaffen. Dies könnte durch ein 
umfassendes regionales ‚climate proofing’ mit 
entsprechenden Monitoring-Konzepten zur Über-
prüfung der Umsetzbarkeit und Wirksamkeit von 
Anpassungsmaßnahmen erfolgen, das im Rahmen 

einer formalisierten Prüfung – ähnlich der Strate-
gischen Umweltprüfung – durchgeführt werden 
könnte.
Im Hinblick auf die Umsetzung von Klimaanpas-
sungsmaßnahmen kann das Kernanliegen der 
räumlichen Planung folglich nicht länger darin 
bestehen, von vornherein einen umfassenden Plan 
mit endgültigen Aussagen aufzustellen, sondern 
eine Kette aufeinander folgender strategischer 
Entscheidungen zu treffen, die jeweils auf ihrer 
Stufe differenzierte Lösungen anbieten und eine 
angemessene Bindungswirkung entfalten. Es geht 
somit darum, von einer starren, einen bestimmten 
Endzustand festlegenden Planung hin zu einer 
stärker prozessualen und schrittweise agierenden 
Planung zu gelangen, die eine zeitnähere und ef-
fektivere Reaktion auf neue Erkenntnisse zulässt.
Grundlage für ein solches Vorgehen könnte die Ein-
beziehung unterschiedlicher Szenarien in die Über-
legungen zukünftiger Planungen sein. Das Denken 
in Szenarien bietet die Möglichkeit, eine größere 
Bandbreite möglicher Entwicklungen und die da-
zugehörigen Handlungsoptionen aufzuzeigen. Auf 
diese Weise könnte ein Portfolio unterschiedlicher 
Maßnahmen entwickelt werden, über deren Einsatz 
ggf. rasch zu entscheiden sein müsste und die Ent-
scheidungsoptionen für die Zukunft weit möglichst 
offen halten sollten.
An die Stelle einer statischen Zuweisung von 
Raumfunktionen sollte vor dem Hintergrund stei-
gender, aber in ihren Auswirkungen noch nicht 
detailliert abschätzbarer Klimafolgen zukünftig 
also eine dynamische Raumentwicklung mit re-
versiblen Raumfunktionen treten. Dies würde auch 
dem Grundsatz der Raumordnung in § 2 Abs. 2 Nr. 
1 ROG entsprechen, wonach die „Gestaltungsmög-
lichkeiten der Raumnutzungen langfristig offen zu 
halten“ sind.
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2.3 
Planungsrechtliche 
Einordnung des 
Themas Klimawandel
In diesem Teilkapitel wird eine Übersicht der ge-
setzlichen Regelungen der Raumordnung (ROG 
bzw. Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung 
und Landesplanung10 (NROG)), der Bauleitplanung 
(BauGB) sowie der Umweltverträglichkeitsprüfung 
bzw. Strategischen Umweltprüfung (Gesetz über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)) gege-
ben, in denen Formulierungen zum Themenbereich 
Klimawandel vorhanden sind – und weiterführend, 
die Ansatzpunkte zur Umsetzung von Anpassungs-
maßnahmen an die Folgen des Klimawandels bie-
ten. Dabei ist zu unterscheiden, ob diese Aussagen 
explizit Maßnahmen zur Anpassung an die Klima-
folgen beinhalten oder ob sie lediglich indirekt 
zur Erreichung dieses Ziels herangezogen werden 
können, obwohl sie diesem Bereich auf den ersten 
Blick nicht unbedingt zuzuordnen sind.

2.3.1 Raumordnung

Raumordnungsgesetze (ROG/NROG)

In der Neufassung des Raumordnungsgesetzes des 
Bundes (ROG) werden sowohl die Themenfelder 
Klimaschutz (Mitigation) als auch Klimaanpassung 
(Adaptation) explizit angesprochen. Allerdings 
werden konkretere Maßnahmen dabei nur für den 
Bereich Klimaschutz umschrieben. So heißt es in 
den Grundsätzen der Raumordnung in § 2 Abs. 2 
Nr. 6 ROG: 

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die 
Funktionsfähigkeit [...] des Klimas [...] zu 
entwickeln, zu sichern oder, soweit erfor-
derlich, möglich und angemessen, wieder-
herzustellen. [...] Den räumlichen Erforder-
nissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu 
tragen, sowohl durch Maßnahmen, die dem 
Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen. Dabei sind die räum-

lichen Voraussetzungen für den Ausbau der 
erneuerbaren Energien, für eine sparsame 
Energienutzung sowie für den Erhalt und die 
Entwicklung natürlicher Senken für klima-
schädliche Stoffe und für die Einlagerung 
dieser Stoffe zu schaffen.“

Ein Grundsatz, der im Zusammenhang mit der Si-
cherung von Freiräumen und ihrer Funktionen für 
das lokale Klima zumindest indirekt mit Maßnah-
men zur Klimaanpassung in Verbindung gebracht 
werden kann, ist § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG, in 
dem es heißt:

„[…] Der Freiraum ist durch übergreifende 
Freiraum-, Siedlungs- und weitere Fachpla-
nungen zu schützen; es ist ein großräumig 
übergreifendes, ökologisch wirksames Frei-
raumverbundsystem zu schaffen. […]“ 

Aufgrund des Wissens um die Folgen der globalen 
Erwärmung und des Klimawandels (u. a. Verände-
rung der Niederschlagszyklen, Zunahme von Stark-
regenereignissen, Anstieg des Meeresspiegels) kann 
auch bei folgender Forderung des § 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG ein indirekter Bezug zum Themenbe-
reich Klimaanpassung hergestellt werden:

„[…] Für den vorbeugenden Hochwasser-
schutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen, im Binnenland vor allem durch 
Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen. 
[…]“

Auch in der Neufassung des Niedersächsischen 
Gesetzes über Raumordnung und Landesplanung 
(NROG) aus dem Jahre 2007 wird der Klimafra-
ge direkte Bedeutung beigemessen. In § 2 Nr. 1 
NROG wird auf die Verantwortung der Raumord-
nung sowohl für den Klimaschutz als auch für 
die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
hingewiesen:

„Zum Schutz der Erdatmosphäre und des 
Klimas sollen im Sinne langfristiger Vorsor-
ge die Möglichkeiten der Raumordnung zur 
Eindämmung des Treibhauseffektes und der 
damit verbundenen Folgen für Mensch und 
Natur genutzt werden.“

10  Für das Land 
Bremen besteht bei der 
Raumordnung (Landes- 
und Regionalplanung) 
eine Sondersituation. 
Aufgrund der 
Stadtstaatenklausel in 
§ 8 Abs. 1 ROG ersetzt 
im Land Bremen ein 
Flächennutzungsplan das 
Landes- bzw. Regionale 
Raumordnungsprogramm 
und erfüllt damit 
zusätzliche landes- und 
regionalplanerische 
Funktionen. Aus 
diesem Grund gibt es 
auch kein bremisches 
Raumordnungsgesetz.
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Raumordnungspläne/-programme

Die Grundsätze und Ziele der Raumordnung sind 
für den jeweiligen Planungsraum durch einen 
Raumordnungsplan (Landes-Raumordnungspro-
gramm bzw. Regionales Raumordnungsprogramm) 
näher auszugestalten. Zur Umsetzung von Anpas-
sungsstrategien an den Klimawandel lassen sich in 
Raumordnungsplänen insbesondere Festlegungen 
zur angestrebten Entwicklung der Freiraumstruktur 
formulieren. Dabei sollen u. a. Aussagen zu groß-
räumig übergreifenden Freiräumen, zum Freiraum-
schutz, zur Entwicklung von Freiraumfunktionen 
sowie zu den Belangen der Wasserbewirtschaftung 
und des vorbeugenden Hochwasserschutzes ge-
macht werden (vgl. § 8 Abs. 5 Nr. 2 ROG bzw. § 3 
Abs. 2 Nr. 2 NROG).

Nach § 8 Abs. 7 ROG bzw. § 3 Abs. 4 NROG können 
in Raumordnungsplänen Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete (z. B. für den Hochwasserschutz oder die 
Erfüllung von Freiraumfunktionen) definiert wer-
den, wodurch die Landes- bzw. Regionalplanung 
Anpassungsprozesse an die Folgen des Klimawan-
dels steuern und mögliche Schadenspotenziale 
vermindern kann.

Das Landes-Raumordnungsprogramm Nieders-
achsen 2008 sieht in Abschnitt 1.1, Ziffer 02, Satz 
3 vor, dass bei der Entwicklung der räumlichen 
Struktur des Landes „die Folgen für das Klima 
berücksichtigt und die Möglichkeiten zur Eindäm-
mung des Treibhauseffektes genutzt werden“. In 
den Erläuterungen des LROP Niedersachsen 2008 
zu diesem Grundsatz wird jedoch deutlich, dass 
dieser keineswegs nur unter Klimaschutzgesichts-
punkten zu betrachten ist – wie die Formulierung 
vermuten lässt –, sondern sehr wohl auch die 
Berücksichtigung von Aspekten zur Anpassung an 
die Folgen des Klimawandels verlangt. So wird ge-
fordert, dass den Entwicklungen des Klimawandels 
auch durch eine angepasste Planung Rechnung zu 
tragen ist und dass die erkennbaren und zukünftig 
zu erwartenden Auswirkungen des Klimawandels 
frühzeitig in die verschiedenen Ebenen der gesam-
träumlichen Planungen und der Fachplanungen 
einzubeziehen sind.

2.3.2 Bauleitplanung

Baugesetzbuch

Die Bauleitplanung hat seit der Novellierung des 
Baugesetzbuches im Rahmen der Umsetzung des 
Europarechtsanpassungsgesetzes-Bau (EAG-Bau) 
im Jahr 2004 nach § 1 Abs. 5 BauGB die Aufga-
be, die nachhaltige städtebauliche Entwicklung 
„auch in Verantwortung für den allgemeinen 
Klimaschutz“ zu sichern. Mit der Formulierung 
allgemeiner Klimaschutz wird eine klare Abgren-
zung vom lokalen, örtlichen Klimaschutz (z. B. 
Frischluftschneisen) vorgenommen. Es wird damit 
zum Ausdruck gebracht, dass das Ziel des globalen 
Klimaschutzes (Reduzierung der Treibhausgas-
emissionen) auch durch die Bauleitplanung der 
Gemeinden unterstützt werden soll.
Vergleichbar eindeutige Formulierungen sind für 
den Themenkomplex Klimaanpassung im Bau-
gesetzbuch allerdings nicht zu finden: Auf die 
möglichen Folgen eines bevorstehenden Klima-
wandels und die zu ergreifenden Maßnahmen zur 
Anpassung wird dort bisher nicht explizit sondern 
lediglich indirekt eingegangen.

Ähnlich dem Raumordnungsgesetz formuliert auch 
das Baugesetzbuch einen Katalog zu berücksich-
tigender Planungsgrundsätze. Klimarelevante As-
pekte beinhaltet § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB, der darauf 
hinweist, dass die Bauleitplanung auf die Belange 
des Umweltschutzes, einschließlich des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege, zu achten hat. 
Der Begriff Klima taucht dabei explizit in § 1 Abs. 
6 Nr. 7 (a) BauGB auf, welcher besagt, dass bei der 
Bauleitplanung

„die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungs-
gefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft 
und die biologische Vielfalt“

zu berücksichtigen sind.
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Die hier bezeichneten Auswirkungen auf das Klima 
beziehen sich auf die mögliche Veränderung der 
Faktoren Temperatur, Sonnenscheindauer, Nieder-
schlag, Luftfeuchtigkeit und Wind. Da das örtliche 
Klima erheblich von der Siedlungsstruktur mitbe-
stimmt wird, können sich durch die Bauleitplanung 
bedingte Beeinflussungen des Kleinklimas zum ei-
nen auf den Naturhaushalt, vor allem aber auch auf 
den Menschen und seine Gesundheit auswirken. 
Aus diesem Grund spielt dieser Planungsgrundsatz 
bei der Entwicklung von Anpassungsstrategien an 
Folgen des Klimawandels wie Temperaturanstieg 
und Zunahme von Hitzeperioden, die sich auch auf 
die menschliche Gesundheit auswirken können, 
eine wichtige Rolle.

Ein indirekter Bezug zum Thema Klimaanpassung 
besteht in § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 7 (c) und (d) 
BauGB, wo es heißt, dass

• „die allgemeinen Anforderungen an gesunde 
Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die Si-
cherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung“ 
(z. B. Schaffung eines gesunden Stadtklimas 
und Schutz vor Überschwemmungen),

• „umweltbezogene Auswirkungen auf den 
Menschen und seine Gesundheit sowie die 
Bevölkerung insgesamt“ 

 (z. B. Beeinträchtigung der menschlichen Ge-
sundheit durch Hitzestauungen in Siedlungs-
räumen) sowie

• „umweltbezogene Auswirkungen auf Kultur-
güter und sonstige Sachgüter“ (z.B. Beschädi-
gung von Gebäuden durch Überflutung) in der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen sind.

Nicht explizit wird der Themenbereich Klimaanpas-
sung in § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB angesprochen, in 
dem es um die Berücksichtigung der Belange des 
Hochwasserschutzes geht.

Auch die Umsetzung der Bodenschutzklausel nach 
§ 1a Abs. 2 BauGB, wonach mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden soll 
und Bodenversiegelungen auf das notwendige 
Maß zu begrenzen sind, kann einen Beitrag zur 
Anpassung an die Klimafolgen leisten, etwa zur 
Steigerung des Retentionspotenzials und damit 
zur Minderung der Überschwemmungsgefahr bei 
Starkregenereignissen.

Flächennutzungs- und Bebauungspläne

Mit den Instrumenten Flächennutzungs- und Be-
bauungsplan kann die Bauleitplanung auf zwei 
unterschiedlichen Maßstabsebenen Aussagen zur 
Nutzung des Raumes treffen. Im Rahmen von An-
passungsstrategien an den Klimawandel lassen sich 
mit Hilfe dieser Instrumente insbesondere Festle-
gungen zur klima(wandel)verträglichen Flächen-
nutzung (vor allem zum Erhalt und zur Schaffung 
von Freiräumen) formulieren. Darüber hinaus kön-
nen im Bebauungsplan Aussagen zur Art und zum 
Maß der baulichen Nutzung sowie zur Bauweise 
getroffen werden, mit denen Anpassungserforder-
nisse an die Klimafolgen umgesetzt werden kön-
nen. Von entscheidender Bedeutung sind darüber 
hinaus die Möglichkeiten zur Berücksichtigung von 
Maßnahmen zum vorbeugenden Hochwasserschutz 
im Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplan.
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2.3.3 Umweltverträglichkeitsprüfung / 
Strategische Umweltprüfung
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)

Die Umweltverträglichkeitsprüfung ist ein wichti-
ges Instrument des Umweltschutzes, mit dem im 
Rahmen eines Zulassungsverfahrens von Industrie-
anlagen und Infrastrukturmaßnahmen frühzeitig 
die möglichen Folgen eines solchen Projektes für 
die Umwelt untersucht werden. Dazu müssen die 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgü-
ter Menschen, einschließlich der menschlichen 
Gesundheit, Tiere, Pfl anzen und die biologische 
Vielfalt, Boden, Wasser, Luft, Klima, Landschaft, 
Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie die 
Wechselwirkungen zwischen den genannten 
Schutzgütern ermittelt und beschrieben werden. 
Grundlage für die Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist die UVP-Richtlinie der EU, die auch die einzel-
nen Verfahrensschritte sowie die Projekttypen, für 
die eine UVP durchgeführt werden muss, vorgibt. 
Die Richtlinie ist durch das Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in das deut-
sche Recht umgesetzt worden.

Strategische Umweltprüfung (SUP)

Die Strategische Umweltprüfung (SUP) ergänzt die 
seit Anfang der 1990er Jahre in Deutschland be-
stehende Umweltverträglichkeitsprüfung. Während 
die UVP erst bei der Zulassung umwelterheblicher 
Vorhaben zum Zuge kommt, setzt die SUP schon 
auf der Planungsebene an. Mit der SUP sollen be-
reits planerische Weichenstellungen bei der Ent-
wicklung von Plänen und Programmen (wie z. B. 
die Festlegung von Nutzungen sowie von Standor-
ten bestimmter Vorhaben) auf ihre Umweltbedeut-
samkeit untersucht werden. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, dass schon Planungen, die 
Festlegungen für spätere Zulassungsentscheidun-
gen treffen, umweltverträglich, transparent und 
unter Einbeziehung der Öffentlichkeit durchgeführt 
werden. Eine SUP muss bei allen wichtigen um-
weltbedeutsamen Planungsverfahren durchgeführt 
werden. Hierzu zählen u. a. die Raumordnungspla-
nung, Bauleitplanung und Landschaftsplanung 
sowie bestimmte wasserwirtschaftliche Pläne und 
Programme. 
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Die Einführung der SUP beruht auf der SUP-Richt-
linie der EU, die u. a. Vorgaben zu einzelnen Ver-
fahrensschritten der SUP enthält. Das Gesetz zur 
Einführung einer Strategischen Umweltprüfung 
(SUPG), mit dem die SUP-Richtlinie in nationales 
Recht umgesetzt wurde, ist im Jahr 2005 in Kraft 
getreten. Wegen des engen Sachzusammenhangs 
mit der UVP wurden die SUP-Vorschriften in das 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) eingefügt.

Berücksichtigung des Themas 
Klimawandel in der UVP/SUP

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Bedeutung 
der Auswirkungen des Klimawandels auch für die 
räumliche Planung stellt sich die Frage nach einer 
Weiterentwicklung von UVP und SUP im Hinblick 
auf eine stärkere Berücksichtigung sowohl von Kli-
maschutzgesichtspunkten als auch von Aspekten 
der Anpassung an die Klimafolgen.
Mit Blick auf die aktuellen Klimaschutzziele wird 
die Betrachtung des Schutzguts Klima zukünftig 
auch die Problematik der Verminderung der Treib-
hausgasemissionen berücksichtigen und somit eine 
Erweiterung gegenüber der bisherigen Betrachtung 
von eher lokalklimatischen Fragestellungen wie z. 
B. der Beeinträchtigung von Kaltluftentstehungs-
gebieten, Frischluftschneisen etc. erfahren müs-
sen.
Unter dem Gesichtspunkt der Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels ist darüber hinaus eine 
grundsätzlich andere Herangehensweise als die 
bisherige Berücksichtigung des Schutzguts Klima 
in der UVP bzw. SUP erforderlich: Zukünftig sollte 
nicht mehr nur die Beurteilung der Auswirkungen 
eines Vorhabens bzw. Plans oder Programms auf 
das Klima das Ziel sein, sondern es muss vielmehr 
geprüft werden, ob ein Plan oder ein Projekt auch 

unter einem sich wandelnden Klima mit allen     
seinen Auswirkungen noch tragfähig ist.
Ein Ansatzpunkt zur Vermeidung zukünftiger Ri-
siken durch klimabezogene Naturgefahren bietet 
sich über den im Zuge der SUP zu erstellenden 
Umweltbericht an. So können die durch Pläne und 
Programme verstärkten oder neu entstehenden 
Risiken – insbesondere die Erhöhung des Schaden-
spotenzials – als erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt interpretiert werden. Dies wird insbeson-
dere bei der Betrachtung der in Anhang II der SUP-
Richtlinie genannten Kriterien für die Bestimmung 
der voraussichtlichen Erheblichkeit von Umwelt-
wirkungen deutlich, nach denen insbesondere auch 
die Risiken für die menschliche Gesundheit oder die 
Umwelt, die durch Pläne und Programme entstehen 
oder verstärkt werden, zu beachten sind .
Bei einer zusätzlichen Betrachtung der Anpas-
sungsfähigkeit von Raumnutzungen an sich 
ändernde klimatische Bedingungen im Rahmen 
einer Umweltprüfung würden die methodischen 
Anforderungen aufgrund der noch relativ großen 
Unsicherheiten der Klimaprojektionen sowie der 
komplexen Sekundär- und Wechselwirkungen 
von Klimawandel und Anpassungsstrategien im 
Vergleich zur herkömmlichen SUP jedoch erheblich 
zunehmen.
Eine Chance für eine klimaangepasste Raumord-
nung und Bauleitplanung könnte das Monitoring-
verfahren im Rahmen der Umweltprüfung sein, 
nach dem die Möglichkeit besteht, Entwicklungen 
zu beobachten und die Planungen ggf. den neuen 
Gegebenheiten anzupassen. Auf diese Weise könn-
ten die Festsetzungen von Raumordnungs- und 
Bauleitplänen mit den Klimaänderungen abge-
glichen und ggf. angepasst werden, wenn dies 
erforderlich wird.
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3. 
Ansatzpunkte der räumlichen Planung 
zur Umsetzung von Anpassungsmaß-
nahmen an die Folgen des Klimawandels 
in der Region Unterweser

In diesem Kapitel werden Ansatzpunkte für die in 
der Region Unterweser erforderlichen Maßnahmen 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels in 
den Bereichen Landschaftsplanung, Stadtplanung/
Siedlungsentwicklung, Hochwasserschutz und 
Küstenschutz dargelegt. Dabei liegt ein besonderes 
Augenmerk auf der Darstellung der Vorgaben des 
Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen 
2008 und der Festsetzungsmöglichkeiten der Re-
gionalen Raumordnungsprogramme (RROP) sowie 
den gesetzlichen Grundlagen des Baugesetzbuches 
(BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), 
der Landesbauordnungen (NBauO bzw. BremLBO) 
und des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) bzw. der 
Landeswassergesetze (NWG bzw. BremWG), mit 
deren Hilfe entsprechende Anpassungsmaßnahmen 
umgesetzt werden können.

3.1 
Landschaftsplanung

Die Landschaftsplanung wird im Hinblick auf 
die Umsetzung von Anpassungsstrategien an die 
Klimafolgen (Temperaturanstieg und veränderte 
Niederschlagsverteilung) insbesondere bei der 
Erfüllung klimatischer Funktionen, der Anpassung 
an sich ändernde Verhältnisse des Wasserhaushalts 
sowie der Erhaltung der Biodiversität gefordert 
sein. So besteht die Möglichkeit, in einem zusam-
menhängenden Grünfl ächensystem klimatologische 
Regenerationsgebiete und Ausgleichsfunktionen zu 
sichern, Grundwasserneubildung zu gewährleisten 
und einen Biotopverbund zu realisieren, mit dem 
möglichen klimawandelbedingten Veränderungen 
des Naturraums (‚Verschiebung’ von Biotopen) 
Rechnung getragen werden kann. Zudem erfüllen 
Freiräume auch eine wichtige Funktion im Bereich 
des vorsorgenden Hochwasserschutzes, z. B. für 
den Wasserrückhalt oder die Versickerung von 
Niederschlagswasser.
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3.1.1 Sicherung von Freiräumen zur 
Erfüllung klimatischer Funktionen

Größere, zusammenhängende Freiräume haben 
einen bedeutenden Einfl uss auf die Ausprägung 
des regionalen/lokalen Klimas. Vor allem grünes 
Freiland und Waldgebiete fungieren aufgrund ihrer 
nächtlichen Auskühlung als Kaltluftproduzenten 
und können als Kaltluftentstehungsgebiete damit 
insbesondere bei längeren Hitzeperioden einen 
wertvollen Beitrag zur Regulierung des regionalen 
Klimas leisten. Wälder können darüber hinaus auch 
am Tage klimaregulierende Funktionen erfüllen.
Die großräumigen Freiraumstrukturen der ländli-
chen Regionen erfüllen auch eine klimatologische 
Funktion für den besiedelten Raum, da sie durch 
die Erzeugung von Kaltluft und die Wirkung als 
Frischluftschneisen den Luftaustausch in größeren 
Siedlungsräumen fördern und damit der Entste-
hung von Wärmeinseln entgegenwirken können. 
Vor dem Hintergrund zunehmender sommerlicher 
Hitzeperioden sollte die Landschaftsplanung daher 
alle Mittel ausschöpfen, um den im ROG geforder-
ten Grundsätzen zur Sicherung, Entwicklung bzw. 
Wiederherstellung des Raums in seiner Bedeutung 
für die Funktionsfähigkeit des Klimas (vgl. § 2 Abs. 
2 Nr. 6 Satz 1 ROG) sowie zur Schaffung eines 
großräumig übergreifenden, ökologisch wirksamen 
Freiraumverbundsystems (vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 
5 ROG) nachzukommen.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Laut Landes-Raumordnungsprogramm Nieders-
achsen 2008 sollen Freifl ächen insbesondere zur 
Erfüllung von Funktionen zur Sicherung der na-
türlichen Lebensgrundlagen erhalten und zu einem 
landesweiten Freiraumverbund weiterentwickelt 
werden. Eine besondere Rolle spielt dabei die 
Erhaltung, Sicherung und Weiterentwicklung sied-
lungsnaher Freiräume in ihren (klima)ökologischen, 
sozialen und wirtschaftlichen Funktionen. In den 
siedlungsstrukturellen Verfl echtungsbereichen 
der Oberzentren Bremen und Bremerhaven mit 
ihrem niedersächsischen Umland sollen laut LROP 
Niedersachsen 2008 zur Sicherung und Weiterent-
wicklung regionaler Landschafts- und Freiräume 
besondere Formen der interkommunalen Abstim-
mung und Kooperation eingesetzt werden.
Die raumordnerische Sicherung von Freiräumen zur 
Erfüllung klimatischer Funktionen kann durch die 
Ausweisung von Vorranggebieten Freiraumfunktio-
nen in den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
erfolgen. (siehe Tab. 1)

Tab. 1: Zusam-
menstellung rele-
vanter Aussagen 
des LROP Nieder-
sachsen 2008 zur 
Sicherung von 
Freiräumen zur 
Erfüllung klimati-
scher Funktionen

Aussagen des LROP Niedersachsen 2008 Ziffer Satz
Abschnitt 1.3: Entwicklung in den Verfl echtungsbereichen Bremen/Niedersachsen
Sicherung und Weiterentwicklung von u. a. regionalen Landschafts- und Freiräumen bei der 
räumlichen Entwicklung Niedersachsens in den Verfl echtungsbereichen der Oberzentren 
Bremen und Bremerhaven durch besondere Formen der interkommunalen Abstimmung und 
Kooperation

01

Abschnitt 3.1.1: Elemente und Funktionen des landesweiten Freiraumverbundes, Bodenschutz
Erhaltung von Freifl ächen insbesondere zur Erfüllung von Funktionen zur Sicherung der      
natürlichen Lebensgrundlagen 01 1

Weiterentwicklung der Freiräume zu einem landesweiten Freiraumverbund sowie Sicherung 
und Entwicklung der Funktionsvielfalt dieses Freiraumverbundes 01 2-3

Erhaltung siedlungsnaher Freiräume sowie Sicherung und Weiterentwicklung in ihren 
ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Funktionen 03 1

Festlegung von siedlungsnahen Freiräumen als Vorranggebiete Freiraumfunktionen in 
den RROP bei regionalen oder überregionalen Erfordernissen 03 2

Anmerkung: Die Anforderungen, die das LROP in diesem Zu-

sammenhang an die zeichnerische Darstellung der Regionalen 

Raumordnungsprogramme (RROP) stellt und die eine Gebiets-

festlegung mit einem durch das LROP vorgegebenen Planzei-

chen erforderlich machen, sind in Fettdruck hervorgehoben.
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3.1.2 Ausbau des Biotopverbunds
zur Erhaltung der Biodiversität

Nach der Vulnerabilitätsstudie des Potsdam-Ins-
titutes für Klimafolgenforschung, die im Auftrag 
des Umweltbundesamtes erstellt und im Jahre 
2005 vorgelegt wurde, weisen Biodiversität und 
Naturschutz eine je nach Schutzziel differenzierte 
Vulnerabilität gegenüber den Auswirkungen des 
Klimawandels auf. Wenn die Erhaltung der gegen-
wärtigen Artenzusammensetzung und Biotoptypen 
das Ziel ist, so ist von einer hohen Vulnerabilität 
auszugehen; würde dagegen eine Änderung der 
Artenzusammensetzung und eine räumliche Ver-
schiebung der Biotoptypen in Kauf genommen, 
bestünde lediglich eine mäßige Vulnerabilität 
gegenüber den Klimafolgen.
Das Bundesamt für Naturschutz (BfN) geht dage-
gen von dramatischeren Folgen des Klimawandels 
für die Biodiversität aus: Es sei in den kommenden 
Jahrzehnten in Deutschland mit einem durch den 
Klimawandel hervorgerufenen Verlust von 5-30% 
aller Pflanzen- und Tierarten und darüber hinaus 
mit einer weiteren Bedrohung durch eine voraus-
sichtlich verstärkte Ausbreitung gebietsfremder 
(invasiver) Arten zu rechnen.
Ein zentrales Instrument zur Erhaltung der bio-
logischen Vielfalt ist das Biotopverbundsystem 
nach § 3 BNatSchG, mit dem der Zerschneidung 
von Lebensräumen entgegengewirkt und die Aus-
breitung von Arten sowie der Austausch  zwischen 

Populationen gewährleistet werden soll. Da es 
infolge des Klimawandels voraussichtlich zu 
temperaturbedingten Ausweich- und Wande-
rungsbewegungen von Tier- und Pflanzenarten 
kommen wird, gewinnt dieses Instrument zukünf-
tig unter Gesichtspunkten der Klimaanpassung an 
Bedeutung. Die Raumordnung muss daher durch 
die planerische Unterstützung bei der Sicherung 
eines ökologischen Verbundsystems wirksam zu 
einer Anpassung der Arten an die klimabedingte 
Verschiebung von Lebensräumen beitragen.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Das Landes-Raumordnungsprogramm Nieders-
achsen 2008 fordert den Aufbau eines landes-
weiten Biotopverbundsystems zur nachhaltigen 
Sicherung heimischer Tier- und Pflanzenarten 
und deren Populationen einschließlich ihrer Le-
bensräume und Lebensgemeinschaften sowie zur 
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung 
funktionsfähiger ökologischer Wechselbeziehun-
gen.
In den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
können zu diesem Zweck in Abhängigkeit der na-
turschutzfachlichen Bedeutung Vorranggebiete 
Natura 2000, Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete 
Natur und Landschaft und Vorrang- bzw. Vor-
behaltsgebiete Grünlandbewirtschaftung, -pflege 
und –entwicklung festgesetzt werden.
(siehe Tab. 2)
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Tab. 2: Zusam-
menstellung 
relevanter Aus-
sagen des LROP 
Niedersachsen 
2008 zum Ausbau 
des Biotopver-
bunds

Anmerkung: Die Anforderungen, die das LROP in diesem Zusammenhang an die zeichnerische Darstellung der 
Regionalen Raumordnungsprogramme (RROP) stellt und die eine Gebietsfestlegung mit einem durch das LROP 
vorgegebenen Planzeichen erforderlich machen, sind in Fettdruck hervorgehoben.

Aussagen des LROP Niedersachsen 2008 Ziffer Satz
Abschnitt 3.1.2: Natur und Landschaft

Aufbau eines landesweiten Biotopverbundsystems zur nachhaltigen Sicherung heimischer 
Tier- und Pflanzenarten und deren Populationen einschließlich ihrer Lebensräume und 
Lebensgemeinschaften sowie zur Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funkti-
onsfähiger ökologischer Wechselbeziehungen

02 1

Räumliche Festlegung der Gebiete (nach Abschnitt 3.1.2, Ziffer 05, Satz 1 LROP) in 
den RROP und Sicherung entsprechend ihrer naturschutzfachlichen Bedeutung als 
Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet Natur und Landschaft oder als Vorranggebiet oder 
Vorbehaltsgebiet Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwicklung

05 2

Sicherung von Nationalparks und Naturschutzgebieten als Vorranggebiet Natur und 
Landschaft und von Biosphärenreservaten als Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet und 
Landschaft oder als Vorranggebiet oder Vorbehaltsgebiet Grünlandbewirtschaftung, 
-pflege und –entwicklung in den RROP

05 3

Abschnitt 3.1.3: Natura 2000
räumliche Festlegung der Vorranggebiete Natura 2000 in den RROP 02 5

3.1.3 Anpassung an die 
Veränderungen des Wasserhaushalts

Aus den regionalen Klimaprojektionen für die Re-
gion Unterweser kann folgende jährliche Nieder-
schlagsverteilung abgeleitet werden: Während es 
in Herbst, Winter und Frühjahr zu teilweise deut-
lich erhöhten Niederschlägen kommen kann, wer-
den die Regenmengen im Sommer voraussichtlich 
abnehmen. Insgesamt wird sich die Jahressumme 
der Niederschlagsmengen wahrscheinlich um ca. 
10% erhöhen.
Aufgrund der jahreszeitlichen Verschiebung der 
Niederschläge (feuchtere Herbst-, Winter- und 
Frühjahrsquartale und dementsprechend trocke-
nere Sommermonate) wird allerdings auch in 
Regionen, die über das ganze Jahr betrachtet eine 
ausgeglichene oder positive klimatische Wasserbi-
lanz aufweisen, mit zunehmenden sommerlichen 
Trockenperioden und Dürren zu rechnen sein. 
Steigende Temperaturen infolge des Klimawandels 
bewirken zudem eine höhere Verdunstung, was 
neben dem Rückgang der Niederschlagsmengen 
zu einer weiteren Verstärkung der Trockenperioden 

und einem erhöhten Bewässerungsbedarf bei einer 
gleichzeitig sinkenden Grundwasserneubildungsra-
te führt. Insgesamt könnte es so zu einer zeitlich 
begrenzten Verknappung der regionalen Wasser-
ressourcen insbesondere in den Geestbereichen 
der Unterweserregion kommen.
In den tiefer liegenden Gebieten der Region Unter-
weser, insbesondere in den unterhalb des Meeres-
spiegels gelegenen und stark auf die Binnenentwäs-
serung angewiesenen Marsch- und Moorbereichen, 
ergeben sich dagegen neue Herausforderungen im 
Umgang mit steigenden Niederschlagsmengen in 
den Winter- und Frühjahrsmonaten bzw. nach 
Starkregenereignissen. Wie Untersuchungen im 
Rahmen des KLIMU-Projekts gezeigt haben, kann 
davon ausgegangen werden, dass die Abführung 
der zusätzlichen Wassermengen in erster Linie 
über technische Maßnahmen (Steigerung der Leis-
tungsfähigkeit von Pumpen und Schöpfwerken) 
der für die Entwässerung zuständigen Wasser- und 
Bodenverbände bewältigt werden kann. Daher sind 
in den betroffenen Gebieten keine größeren Raum-
ansprüche der Wasserwirtschaft, z. B. in Form von 
zusätzlichen Rückhalteflächen für Niederschlags-
wasser, zu erwarten.
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• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Um der Verringerung der Wasserressourcen zu 
begegnen – nicht zuletzt mit Blick auf die Nut-
zungsbedürfnisse der Landwirtschaft –, schlägt 
das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung 
ein nachhaltiges Landnutzungsmanagement vor, 
welches die Verweildauer des Wassers in der Land-
schaft sichern soll. Dies erfordert eine verstärkte 
raumordnerische Sicherung von Wasserressour-
cen und eine planerische Steuerung angepasster 
Raumnutzungen. 
Auch das Landes-Raumordnungsprogramm Nie-
dersachsen 2008 sieht vor, das Grundwasser so 
zu bewirtschaften, dass daraus keine nachteiligen 
Veränderungen des mengenmäßigen Zustandes 
und der hieraus gespeisten oberirdischen Gewässer 
und grundwasserabhängigen Landökosysteme ent-
stehen. (siehe Tab. 3)
Zum Zweck der Grundwasseranreicherung bzw. 
zur Vermeidung des schädlichen Abfließens von 
Niederschlagswasser können Wasserschutzgebiete 
ausgewiesen werden, in denen „bestimmte Hand-
lungen verboten oder für nur beschränkt zulässig 

erklärt“ und in denen „die Eigentümer und Nut-
zungsberechtigten von Grundstücken zur Duldung 
bestimmter Maßnahmen verpflichtet werden kön-
nen“ (§ 19 Abs. 2 WHG und § 49 Abs. 2 NWG bzw. 
§ 48 Abs. 1 BremWG).

Im Sinne der Flächenvorsorge können überdies 
nach § 36a Abs. 1 WHG und § 183 Abs. 1 NWG 
bzw. § 166 Abs. 1 BremWG durch Rechtsverord-
nung Planungsgebiete „zur Sicherung von Pla-
nungen für Vorhaben der Wassergewinnung oder 
Wasserspeicherung, […] der Wasseranreicherung, 
[…] der Bewässerung, die dem Wohl der Allgemein-
heit dienen“, festgelegt werden, „auf deren Flächen 
wesentlich wertsteigernde oder die Durchführung 
des geplanten Vorhabens erheblich erschwerende 
Veränderungen nicht vorgenommen werden dürfen 
(Veränderungssperre)“.

Tab. 3: Zusammenstellung relevanter Aussagen des LROP 
Niedersachsen 2008 zur Anpassung an die Veränderungen 
des Wasserhaushalts

Aussagen des LROP Niedersachsen 2008 Ziffer Satz

Abschnitt 3.2.4: Wassermanagement, Wasserversorgung, Küsten- und Hochwasserschutz
Bewirtschaftung des Grundwassers in einer Form, die keine nachteiligen Veränderungen des 
mengenmäßigen Zustandes und der hieraus gespeisten oberirdischen Gewässer und grund-
wasserabhängigen Landökosysteme nach sich zieht

05
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3.2 Stadtplanung/
Siedlungsentwicklung

Bisher dominierte das räumliche Leitbild 
der kompakten Stadt die Debatte um eine 
klima(schutz)gerechte und nachhaltige Stadtpla-
nung. Vor dem Hintergrund der Diskussion um die 
Notwendigkeit von Anpassungsstrategien an den 
Klimawandel rücken zunehmend die Zielkonflikte 
zwischen einer flächensparenden und damit emis-
sionsmindernden Siedlungsentwicklung einerseits 
und der Gewährleistung einer ausgewogenen 
Freiflächenentwicklung innerhalb der Siedlungs-
struktur andererseits in den Blickpunkt. So sind 
beispielsweise die hohen innerstädtischen Sied-
lungsdichten der kompakten Stadt aus Sicht der 
Klimaanpassung kritisch zu bewerten, weil sie sich 
negativ auf die Durchlüftung der Siedlungsberei-
che oder die Regenwasserversickerung auswirken 
können. Im Sinne einer ganzheitlichen Strategie, 
die sowohl Aspekte des Klimaschutzes als auch der 
Klimaanpassung berücksichtigt, muss demnach das 
Leitbild der kompakten flächensparenden Sied-
lungsentwicklung mit einem Freiraumstrukturkon-
zept verbunden werden, das die Inanspruchnahme 
von Freiflächen zur Siedlungsentwicklung, speziell 
in Innenbereichen von Städten (Innenentwick-
lung), auf eine angemessene bauliche Verdichtung 
begrenzt. 
Der Erhalt und die Wiederherstellung von unbe-
bauten und unversiegelten Flächen innerhalb von 
Siedlungsbereichen spielt eine entscheidende Rolle 
bei der Umsetzung von Strategien zur Anpassung 
an die Folgen des Klimawandels. Im Bereich der 
Stadtplanung/Siedlungsentwicklung lassen sich mit 
Hilfe der entsprechenden Nutzung von Freiräumen 
Maßnahmen umsetzen, die zur Abschwächung der 
Auswirkungen des Temperaturanstiegs (insbeson-
dere häufigere und stärkere Hitzeperioden) sowie 
zum Umgang mit der Veränderung von Häufigkeit 
und Intensität von Niederschlagsereignissen und 
daraus resultierenden Überschwemmungsgefahren 
notwendig sind.

3.2.1 Anpassung an steigende 
Temperaturen und häufigere 
Hitzeperioden

Während das Klima in der freien Landschaft weit-
gehend von natürlichen Gegebenheiten abhängig 
ist, bildet sich in Städten ein durch die Bebauung 
und Versiegelung beeinflusstes Stadtklima aus. Die 
hohe Oberflächenversiegelung und die daraus re-
sultierenden geringen Grünflächenanteile bewirken 
eine geringere Verdunstung und damit eine Erhö-
hung der Temperaturen in den Städten. Zusätzlich 
kommt es aufgrund der Wärmespeicherung der 
einfallenden Sonnenstrahlung in den städtischen 
Baumassen zu einer weiteren Verstärkung dieses 
Wärmeinseleffektes.
Bereits heute kann die maximale Temperaturdiffe-
renz zwischen dicht verbauten Stadtzentren und 
dem Umland bis zu 10° C betragen. Der Anstieg 
der Durchschnittstemperaturen infolge des Klima-
wandels wird den Prozess der Wärmeinselbildung 
in Stadtgebieten zukünftig noch weiter verstärken. 
Allerdings wird diese Zunahme – und damit auch 
die Stadt-Umland-Differenz der Temperaturmaxi-
ma – in der Unterweserregion aufgrund des mari-
timen Einflusses und dem daraus resultierenden re-
lativ ausgeglichenen und gemäßigten Küstenklimas 
voraussichtlich geringer ausfallen und nur für den 
weiter im Binnenland liegenden Verdichtungsraum 
Bremen von größerer Bedeutung sein.

Der Anstieg der Maximaltemperaturen und die Zu-
nahme bzw. Verlängerung der sommerlichen Hitze-
perioden in Siedlungsgebieten können zu Gesund-
heitsbelastungen und einer höheren Sterblichkeit, 
insbesondere bei Herz-Kreislauf-Erkrankungen, 
führen. Der demographische Wandel und die damit 
verbundene Zunahme des Anteils älterer Menschen 
wird diese Situation verschärfen. 
Neben einer erhöhten Gesundheitsgefährdung 
kommt es bei längerfristiger Überhitzung auch 
zu einer Minderung der Lebensqualität und der 
Leistungsfähigkeit der Stadtbevölkerung, wodurch 
die Produktivität und somit auch die städtische 
Wirtschaft beeinträchtigt werden können. 
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Der Einsatz von Klimaanlagen zur Regulierung der 
Raumtemperaturen während solcher Hitzeperioden 
führt überdies zu einem erhöhten Energiebedarf 
und kann den Klimawandel – sofern es sich nicht 
um die Nutzung regenerativer Energien handelt 
– sogar noch vorantreiben. 

Um den negativen Folgen der städtischen Über-
wärmung entgegenzuwirken, sind Maßnahmen zur 
Vermeidung der Entstehung von Wärmeinseln, zur 
Verminderung der städtischen Temperaturmaxima 
sowie zur Verbesserung der Durchlüftung der Sied-
lungsstruktur notwendig. 

Erhalt und Schaffung von stadtklimatisch 
bedeutsamen Grün- und Freiflächen und 
Gewährleistung einer ausreichenden 
Durchlüftung der Siedlungsstruktur

Da die Ausbildung des Stadtklimas überwiegend 
auf der Umwandlung von Vegetationsflächen 
zur gebauten Stadt beruht, liegt in der Erhal-
tung und Wiederherstellung von Grünflächen ein 
Schwerpunkt klimagerechter Stadtplanung. Vor 
dem Hintergrund zunehmender Hitzeperioden 
sollten freiwerdende Flächen in Siedlungsgebieten 
(Konversionsflächen) daher zukünftig verstärkt als 
Grünflächen (z. B. in Form kleiner Parks mit schat-
tenspendenden Bäumen) genutzt werden.
Zur Sicherstellung einer ausreichenden Durchlüf-
tung der Siedlungsstruktur sind zudem Frischluft-
schneisen und siedlungsnahe Kaltluftentstehungs-
gebiete freizuhalten, für die sich vor allem größere 
zusammenhängende Grünflächen eignen. Über 
ihnen bildet sich nach Sonnenuntergang Kaltluft, 
so dass eine Luftzirkulation mit einem Temperatur-
austausch zu benachbarten Baugebieten gefördert 
wird.
Neben den genannten ‚grünen’ Maßnahmen bieten 
sich auch ‚blaue’ Maßnahmen an. Damit ist die Ein-
bindung von im Sommer kühlenden Wasserflächen 
in die Stadtlandschaft gemeint. Auf diesem Gebiet 
kann die integrierte Betrachtung stadtklimatischer 
und siedlungswasserwirtschaftlicher Aspekte 
zu Synergieeffekten bei der Umsetzung von Kli-
maanpassungsmaßnahmen führen. So besteht die 
Möglichkeit, Elemente der dezentralen Regenwas-

serbewirtschaftung (Retentionsbereiche und Rück-
haltebecken), die zur Bewältigung der veränderten 
Niederschlagssituation erforderlich sein werden, 
gleichzeitig auch zur Erreichung stadtklimatischer 
Ziele einzusetzen.
Im Hinblick auf steigende Temperaturen und länger 
andauernde Hitzeperioden sollten vor allem „kli-
maempfindliche“ Einrichtungen wie Altenheime, 
Krankenhäuser, Kindergärten, Schulen etc. in gut 
durchlüfteten Bereichen der Städte angesiedelt 
bzw. deren Umfeld stadtklimatisch aufgewertet 
werden.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Die Freihaltung von stadtklimatisch bedeutsamen 
Bereichen kann durch entsprechende Nutzungsdar-
stellungen und Festsetzungen in den Bauleitplänen 
sichergestellt werden (z. B. als Grünfläche, Was-
serfläche, Sport- und Spielanlagen oder als Fläche 
für die Landwirtschaft). Auch die Festsetzung der 
Mindestgröße von Baugrundstücken sowie Aussa-
gen zum Maß der baulichen Nutzung (Versiege-
lungsgrad und Höhe der baulichen Anlagen), zur 
Bauweise (geschlossen oder offen) und zur Stellung 
der baulichen Anlagen können zur besseren Durch-
lüftung eines Gebietes bzw. zur Abschwächung der 
Temperaturmaxima führen. (siehe Tab. 4).
Bei der Realisierung einer im Sinne des Stadtklimas 
sinnvollen Zuordnung von bebauten und unbebau-
ten Flächen ist ein abgestimmtes Ineinandergrei-
fen von Landschaftsplan/Flächennutzungsplan und 
Grünordnungsplan/Bebauungsplan erforderlich. Die 
Erstellung von Klimakarten kann dabei ein zusätzli-
ches Hilfsmittel darstellen.

Bepflanzung und Beschattung von 
Verkehrsflächen und Grundstücken

Die Beschattung von Straßen, Wegen, Parkplätzen 
und Haltestellen sowie die Begrünung von privaten 
und öffentlichen Grundstücken durch Anpflanzun-
gen von Bäumen und Sträuchern führt besonders 
innerhalb dicht bebauter Gebiete zu einer Redu-
zierung der Aufheizung und dient damit der Stei-
gerung der Aufenthaltsqualität bei Aktivitäten im 
öffentlichen Raum.
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Da das sich verändernde Stadtklima auch Folgen für 
die Phänologie und das Wachstum der städtischen 
Vegetation haben kann, – wie erste Erfahrungen 
zu den Einflüssen der Temperaturerhöhung auf 
Stadtbäume zeigen –, sollten bei der Auswahl der 
Baumarten schon heute die klimawandelbedingten 
Veränderungen der ökologischen Bedingungen 
mitberücksichtigt werden.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Bauleitplanerische Möglichkeiten zur Umsetzung 
von Maßnahmen zur Bepflanzung und Beschattung 
von Verkehrsflächen und Grundstücken bestehen in 
der Festsetzung von Anpflanzungen in Bebauungs-
plangebieten oder Teilen davon und in der Anwen-
dung des Pflanzgebotes nach § 178 BauGB, mit 
dem Eigentümer verpflichtet werden können, ihr 
Grundstück entsprechend den Festsetzungen des 
Bebauungsplans zu bepflanzen. (siehe Tab. 4)

Nutzung von Möglichkeiten zur 
Dach- und Fassadenbegrünung

Neben der Einbindung größerer und kleinerer 
Grünflächen in den Siedlungsraum lassen sich 
auch durch Dach- und Fassadenbegrünungen 
stadtklimatische Defizite verringern. Dächer bieten 
in Siedlungsgebieten bisher vielfach ungenutzte 
Flächenreserven für die Schaffung von Grünflä-
chen. Während sich in Städten vor allem große 

Wohn-, Büro- und Gewerbe-/Industriegebäude 
zur Begrünung anbieten, sind es in ländlicheren 
Gebieten eher Garagen und Nebengebäude, die 
häufig die für eine Dachbegrünung notwendige 
Dachneigung von bis zu 15 Grad aufweisen. Die 
positiven thermischen Effekte von Dachbegrünun-
gen liegen vorwiegend in der Minderung der Tem-
peraturextreme. Während sich Kies-, Blech- oder 
Bitumendächer auf 50 bis über 80°C aufheizen 
können, betragen die maximalen Temperaturen 
bei bepflanzten Dächern etwa 20 bis 25°C. Die 
geringere Aufheizung der Dachflächen wirkt sich 
dementsprechend positiv auf die Umgebungstem-
peratur aus. Außerdem erzielen Dachbegrünungen 
eine gute Dämmung sowohl gegen Kälte als auch 
– und das ist im Hinblick auf die Anpassung an 
höhere Temperaturen und längere Hitzeperioden 
von entscheidenderer Bedeutung – gegen Wärme. 
Einen Beitrag zur Wärmedämmung können zudem 
auch Fassadenbegrünungen leisten, die eine Luft-
polsterbildung an der Hauswand bewirken und 
aufgrund der Verdunstung sowie der Absorption 
und Reflexion der Sonnenstrahlen im Blattwerk 
eine kühlende Wirkung entfalten.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Entsprechende Festsetzungen für Dach- und Fassa-
denbegrünungen können in örtlichen Bauvorschrif-
ten nach Landesbauordnungsrecht erfolgen und im 
Bebauungsplan festgelegt werden. (siehe Tab. 4)
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Tab. 4: Zusam-
menstellung 
bauleitplanungs- 
und bauord-
nungsrechtlicher 
Möglichkeiten 
zur Anpassung an 
steigende Tem-
peraturen und 
häufigere Hitze-
perioden

Anpassungs-  
strategie

Möglichkeiten zur Darstellung bzw. Festsetzung im FNP 
und B-Plan / bauordnungsrechtliche Aspekte Paragraph

Erhalt und 
Schaffung 
stadtklimatisch 
bedeutsamer Grün- 
und Freiflächen

Darstellung/Festsetzung von (öffentlichen und privaten) Grün-
flächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-,   
Zelt- und Badeplätze sowie Friedhöfe

§ 5 Abs. 2 Nr. 5 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
15 BauGB

Darstellung/Festsetzung von Wasserflächen 
§ 5 Abs. 2 Nr. 7 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
16 BauGB

Darstellung/Festsetzung von landwirtschaftlichen und       
Waldflächen

§ 5 Abs. 2 Nr. 9 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
18 BauGB

Darstellung/Festsetzung der Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,                
Natur und Landschaft

§ 5 Abs. 2 Nr. 10 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
20 BauGB

Gewährleistung 
einer 
ausreichenden 
Durchlüftung der 
Siedlungsstruktur

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung (Grundflächen-
zahl und Höhe der baulichen Anlagen)

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 16 
Abs. 4 Nr. 1 u. 4 
BauNVO

Festsetzungen zur Bauweise (offen/geschlossen) sowie zur 
Stellung der baulichen Anlagen (Baulinien, Baugrenzen,              
Bebauungstiefen)

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i. V. m. § 22 
u. 23 BauNVO

Festsetzung von Mindestmaßen der Baugrundstücke,            
(um einer zu großen Verdichtung entgegenzuwirken)

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 
BauGB

Festsetzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind (z. B. zur Sicherung einer kleinklimatisch notwendigen 
Frischluftschneise)

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB

Begrünung von 
Verkehrsflächen 
und Grundstücken

Festsetzungen für das Anpflanzen sowie Bindungen für die 
Erhaltung von Bäumen und Sträuchern in einem Bebauungs-
plangebiet oder Teilen davon (Pflanzgebot)

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB i. V. m. § 178 
BauGB

Schaffung von 
Dach- und Fassa-
denbegrünungen

Festsetzungen über die Bepflanzung und Begrünung            
baulicher Anlagen

§ 9 Abs. 1 Nr. 
25 BauGB i. V. m. 
§ 56 Abs. 1 Nr. 
7 NBauO bzw. § 
87 Abs. 1 Nr. 5 
BremLBO

Anmerkung: Die Grundlage für die Zusammenstellung bilden die gesetzlichen Regelungen des Baugesetzbuches 
(BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie der Landesbauordnungen der Länder Niedersachsen und 
Bremen (NBauO bzw. BremLBO).
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3.2.2 Anpassung an häufigere und 
stärkere Extremniederschlagsereignisse

Ähnlich wie die klimatischen Gegebenheiten un-
terscheiden sich auch die wasserhaushaltlichen 
Eigenschaften zwischen bebauter und unbebauter 
Fläche grundlegend. Während in der unbebauten 
Landschaft das Niederschlagswasser zu einem 
großen Teil verdunstet bzw. versickert, dominiert 
in Siedlungsgebieten aufgrund des hohen Versie-
gelungsgrads der Oberflächenabfluss.
Die zum Teil bereits heute auftretenden Probleme 
bei der Abführung großer Mengen an Nieder-
schlagswasser, die sich in der Überschreitung der 
Aufnahmekapazität von Kanalsystemen bzw. Vor-
flutern ausdrücken, werden sich infolge der pro-
gnostizierten Veränderung der Häufigkeit und In-
tensität von Starkregenereignissen voraussichtlich 
weiter verschärfen. Ein hoher Oberflächenabfluss in 
hochversiegelten Räumen kann in Verbindung mit 
großen Niederschlagsmengen zu örtlichen Über-
schwemmungen von Siedlungsbereichen führen 
sowie zur Entstehung von Hochwasserereignissen 
in Flüssen und Bächen beitragen. 
Um den negativen Folgen dieser Entwicklungen 
und den daraus resultierenden Schadenspotenzi-
alen für die Siedlungsbereiche vorzubeugen, ge-
winnen in der Stadtplanung/Siedlungsentwicklung 
zukünftig folgende Aspekte an Bedeutung:

Reduzierung des Versiegelungsgrads 
in Siedlungsgebieten

Die Reduzierung der Flächenversiegelung erhöht 
den Versickerungs- bzw. Verdunstungsanteil des 
Niederschlagswassers und führt somit zu einem 
verminderten Oberflächenabfluss und damit auch 
zur Reduzierung der Überschwemmungsgefahr von 
Siedlungsgebieten bei Starkregenereignissen.
Zur Minimierung der Bodenversiegelung sollten 
sowohl Maßnahmen im Bestand (z. B. Verände-
rung der Oberflächenbeläge durch den Einsatz 
von Rasengittersteinen, Rasenfugenpflaster oder 
Schotterrasen) als auch Maßnahmen bei Neupla-
nungen von Baugebieten Berücksichtigung finden. 
Insbesondere bei Letzterem ist die Bodenschutz-
klausel des § 1a Abs. 2 BauGB zu befolgen, wonach 

„Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu 
begrenzen“ sind. 

Neben der Reduzierung der Bodenversiegelung 
können auch Dachbegrünungen einen Beitrag zur 
Minimierung der abzuleitenden Niederschlagsmen-
ge leisten. Während bei normalen Dächern etwa 
80-100% des Niederschlags in die Kanalisation 
oder Oberflächengewässer abgeleitet werden, sind 
dies bei Gründächern nur ca. 30%. Der Rest wird 
durch Verdunstung wieder an die Stadtluft abgege-
ben und trägt so zur Reduzierung des Feuchteman-
gels oberflächenversiegelter Siedlungsbereiche bei. 
Ein weiterer Vorteil von Dachbegrünungen liegt in 
der aufgrund ihres Wasserspeicherungsvermögens 
zeitverzögerten Abgabe der Niederschläge. Da-
durch werden die Stadtentwässerungssysteme er-
heblich entlastet und Überschwemmungsgefahren 
gemindert. 

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Für den Bestand kommen vor allem die Entwick-
lung von Entsiegelungskonzepten mit Aussagen zur 
nachträglichen Bodenentsiegelung und zu Belags-
änderungen sowie die Anwendung des Rückbau- 
und Entsiegelungsgebots nach § 179 BauGB in 
Frage. (siehe Tab. 5)

Bei Neuplanungen bieten sich dagegen in erster 
Linie planerische und bauordnungsrechtliche Fest-
setzungen zur Begrenzung des Versiegelungsgrads 
an. Wesentliche Aspekte sind hier die Festsetzung 
der Grundflächenzahl (GRZ), die den Anteil der 
bebaubaren Fläche eines Grundstücks vorgibt, 
Regelungen zur Unzulässigkeit von baulichen Ne-
benanlagen außerhalb der überbaubaren Flächen, 
Festsetzungen zur Bepflanzung und Begrünung 
baulicher Anlagen (Dachbegrünungen), Anforde-
rungen an die Gestaltung und Nutzung unbebauter 
Flächen durch die örtlichen Bauvorschriften sowie 
die Planung flächensparender Verkehrsflächen. 
(siehe Tab. 5)

Anpassungs-  
strategie

Möglichkeiten zur Darstellung bzw. Festsetzung im FNP 
und B-Plan / bauordnungsrechtliche Aspekte Paragraph

Erhalt und 
Schaffung 
stadtklimatisch 
bedeutsamer Grün- 
und Freiflächen

Darstellung/Festsetzung von (öffentlichen und privaten) Grün-
flächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, Spiel-,   
Zelt- und Badeplätze sowie Friedhöfe

§ 5 Abs. 2 Nr. 5 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
15 BauGB

Darstellung/Festsetzung von Wasserflächen 
§ 5 Abs. 2 Nr. 7 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
16 BauGB

Darstellung/Festsetzung von landwirtschaftlichen und       
Waldflächen

§ 5 Abs. 2 Nr. 9 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
18 BauGB

Darstellung/Festsetzung der Flächen für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,                
Natur und Landschaft

§ 5 Abs. 2 Nr. 10 
bzw. § 9 Abs. 1 Nr. 
20 BauGB

Gewährleistung 
einer 
ausreichenden 
Durchlüftung der 
Siedlungsstruktur

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung (Grundflächen-
zahl und Höhe der baulichen Anlagen)

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i.V.m. § 16 
Abs. 4 Nr. 1 u. 4 
BauNVO

Festsetzungen zur Bauweise (offen/geschlossen) sowie zur 
Stellung der baulichen Anlagen (Baulinien, Baugrenzen,              
Bebauungstiefen)

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB i. V. m. § 22 
u. 23 BauNVO

Festsetzung von Mindestmaßen der Baugrundstücke,            
(um einer zu großen Verdichtung entgegenzuwirken)

§ 9 Abs. 1 Nr. 3 
BauGB

Festsetzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten 
sind (z. B. zur Sicherung einer kleinklimatisch notwendigen 
Frischluftschneise)

§ 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB

Begrünung von 
Verkehrsflächen 
und Grundstücken

Festsetzungen für das Anpflanzen sowie Bindungen für die 
Erhaltung von Bäumen und Sträuchern in einem Bebauungs-
plangebiet oder Teilen davon (Pflanzgebot)

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB i. V. m. § 178 
BauGB

Schaffung von 
Dach- und Fassa-
denbegrünungen

Festsetzungen über die Bepflanzung und Begrünung            
baulicher Anlagen

§ 9 Abs. 1 Nr. 
25 BauGB i. V. m. 
§ 56 Abs. 1 Nr. 
7 NBauO bzw. § 
87 Abs. 1 Nr. 5 
BremLBO
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Umsetzung von Maßnahmen zur dezentralen 
Regenwasserbewirtschaftung

Neben der Entsiegelung von Flächen spielt die 
dezentrale Regenwasserbewirtschaftung eine 
wichtige Rolle beim Umgang mit einer veränder-
ten Niederschlagssituation. Die dezentrale Re-
genwasserbewirtschaftung umfasst Maßnahmen 
zur Verdunstung, Versickerung, Rückhaltung und 
Nutzung sowie zur behutsamen Ableitung von 
Niederschlagswasser in natürliche Fließgewässer.
Im Gegensatz zum traditionellen Umgang mit 
Regenwasser, der in der Regel eine schnelle Ablei-
tung über die Kanalsysteme vorsieht, können mit 
der Schaffung von Versickerungsanlagen (Mulden-, 
Rigolen-, Schachtversickerung) und Regenrückhal-
tebecken sowie der Errichtung von Zisternen zur 
Regenwassernutzung die Abflussspitzen in Sied-
lungsgebieten abgepuffert, Überschwemmungen 
vermieden und die Grundwasseranreicherung 
gefördert werden.
Durch die Maßnahmen der dezentralen Re-
genwasserbewirtschaftung werden das Kana-
lisationssystem und die Entwässerungsanlagen 
entlastet, wodurch erhebliche Einsparungen bei 
der technischen Erschließung und im Unterhalt 
von Ver- und Entsorgungseinrichtungen erzielt 
werden können. Die Integration von Wasserele-
menten in die Siedlungsstruktur im Rahmen einer 
nachhaltigen Regenwasserbewirtschaftung kann 
überdies die Attraktivität und Aufenthaltsqualität 
des Wohnumfeldes steigern und zur Verbesserung 
stadtklimatischer Verhältnisse beitragen.

• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Maßnahmen zur dezentralen Regenwasserbe-
wirtschaftung können über die Festsetzung von 
Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von 
Niederschlagswasser in Bebauungsplänen und nach 
den Vorgaben der Landesbauordnungen auch durch 
Festsetzungen von Maßnahmen zur Versickerung, 
Sammlung oder Verwendung von Niederschlags-
wasser in den örtlichen Bauvorschriften umgesetzt 
werden. (siehe Tab. 5)

Schutz von Siedlungsgebieten, baulichen 
Anlagen und Infrastrukturen vor negativen 
Einflüssen durch Starkregenereignisse

Da die Möglichkeiten der dezentralen Regen-
wasserbewirtschaftung in einigen Fällen allein 
vermutlich nicht ausreichen werden, um extreme 
Starkregenereignisse zu bewältigen, müssen zur 
Vermeidung von Schäden an Gebäuden und Infra-
strukturen ausreichend dimensionierte Flächen für 
den Regenwasserablauf bzw. –rückhalt gesichert 
werden.
Als Anpassungsmaßnahmen an die Zunahme von 
Starkregenereignissen sind u. a. die Renaturierung 
von in Siedlungsbereichen gelegenen Oberflächen-
gewässern wie Fluss- und Bachläufen sowie die 
Schaffung von Überflutungsflächen zu verfolgen. 
Da die Anpassungsfähigkeit der Gewässersysteme 
an die Folgen des Klimawandels (insbesondere 
starkregenbedingte Hochwasserereignisse) mit 
steigender Naturnähe zunimmt, sollte im Rah-
men der Siedlungsentwicklung darauf geachtet 
werden, naturnahe Gewässerauen und -uferzonen 
zu erhalten und zu schützen und Gewässerrand-
bereiche von einer Befestigung oder Bebauung 
freizuhalten. 
Vor allem in stark verdichteten und tief gelegenen 
Siedlungsbereichen, in denen der flächenintensiven 
dezentralen Regenwasserbewirtschaftung teilwei-
se enge Grenzen gesetzt sind, können größere in 
kürzerer Zeit abregnende Wassermengen zur Folge 
haben, dass die heutige Dimensionierung der Ka-
nalisation zukünftig nicht mehr ausreicht. So kann 
das z. B. für die Mischwasserkanalisation in Bre-
men bedeuten, dass sich die Überlaufmengen mit 
vermischten Regen- und häuslichen Abwässern, die 
ungeklärt in die Vorfluter laufen, erhöhen. Damit 
wären eine Überschreitung von Emissions- und 
Immissionsgrenzwerten sowie negative Auswir-
kungen auf die Ökosysteme der natürlichen Ge-
wässer verbunden. Neben der Neudimensionierung 
bestehender Mischwassersysteme ist in diesem 
Zusammenhang daher auch der Auf- und Ausbau 
von Trennwassersystemen zu diskutieren, in denen 
Abwasser und Niederschlagswasser in zwei vonein-
ander getrennten Kanalnetzen abgeführt werden.
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• Ansatzpunkte für die planerische Umsetzung

Die Stadtplanung kann Vorsorge zum Schutz von 
Siedlungsgebieten, Gebäuden und Infrastrukturen 
betreiben, indem sie in Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen Flächen vorsieht, die von der 
Wasserwirtschaft für die Regelung des Wasser-
abflusses und damit zur Vermeidung starkregen-
bedingter Überschwemmungen benötigt werden. 
(siehe Tab. 5)
Zur Sicherung von Nutzungen und baulicher An-
lagen vor Einflüssen durch Starkregenereignisse 
ist es zudem möglich, über den Bebauungsplan 
die Höhenlage von Baugebieten oder Teilen davon 
festzusetzen, um so z. B. die Überschwemmungs-
gefahr bestimmter tiefer liegender Bereiche bei 
Starkregenereignissen zu reduzieren. 

Nach den Vorgaben des Bauordnungsrechts müs-
sen Baugrundstücke für die Errichtung baulicher 
Anlagen geeignet und die baulichen Anlagen so 
angeordnet und beschaffen sein, dass Gefahren 
durch Wasser und Feuchtigkeit vermieden werden. 
In diesem Zusammenhang ist insbesondere der Bau 
von Kellergeschossen in Bereichen mit hoher Über-
schwemmungsgefahr nach Starkregenereignissen 
zu überdenken. (siehe Tab. 5)
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Anpassungs-   
strategie

Möglichkeiten zur Darstellung bzw. Festsetzung im FNP 
und B-Plan / bauordnungsrechtliche Aspekte Paragraph

Reduzierung des 
Versiegelungs-
grads in Sied-
lungsgebieten

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung                
(Grundflächenzahl)

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
BauGB i. V. m. § 16 
Abs. 4 Nr. 1 BauNVO

Festsetzungen zur überbaubaren und zur nicht überbaubaren 
Grundstücksfläche

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB

Festsetzung der Größe und Ausgestaltung von Verkehrsflächen § 9 Abs. 1 Nr. 11 
BauGB

Festsetzungen über die Bepflanzung und Begrünung baulicher 
Anlagen (z. B. Dachbegrünungen)

§ 9 Abs. 1 Nr. 25 
BauGB i. V. m. § 56 
Abs. 1 Nr. 7 NBauO 
bzw. § 87 Abs. 1 Nr. 5 
BremLBO

Möglichkeit der Verpflichtung zur Beseitigung einer baulichen 
Anlage bzw. versiegelten Fläche, wenn diese den Festsetzungen 
des Bebauungsplans nicht mehr entsprechen und ihnen nicht 
angepasst werden können (Rückbau- und Entsiegelungsgebot)

§ 179 BauGB

Festsetzungen zur Errichtung von Stellplätzen und Garagen aus-
schließlich im Bereich der überbaubaren Grundstücksfläche, also 
in Geschossen der baulichen Anlage (z. B. Untergeschoss)

§ 12 Abs. 4 u. Abs. 5 
BauNVO

Festsetzung der Unzulässigkeit von Stellplätzen, Garagen oder 
sonstigen Nebenanlagen auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen

§ 12 Abs. 6 u. § 14 
BauNVO

Nutzung von nicht überbauten Flächen der Baugrundstücke als 
Grünflächen und Vermeidung von Befestigungen und Versiege-
lungen auf diesen Flächen

§ 14 Abs. 2 NBauO 
bzw. § 7 Abs. 1 
BremLBO

Begrenzung der Versiegelung von Grundstücksflächen, die für 
bauliche Anlagen wie Stellplätze, Fahrgassen, Gehwege sowie 
die Zu- und Abfahrten von Garagen benötigt werden, auf ein für 
die Versickerung von Niederschlagswasser verträgliches Maß

§ 14 Abs. 4 NBauO 
bzw. § 7 Abs. 3 
BremLBO

Umsetzung      
einer dezentralen    
Regenwasser- 
bewirtschaftung

Festsetzung von Flächen für die Rückhaltung und Versickerung 
von Niederschlagswasser

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB

Festsetzung von Maßnahmen zur Versickerung, Sammlung oder 
Verwendung von Niederschlagswasser auf dem Baugrundstück

§ 56 Abs. 1 Nr. 8 
NBauO bzw. § 87 Abs. 
1 Nr. 13 BremLBO

Schutzgewährung 
vor Einflüssen 
durch Stark-   
regenereignisse

Darstellung/Festsetzung von Flächen für die Regelung des Was-
serabflusses

§ 5 Abs. 2 Nr. 7 bzw. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 
BauGB

Festsetzung der Höhenlage für Nutzungen nach § 9 Abs. 1 
BauGB (z. B. wenn für ein Baugebiet oder Teile davon Über-
schwemmungsgefahr besteht)

§ 9 Abs. 3 BauGB

Verpflichtung zur Berücksichtigung einer geeigneten Anordnung 
und Beschaffenheit baulicher Anlagen zur Vermeidung von Ge-
fahren durch Wasser und Feuchtigkeit

Verpflichtung zur Berücksichtigung der Eignung eines Baugrund-
stücks für die Errichtung einer baulichen Anlage

§ 19 NBauO bzw. § 4 
Abs. 1 Nr. 1 und § 16 
BremLBO

Tab. 5: Zusam-
menstellung 
bauleitplanungs- 
und bauord-
nungsrechtlicher 
Möglichkeiten 
zur Anpassung 
an häufigere und 
stärkere Extrem-
niederschläge

Anmerkung: 
Die Grundlage 
für die Zusam-
menstellung 
bilden die 
gesetzlichen 
Regelungen des 
Baugesetzbuches 
(BauGB), der 
Baunutzungs-
verordnung 
(BauNVO) sowie 
der Landesbau-
ordnungen der 
Länder Nieder-
sachsen und 
Bremen (NBauO 
bzw. BremLBO).



  

44 45

Anpassungs-   
strategie

Möglichkeiten zur Darstellung bzw. Festsetzung im FNP 
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die Zu- und Abfahrten von Garagen benötigt werden, auf ein für 
die Versickerung von Niederschlagswasser verträgliches Maß

§ 14 Abs. 4 NBauO 
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Umsetzung      
einer dezentralen    
Regenwasser- 
bewirtschaftung

Festsetzung von Flächen für die Rückhaltung und Versickerung 
von Niederschlagswasser

§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
BauGB
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Verwendung von Niederschlagswasser auf dem Baugrundstück

§ 56 Abs. 1 Nr. 8 
NBauO bzw. § 87 Abs. 
1 Nr. 13 BremLBO

Schutzgewährung 
vor Einflüssen 
durch Stark-   
regenereignisse

Darstellung/Festsetzung von Flächen für die Regelung des Was-
serabflusses

§ 5 Abs. 2 Nr. 7 bzw. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 
BauGB

Festsetzung der Höhenlage für Nutzungen nach § 9 Abs. 1 
BauGB (z. B. wenn für ein Baugebiet oder Teile davon Über-
schwemmungsgefahr besteht)

§ 9 Abs. 3 BauGB

Verpflichtung zur Berücksichtigung einer geeigneten Anordnung 
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fahren durch Wasser und Feuchtigkeit

Verpflichtung zur Berücksichtigung der Eignung eines Baugrund-
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§ 19 NBauO bzw. § 4 
Abs. 1 Nr. 1 und § 16 
BremLBO

3.3 Hochwasserschutz
Hochwasserrisiko in der Region Unterweser

Für die Region Unterweser besteht in zweifacher 
Hinsicht Hochwassergefahr: Zum einen wird 
die Region von Hochwassern bedroht, die durch 
Sturmfluten von der Nordsee her verursacht 
werden, und zum anderen geht auch von Binnen-
hochwassern aus dem Einzugsgebiet der Weser 
Gefahr aus. Während das Sturmfluthochwasser 
den Unterweserbereich bis etwa in Höhe des 
Weserwehres in Bremen-Hemelingen gefährdet, 
bedrohen Binnenhochwasser aus der Ober- und 
Mittelweser ausschließlich die Deiche, die ober-
halb der Stephanibrücke in der Stadt Bremen lie-
gen. Unterhalb des Bereiches der Stephanibrücke 
ist der Weserfluss durch die vorhergegangenen 
Ausbaumaßnahmen für die Schifffahrt in der Lage, 
das Bemessungshochwasser mit nur unbedeutend 
erhöhten Wasserständen, d.h. ohne Schäden abzu-
führen. In diesen Bereichen spielt daher nicht der 
Binnenhochwasser- sondern vielmehr der Küsten-
schutz eine entscheidende Rolle (siehe Abschnitt 
3.4 Küstenschutz).

Neben möglichen Binnenhochwasserereignissen 
in den genannten Bereichen der Weser können 
zudem auch in zahlreichen anderen Gewässern 
oder Gewässerabschnitten Binnenhochwasser 
auftreten, die zu nicht nur geringfügigen Schäden 
führen können. Eine Auflistung dieser Gewässer 
enthalten § 91a Abs. 2 BremWG für Gewässer im 
Land Bremen und die Anlage zu § 1 der Verord-
nung über die Gewässer und Gewässerabschnitte, 
bei denen durch Hochwasser nicht nur geringfügige 
Schäden entstanden oder zu erwarten sind vom 26. 
November 2007 (Nds. GVBl. S. 669) für Gewässer im 
Land Niedersachsen.

Zunahme von Hochwasserereignissen 
durch klimawandelbedingte Änderungen 
der Niederschlagssituationen

Hochwasser sind die Folge außergewöhnlicher 
Niederschlagsereignisse und gehören als wie-
derkehrende Naturereignisse zum natürlichen 

Wasserkreislauf. Bestimmende Einflussfaktoren 
für das Ausmaß eines Hochwassers sind neben der 
Niederschlagsintensität und –dauer der (Ausbau-
)Zustand des Gewässers, die Ausprägung und Nut-
zung des Einzugsgebietes, die Wassersättigung des 
Bodens sowie in den Wintermonaten eine mögliche 
Verstärkung durch Schneeschmelze und gefrorenen 
Boden. In den Nebenflüssen der Unterweser kann 
es überdies aufgrund sturmflutbedingter Hoch-
wasserstände in der Weser zu einem Rückstau der 
abfließenden Wassermengen und somit zu einer 
Verstärkung der Binnenhochwasser kommen. 
Eine erhöhte Hochwassergefahr resultiert heutzu-
tage zudem daraus, dass 
• viele Flächen durch die Siedlungsentwicklung  
 und neue Verkehrswege versiegelt wurden, 
• in den Flussauen Retentionsräume durch Deich- 
 bau zur Intensivierung der Flächennutzungen  
 verloren gingen und 
• durch den Gewässerausbau der Hochwasserab- 
 fluss beschleunigt und der Wasserrückhalt ver- 
 mindert wurde. 
Während an großen Flüssen in der Regel lang 
anhaltende, großflächige Niederschläge ein 
Hochwasserereignis auslösen, kann es an Gewäs-
sern mit kleineren Einzugsgebieten bereits durch 
örtlich und zeitlich begrenzte, aber sehr intensive 
Starkregenereignisse (mit teilweise mehr als 100 
mm pro Tag) zu extremen Hochwassern kommen 
(Sturzfluten). 
Die Hochwassergefahr wird sich durch die Fol-
gen des Klimawandels aller Voraussicht nach 
verstärken, da sowohl Häufigkeit (zumindest 
saisonal) als auch Intensität von Niederschlägen 
zunehmen werden, wodurch sich die Gefahr von 
Überschwemmungen erhöht. Es ist zu erwarten, 
dass es einerseits aufgrund der jahreszeitlichen 
Verschiebung der Niederschlagsmengen zu mehr 
und länger anhaltenden Niederschlagsereignissen 
in den Wintermonaten und andererseits zu einer 
Zunahme von Starkregenereignissen kommt. 

Erhöhung der Schadenspotenziale

Die Ausuferung von Fließgewässern infolge von 
Hochwasserereignissen und damit verbunde-
ne großräumige Überschwemmungen können         
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insbesondere Siedlungen, Gewerbebetriebe, Infra-
struktureinrichtungen, Kulturdenkmale und land-
wirtschaftliche Nutzflächen in Mitleidenschaft 
ziehen. Neben hohen materiellen Verlusten ist auch 
die Gefährdung der Umwelt und von Menschenle-
ben nicht ausgeschlossen. 
In der jüngsten Vergangenheit ist eine Zunahme 
der Schäden durch eingetretene Hochwasserer-
eignisse festzustellen, die nicht nur auf höhere 
Hochwasserabflüsse, sondern in erster Linie auf 
die intensivere Nutzung der Flussauen zurückzu-
führen ist. Vielfach wurden auch überschwem-
mungsgefährdete Bereiche bebaut, was zu einer 
wesentlichen Werterhöhung in diesen Gebieten 
geführt hat. Gleichzeitig resultiert der Anstieg 
der Schadenssummen zudem daraus, dass sich der 
Ausstattungsstandard (Möbel, technische Geräte, 
Maschinen etc.) der von einem Hochwasserereig-
nis betroffenen Wohn- und Gewerbegebäude im 
Vergleich zu früher erhöht hat. Hinzu kommt, dass 
das Bewusstsein über potentielle Gefährdungen 
abgenommen hat.

Ansätze zur Verringerung der 
Hochwasserrisiken

Um die stark angestiegenen Hochwasserschäden 
wieder zu reduzieren und auf die Herausforderun-
gen des Klimawandels für den Hochwasserschutz 
zu reagieren, müssen die Nutzungen der Flussauen 
besser auf das bestehende Hochwasserrisiko abge-
stellt werden. Die Hochwasserschutz-Strategie der 
Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) sieht 
zur Reduzierung der Hochwasserschäden deshalb 
insbesondere Maßnahmen zum vorbeugenden 
Hochwasserschutz durch Wasserrückhaltung, zum 
technischen Hochwasserschutz und zur Hochwas-
servorsorge vor.

3.3.1 Vorbeugender Hochwasserschutz 
durch Wasserrückhaltung

Der Zunahme der Hochwasserabflüsse und der 
damit wachsenden Gefahr von Überschwemmun-
gen ist möglichst durch eine Verbesserung der 
Retentionsverhältnisse in den Einzugsgebieten 
der Gewässer zu begegnen. Neben technischen 

Maßnahmen zur Wasserrückhaltung wie z. B. dem 
Bau von Hochwasser- und Regenrückhaltebecken 
sind dabei vor allem natürliche Rückhaltemaßnah-
men wie z. B. die Schaffung von Retentionsraum 
durch Deichrückverlegungen und Gewässerrena-
turierungen vorzusehen. Dabei sind regionale und 
überregionale Maßnahmen in die Betrachtungen 
einzustellen. 

In der Vergangenheit gingen zahlreiche Reten-
tionsräume verloren, weil bis in die Flussauen 
hineingebaut und das Gelände aufgefüllt wurde 
oder ursprüngliche Retentionsräume durch Deiche 
und Schutzmauern ausgegrenzt wurden. Zudem 
wirkte sich der Gewässerausbau – vor allem die 
Begradigung von Gewässern – negativ auf das 
Rückhaltepotenzial aus, da der Verlust von Fluss-
schlingen (Mäander) und deren Uferzonen im Zuge 
von Gewässerausbaumaßnahmen gleichzeitig auch 
immer einen Verlust an Flächen für den Wasser-
rückhalt bedeutet.
Um der – auch klimawandelbedingt – steigenden 
Hochwassergefahr und den zunehmenden Scha-
denspotenzialen zu begegnen, sollten zukünftig 
z. B. durch Deichrückverlegungen aktivierbare 
Retentionsräume wieder in die Überschwem-
mungsbereiche eingebunden und ihre Wirksamkeit 
für den Hochwasserrückhalt verbessert werden. 
Dabei sollte es sich in erster Linie um Maßnahmen 
außerhalb der besiedelten Flächen handeln, die 
im weitgehenden Konsens mit der vorhandenen 
Flächennutzung realisierbar sind und mit denen 
möglichst auch die ökologischen Verhältnisse in 
Gewässer und Aue verbessert werden. In landwirt-
schaftlich genutzten Überschwemmungsbereichen 
sollte primär eine Grünlandnutzung vorgesehen 
werden, da bei Ackernutzung eine hohe Gefahr der 
Bodenerosion besteht, insbesondere dann, wenn 
bei Hochwasserereignissen starke Strömungen 
auftreten.
Des Weiteren ist auch die Renaturierung ausge-
bauter Gewässer anzustreben, um deren natürliche 
Potenziale für den Wasserrückhalt zu reaktivieren. 
So sieht § 32 WHG und § 120 NWG bzw. § 111 
BremWG vor, dass natürliche oder naturnahe Ge-
wässer in ihrem Zustand erhalten werden und nicht 
naturnah ausgebaute natürliche Gewässer so weit 
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wie möglich wieder in einen naturnahen Zustand 
zurückgeführt werden sollen, wenn überwiegende 
Gründe des Wohls der Allgemeinheit nicht entge-
genstehen. Auch beim Ausbau von Gewässern sind 
natürliche Rückhalteflächen zu erhalten.
Durch die Wiederherstellung verloren gegangener 
Retentionsräume mit Gehölz- und Auwaldanteilen 
in den Flussauen kann ein verzögerter Hoch-
wasserabfluss und damit eine Verbesserung des 
Hochwasserrückhalts erreicht werden. Aus Sicht 
des Hochwasserschutzes dürfen Renaturierungs-
maßnahmen mit abflussbehindernder oder auf-
stauender Wirkung allerdings nur dort umgesetzt 
werden, wo stromauf liegende Siedlungen und 
Wirtschaftsgüter von hohen Wasserständen nicht 
beeinträchtigt werden. Um dies zu gewährleisten, 
dürfen nach § 31b Abs. 2 WHG in Überschwem-
mungsgebieten Veränderungen der Erdoberfläche 
oder sonstige den Hochwasserabfluss hemmende 
Maßnahmen nur mit Genehmigung der zuständi-
gen Fachbehörde vorgenommen werden.

Abb. 11: Aufständerung einer Brücke zur Reduzierung des 
Hochwasserrückstaus (Quelle: NLWKN 2005: 23)

diesen Gebieten zu vermeiden. Der erforderliche 
Ausgleich kann in solchen Fällen z. B. durch ver-
größerte Gewässerprofile zur schnelleren Wasser-
ableitung oder Hochwasserrückhaltemaßnahmen 
erreicht werden, so dass sich die Hochwasserstän-
de trotz der Verengung der Flussauen durch die 
Anlagen des technischen Hochwasserschutzes in 
Siedlungen und entlang von Verkehrswegen nicht 
erhöhen. Außerdem können Dämme und Brücken 
beispielsweise so gebaut werden, dass die Abfluss-
behinderung möglichst gering ausfällt (Abb. 11). 

Ziel des Hochwassermanagements muss es also 
sein, je nach Bedarf sowohl Vorkehrungen zur 
Senkung der Hochwasserstände als auch Maß-
nahmen zur Steigerung des Retentionsvermögens 
vorzusehen und diese optimal miteinander in Ein-
klang zu bringen und darüber hinaus an die neuen, 
sich aus den Folgen des Klimawandels ergebenden 
Bedingungen anzupassen. Hierbei muss auch eine 
überregionale Betrachtung des Hochwasserschut-
zes erfolgen. 

3.3.2 Technischer Hochwasserschutz

Der technische Hochwasserschutz umfasst die 
Errichtung von Hochwasserschutzanlagen wie          
z.B. Deiche, Hochwasserschutzmauern, Stauanla-
gen mit Hochwasserrückhalteraum, den Gewässer-
ausbau, mobile Schutzsysteme sowie den Objekt-
schutz. Seine Aufgabe besteht in der Reduktion der 
Schäden in besiedelten und bebauten hochwas-
sergefährdeten Gebieten und (land)wirtschaftlich 
genutzten Flächen. Maßnahmen des technischen 
Hochwasserschutzes sollten jedoch nicht für sol-
che Gebiete vorgesehen werden, die grundsätzlich 
als Räume für den natürlichen Wasserrückhalt zu 
erhalten sind.

Vorhandene Siedlungen in hochwassergefähr-
deten Bereichen können durch den technischen 
Hochwasserschutz bis zu einem vorher festgeleg-
ten Hochwasserstand (Bemessungshochwasser) 
geschützt werden. Das führt zwar zu einer erheb-
lichen Verbesserung der Nutzungsbedingungen 
solcher Gebiete, die Hochwassergefahr wird aber 
trotz der Schutzmaßnahmen nicht grundsätzlich 

In Flussnähe entstandene Siedlungen und Ver-
kehrswege wirken sich natürlich auch selbst hin-
derlich auf den Hochwasserabfluss aus. Da diese 
‚Abflusshindernisse’ aber nicht zu beseitigen sind, 
müssen andere Möglichkeiten genutzt werden, um 
unvertretbare Auf- und Rückstauerscheinungen in 
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beseitigt. Bei extremen Hochwassern, die das 
Bemessungshochwasser überschreiten, versagen 
die Schutzanlagen und auch die vermeintlich ge-
schützten Gebiete werden überflutet. 

Das Schadensrisiko bei Versagen der Schutz-
anlagen ist umso größer, je wertvoller die sich 
im geschützten Bereich befindenden Güter sind 
– unter Umständen sind sogar Menschenleben 
gefährdet. Die Nutzung der geschützten Flächen 
muss sich folglich trotz existierender Hochwasser-
schutzeinrichtungen den immer noch bestehenden 
Hochwasserrisiken anpassen (siehe Abb. 12). Diese 
Denkweise wurde in den letzten Jahrzehnten je-
doch allzu oft vernachlässigt, so dass in den Gebie-
ten hinter den Deichen immer wieder Siedlungen 
und Gewerbeanlagen errichtet wurden, die hohe 
Werte darstellen. Künftig muss die Berücksichti-
gung des Schadensrisikos zu einem bestimmenden 
Faktor des Hochwassermanagements werden. 

Vor dem Hintergrund der Hochwasserkatastrophen 
an Rhein, Elbe und Oder in den letzten Jahren 
und der zu erwartenden Auswirkungen des Kli-
mawandels stellt sich die Frage, ob die derzeitige 
Bemessung der Hochwasserschutzanlagen noch 
ausreichend ist. Die zukünftige Anerkennung von 
Klimawandelzuschlägen bei der Berechnung des 
Bemessungshochwassers und die dementspre-
chende Anpassung der Hochwasserschutzsysteme 
könnte hier ein Lösungsansatz sein.
Allerdings rücken mit Blick auf die Auswirkungen 
der Klimaänderungen zunehmend Überlegungen 

zum Möglichen und Verhältnismäßigen des staat-
licherseits zu gewährleistenden Schutzniveaus in 
den Fokus. Unter Umständen wird zukünftig ein 
differenzierter Hochwasserschutz erforderlich 
sein, der auch die unterschiedlichen Schadens-
erwartungen hinter den Schutzbauwerken und 
deren Verhältnismäßigkeit stärker berücksichtigt, 
beispielsweise durch die Unterscheidung von dicht 
besiedelten Bereichen (hohe Schadenserwartung) 
und landwirtschaftlich genutzten Flächen mit 
einzelnen Gehöften (niedrige Schadenserwartung). 
Diesen Ansatz des differenzierten Hochwasser-
schutzes hat beispielsweise das neue Sächsische 
Hochwasserschutzrecht bereits umgesetzt (§§ 99 
ff. SächsWG).

3.3.3 Hochwasservorsorge

Die Hochwasservorsorge, bestehend aus Bau-, 
Verhaltens- und Risikovorsorge, bietet die Chance, 
Hochwasserschäden zu begrenzen oder ganz aus-
zuschließen. § 31a Abs. 2 WHG und § 92 Abs. 2 
NWG bzw. § 91 Abs. 2 BremWG schreiben deshalb 
vor, dass jede durch Hochwasser betroffene Person 
verpflichtet ist, „geeignete Vorsorgemaßnahmen 
zum Schutz vor Hochwassergefahren und zur 
Schadensminderung zu treffen, insbesondere die 
Nutzung von Grundstücken den möglichen Ge-
fährdungen von Mensch, Umwelt oder Sachwerten 
durch Hochwasser anzupassen“. Notwendig ist da-
bei ein effektives Zusammenwirken von staatlicher 
Vorsorge und eigenverantwortlichem Handeln des 
einzelnen Bürgers. Um dies zu gewährleisten muss 
jedoch stärker das Bewusstsein für Hochwasserge-
fahren geweckt werden.

Bauvorsorge

Bei der Bauvorsorge geht es um den Objektschutz 
von Bauten, die in Überschwemmungsgebieten 
bzw. überschwemmungsgefährdeten Gebieten lie-
gen. Die Bauweise der betroffenen Gebäude sollte 
dem Hochwasserrisiko entsprechend angepasst und 
um Vorkehrungen zum Schutz von Leben und Ge-
sundheit, aber auch zum Werte- und Eigentumser-
halt ergänzt werden. So sollten bei Gebäuden, die 
der Hochwassergefahr ausgesetzt sind, die Stand-

Abb. 12: Hoch-
wassergefahr 
– Hochwasser-
empfindlichkeit 
– Schadensrisiko 
(Quelle: NLWKN 
2005: 54)
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sicherheit gegen Auftrieb, der Wasser- und Strö-
mungsdruck sowie die Bodenerosion berücksichtigt 
werden. Sinnvoll sind zudem die Verwendung von 
wasserunempfindlichen Materialien in Kellern und 
Erdgeschossen sowie der Einsatz von Schotten an 
Fenstern und Türen zur Verhinderung des Einströ-
mens von Wasser. Darüber hinaus sollte auch die 
Nutzung hochwassergefährdeter Gebäude dem be-
stehenden Schadensrisiko angepasst werden. Dies 
würde bedeuten, dass in den unteren Stockwerken 
eher geringwertige Nutzungen vorgesehen, in 
den höher liegenden, überschwemmungssicheren 
Gebäudeteilen dagegen höherwertige Nutzungen 
und Wohnungen sowie Heizungen, elektrische 
Anschlüsse und Versorgungseinrichtungen (die 
sich normalerweise im Keller oder Erdgeschoss be-
finden) untergebracht werden sollten. Der Schutz 
vor hochwasserbedingten Schäden muss bei der 
Durchführung bauordnungsrechtlicher Verfahren 
berücksichtigt werden.
In diesem Zusammenhang ist auch „der Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen einschließlich der 
hochwassersicheren Errichtung neuer und Nach-
rüstung vorhandener Ölheizungsanlagen [sowie] 
das Verbot der Errichtung neuer Ölheizungsanla-
gen, soweit [dies] zur Schadensvermeidung erfor-
derlich“ (§ 31b Abs. 2 Satz 7 Nr. 1 WHG) ist, zu 
berücksichtigen.
Bei der Planung der Entwässerungsnetze ist mit 
Hilfe von Absperreinrichtungen ggf. Vorsorge 
dafür zu treffen, dass es bei Hochwasser nicht 
zu Rückstaueinflüssen in der Kanalisation und 
damit zu Wassereintritten in Gebäuden kommt. 
Außerdem ist darauf zu achten, dass Hochwasser 
aus überschwemmten Bereichen nicht über die 
Kanalisation in geschützte, trockene Gebiete ge-
langen kann, insbesondere dann nicht, wenn die 
überschwemmten Flächen höher liegen als die 
geschützten Bereiche.

Verhaltensvorsorge

Zur Verhaltensvorsorge gehören eine gute Infor-
mation der in Überschwemmungsgebieten oder 
überschwemmungsgefährdeten Gebieten lebenden 
Menschen über das bestehende Hochwasserrisiko 
sowie die rechtzeitige Warnung vor dem Eintreten 
kritischer Hochwasserstände durch den Hochwas-
sermeldedienst. Dies sind die Grundvoraussetzun-
gen dafür, dass die Bevölkerung aktiv zur Vorbeu-
gung und Minderung von Hochwasserschäden bei-
tragen kann, indem z. B. rechtzeitig mobile Wert-
gegenstände (Kraftfahrzeuge, Möbel, technische 
Geräte etc.) aus der Gefahrenzone entfernt bzw. 
in höher gelegene Etagen verbracht werden oder 
Schutzvorrichtungen gegen Hochwasserereignisse 
an den baulichen Anlagen zum Einsatz kommen. 
In den Kommunen sollten zur Verhaltensvorsorge 
Kenntnisse über die Auftretenswahrscheinlich-
keit von Hochwasserereignissen verschiedener 
Jährlichkeiten und deren Wasserstände sowie die 
hydraulische Leistungsfähigkeit der Gemeinde-
Gewässer vorliegen und der Bevölkerung bekannt 
gegeben werden.

Risikovorsorge

Da das Risiko einer Überflutung trotz Bau- und 
Verhaltensvorsorge bestehen bleibt, spielt die 
Risikovorsorge der Gebäudeeigentümer durch 
Versicherungsschutz und Rücklagenbildung – ge-
rade vor dem Hintergrund steigender Schaden-
spotenziale – eine zunehmend wichtigere Rolle. 
Im Schadensfall wird oftmals eine massive Hilfe 
durch die öffentliche Hand erwartet oder sogar 
gefordert. Hier könnte der Versicherungsschutz ein 
geeignetes Instrument sein, um die Eigenvorsorge 
zu stärken und die öffentliche Hand zu entlasten. 
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3.3.4 Umsetzungsinstrumente für 
das Hochwasser-Flächenmanagement

Wenn überflutungsgefährdete Gebiete nicht ge-
nutzt würden, dann könnte das Hochwasser in die-
se Bereiche ausufern, ohne Schaden anzurichten. 
Daher sollte zur Vermeidung bzw. Verringerung 
künftiger Hochwasserschäden die Freihaltung noch 
unbebauter Gebiete und – dort, wo es möglich ist 
– auch die Renaturierung oder Extensivierung 
genutzter Flächen in den Flussauen angestrebt 
werden. Allerdings darf nicht verkannt werden, 
dass viele der gegenwärtigen Nutzungen in den 
Überschwemmungsgebieten nicht einfach aufge-
geben werden können. Siedlungen, Infrastrukturen 
oder gewerbliche Anlagen, die in der Vergangen-
heit in Flussauen entstanden sind, werden dort 
vorerst auch bestehen bleiben und es ist davon 
auszugehen, dass diesen Ortschaften auch künftig 
ein Mindestmaß an Entwicklungsmöglichkeiten 
zugestanden werden muss.

Hochwasser-Flächenmanagement muss vor dem 
Hintergrund der neuen Herausforderungen durch 
den Klimawandel zum einen Flächenvorsorge für 
hochwassergefährdete Gebiete betreiben und 
zum anderen alle Möglichkeiten des natürlichen 
Wasserrückhalts ausschöpfen, um der neuen Ma-
xime „Den Flüssen mehr Raum geben“ gerecht zu 
werden.

Die Flächenvorsorge für hochwassergefährdete 
Gebiete kann mit den Instrumenten

• wasserrechtliche Flächenvorsorge,
• Raumordnung und
• Bauleitplanung

betrieben werden. Eine intensive Abstimmung der 
für die jeweiligen Bereiche zuständigen Stellen 
(Behörden der Wasserwirtschaft, Landes- und 
Regionalplanung sowie Kommunen) ist dabei ge-
fordert.

3.3.4.1 
Wasserrechtliche Flächenvorsorge

Mit dem Artikelgesetz zur Verbesserung des vor-
beugenden Hochwasserschutzes aus dem Jahr 

2005 sind ergänzende Regelungen zum The-
menfeld Hochwasserschutz in die Wassergesetze 
aufgenommen worden. In den Grundsätzen zum 
Hochwasserschutz heißt es in § 31a Abs. 1 WHG 
und § 92 Abs. 1 NWG bzw. § 91 BremWG:

„Oberirdische Gewässer sind so zu bewirt-
schaften, dass so weit wie möglich Hoch-
wasser zurückgehalten, der schadlose Was-
serabfluss gewährleistet und der Entstehung 
von Hochwasserschäden vorgebeugt wird. 
Gebiete, die bei Hochwasser überschwemmt 
werden können oder deren Überschwem-
mung dazu dient, Hochwasserschäden zu 
mindern, sind […] zu schützen.“

Nach § 31b Abs. 2 WHG und § 92a Abs. 3 NWG 
bzw. § 91a Abs. 3 BremWG müssen Gebiete, in de-
nen ein Hochwasserereignis statistisch einmal in 
100 Jahren (Bemessungshochwasser) zu erwarten 
ist, innerhalb einer Frist bis zum 10. Mai 2012 als 
Überschwemmungsgebiete festgesetzt werden. Für 
Überschwemmungsgebiete mit hohem Schaden-
spotenzial bei Überschwemmungen, insbesondere 
bei Betroffenheit von Siedlungsgebieten, endet 
diese Frist bereits am 10. Mai 2010. Das bedeutet 
in der Praxis, dass die bisher teilweise praktizierte 
Ausgrenzung z. B. von besiedelten Bereichen zu-
künftig nicht mehr möglich ist.

Nach § 31b Abs. 5 WHG und § 92a Abs. 10 NWG 
bzw. § 91a Abs. 10 BremWG sollen noch nicht 
festgesetzte Überschwemmungsgebiete ermittelt, 
in Kartenform dargestellt und vorläufig gesichert 
werden, bis eine gesetzliche Festsetzung erfolgt 
ist.

Überschwemmungsgebiete sind nach § 31b Abs. 6 
und § 93 Abs. 1 NWG bzw. § 91b Abs. 1 BremWG 
in ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. 
Stehen einem Erhalt überwiegende Gründe des 
Wohls der Allgemeinheit entgegen, sind recht-
zeitig die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen zu 
treffen. Zudem sollen frühere Überschwemmungs-
gebiete, die als Rückhalteflächen geeignet sind, so 
weit wie möglich wieder hergestellt werden.
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Nach § 31b Abs. 4 WHG und § 93 Abs. 2 NWG 
bzw. § 91b Abs. 2 BremWG dürfen in Über-
schwemmungsgebieten durch Bauleitpläne keine 
neuen Baugebiete ausgewiesen werden. Von dieser 
Regelung ausgenommen sind Bauleitpläne für 
Häfen und Werften. Die Wasserbehörde kann die 
Ausweisung neuer Baugebiete jedoch ausnahms-
weise zulassen, wenn folgende neun Bedingungen 
erfüllt sind:

1. Es bestehen keine anderen Möglichkeiten der 
Siedlungsentwicklung und es können auch 
keine geschaffen werden.

2. Das neu auszuweisende Gebiet grenzt unmit-
telbar an ein bestehendes Baugebiet an.

3. Eine Gefährdung von Leben sowie erhebliche 
Gesundheits- oder Sachschäden sind nicht zu 
erwarten.

4. Der Hochwasserabfluss und die Höhe des 
Wasserstandes werden nicht nachteilig beein-
flusst.

5. Die Hochwasserrückhaltung wird nicht beein-
trächtigt und der Verlust von verloren gehen-
dem Rückhalteraum wird umfang-, funktions- 
und zeitgleich ausgeglichen.

6. Der bestehende Hochwasserschutz wird nicht 
beeinträchtigt.

7. Es sind keine nachteiligen Auswirkungen auf 
Oberlieger und Unterlieger zu erwarten.

8. Die Belange der Hochwasservorsorge werden 
beachtet.

9. Die Bauvorhaben werden so errichtet, dass 
beim Eintritt eines der Festsetzung des Über-
schwemmungsgebietes zu Grunde gelegten 
Bemessungshochwassers, keine baulichen 
Schäden zu erwarten sind.

Die Errichtung oder Erweiterung einer baulichen 
Anlage nach den §§ 30, 34 und 35 BauGB darf in 
Überschwemmungsgebieten von der zuständigen 
Wasserbehörde nur dann genehmigt werden, wenn 
folgende vier Bedingungen des § 31b Abs. 4 WHG 
und § 93 Abs. 3 NWG bzw. § 91b Abs. 3 BremWG 
erfüllt sind:

1. Die Hochwasserrückhaltung wird nicht oder 
nur unwesentlich beeinträchtigt und der Ver-
lust von verloren gehendem Rückhalteraum 
wird zeitgleich ausgeglichen.

2. Der Wasserstand und der Abfluss bei Hoch-
wasser werden nicht nachteilig verändert.

3. Der bestehende Hochwasserschutz wird nicht 
beeinträchtigt.

4. Die Errichtung oder Erweiterung der baulichen 
Anlage wird hochwasserangepasst ausge-
führt.

Zusätzlich zu den Überschwemmungsgebieten 
sollen nach § 31c WHG und § 93a NWG bzw. § 92 
BremWG auch überschwemmungsgefährdete Ge-
biete, in denen durch Überschwemmungen erheb-
liche Beeinträchtigungen des Wohls der Allgemein-
heit entstehen können, ermittelt und in Kartenform 
dargestellt werden. Überschwemmungsgefährdete 
Gebiete sind dann von Überflutungen betroffen, 
wenn ein Hochwasserstand eintritt, der über dem 
des Bemessungshochwassers (HQ 100) liegt. Dabei 
kann es sich insbesondere auch um Gebiete han-
deln, die durch Anlagen des technischen Hochwas-
serschutzes geschützt werden (Abb. 13).

Abb. 13: Unterscheidung 
zwischen Überschwem-
mungsgebiet und über-
schwemmungsgefährdetem 
Gebiet; Quelle: verändert 
nach Niedersächsisches 
Umweltministerium 2004: 2
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Im Sinne der Flächenvorsorge können nach § 36a 
Abs. 1 WHG und § 183 Abs. 1 NWG bzw. § 166 
Abs. 1 BremWG durch Rechtsverordnung zudem 
Planungsgebiete „zur Sicherung von Planungen 
[…] des Hochwasserschutzes […], die dem Wohl 
der Allgemeinheit dienen“, festlegen, „auf de-
ren Flächen wesentlich wertsteigernde oder die 
Durchführung des geplanten Vorhabens erheblich 
erschwerende Veränderungen nicht vorgenommen 
werden dürfen (Veränderungssperre)“.

Nach § 31d WHG und § 94 NWG bzw. § 93 
BremWG sollen von der Wasserbehörde flussge-
bietsbezogene Hochwasserschutzpläne „für einen 
möglichst schadlosen Wasserabfluss, den techni-
schen Hochwasserschutz und die Gewinnung, ins-
besondere Rückgewinnung von Rückhalteflächen 
sowie weitere dem Hochwasserschutz dienende 
Maßnahmen“ aufgestellt und regelmäßig aktua-
lisiert werden. In die Hochwasserschutzpläne sind 
insbesondere Maßnahmen zum Erhalt oder zur 
Rückgewinnung von Rückhalteflächen, zur Rück-
verlegung von Deichen, zum Erhalt oder zur Wie-
derherstellung von Auen sowie zur Rückhaltung 
von Niederschlagswasser aufzunehmen. Hochwas-
serschutzpläne für länderübergreifende Gewässer 
sind in Kooperation mit den zuständigen Stellen 
der anderen betroffenen Länder aufzustellen. Es 
können auch gemeinsame Hochwasserschutzpläne 
erstellt werden. Auch bei der Erstellung der Hoch-
wasserschutzpläne gilt, wie bei der Festsetzung der 
Überschwemmungsgebiete, als Bemessungshoch-
wasser einheitlich das 100-jährliche Hochwasser.

Notwendigkeit von Klimawandelzuschlägen 
in der Bemessungshochwasserberechnung

Aus Sicht der Anpassung des Hochwasserschutzes 
an die Folgen des Klimawandels ist die Orientie-
rung an einem 100-jährlichen Hochwasserereignis 
als Maßstab zur Festsetzung der Überschwem-
mungsgebiete sowie zur Erstellung der Hochwas-
serschutzpläne jedoch kritisch zu sehen. Das so 
genannte Bemessungshochwasser wird mit Mitteln 
der Statistik durch die Auswertung vergangener Er-
eignisse oder durch ein Niederschlags-Abflussmo-
dell (NA-Modell) berechnet, wohingegen jedoch 

immer deutlicher wird, dass die Daten der Vergan-
genheit aufgrund der Dynamik des Klimawandels 
nicht mehr als ausschließliche Indizien für die zu-
künftige Entwicklung angesehen werden können. 
Vielmehr ist es erforderlich, den neuen Gegeben-
heiten durch die Anerkennung eines Klimawandel-
zuschlags und die Berücksichtigung von Szenarien 
für zukünftige Niederschlagsmengen und ihre 
räumliche und zeitliche Verteilung Rechnung zu 
tragen. Andernfalls besteht die Gefahr, dass Über-
schwemmungsgebiete wegen der Ausblendung der 
Erkenntnisse der Klimaprojektionen nur nominell 
noch an einem 100-jährlichen Hochwasserereignis 
orientiert sind, real aber dahinter zurückfallen.

Neuerungen durch die 
EU-Hochwasserrisikomanagementrichtlinie

Das Ziel der am 26. November 2007 in Kraft 
getretenen und bis zum 26. November 2009 in 
nationales Recht umzusetzenden Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Bewertung und das Management von Hochwas-
serrisiken (2007/60/EG) ist es, die Gefahren, die 
Hochwasser auf die menschliche Gesundheit, die 
Umwelt, das kulturelle Erbe und die wirtschaftliche 
Betätigung ausübt, zu verringern und das Manage-
ment im Umgang mit den Hochwassergefahren zu 
verbessern.

Als erstes Instrument sieht die Richtlinie vor, dass 
von den Mitgliedsstaaten für jedes Einzugsgebiet 
auf der Grundlage verfügbarer oder leicht abzulei-
tender Informationen eine vorläufige Bewertung 
des Hochwasserrisikos vorzunehmen und eine Pro-
gnose der geschätzten Folgen künftiger Hochwas-
serereignisse zu erstellen ist. Dabei sollen laut Art. 
4 Abs. 2d der Richtlinie erforderlichenfalls auch die 
„Auswirkungen des Klimawandels auf das Auftre-
ten von Hochwasser“ berücksichtigt werden. Auf 
der Grundlage dieser Bewertung sollen die Gebiete 
bestimmt werden, bei denen davon auszugehen ist, 
„dass ein potentiell signifikantes Hochwasserrisiko 
besteht oder für wahrscheinlich gehalten werden 
kann“ (Art. 5 Abs. 1 der EU-Hochwasserrisikoma-
nagementrichtlinie). Diese Gebietseinstufung ent-
spricht etwa den Überschwemmungsgebieten nach 
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§ 31b Abs. 2 WHG. In der vorläufigen Bewertung 
des Hochwasserrisikos werden bebaute Gebiete 
und gefährdete Infrastruktureinrichtungen von 
erheblichem Wert den Schwerpunkt der Ergebnisse 
bilden. Die entsprechenden Risikoflächen können 
durch Verschneiden von Siedlungs- und Gewerbe-
flächen mit hochwassergefährdeten Bereichen z. B. 
mit Hilfe von Raumordnungs- oder Bauleitplänen 
ermittelt werden. Die vorläufige Bewertung des 
Hochwasserrisikos soll bis zum 22. Dezember 2011 
abgeschlossen und danach alle sechs Jahre über-
prüft und erforderlichenfalls aktualisiert werden.

Als zweites Instrument sieht die Richtlinie die 
Erstellung von Hochwassergefahrenkarten und 
Hochwasserrisikokarten vor. In den Hochwasser-
gefahrenkarten sollen die Gebiete erfasst und dar-
gestellt werden, die nach folgenden drei Szenarien 
von Überflutungen betroffen sind: 

• Hochwasser mit niedriger Wiederkehrwahr-
scheinlichkeit (Extremereignisse),

• Hochwasser mit mittlerer Wiederkehrwahr-
scheinlichkeit und - 

• soweit dies erforderlich ist – Hochwasser mit 
hoher Wiederkehrwahrscheinlichkeit. 

Neben dem Ausmaß der Überflutung und der 
Wassertiefe bzw. dem Wasserstand sind ggf. auch 
Fließgeschwindigkeit und relevanter Wasserabfluss 
anzugeben. In den Hochwasserrisikokarten sollen 
potenzielle hochwasserbedingte nachteilige Aus-
wirkungen nach den drei verschiedenen Szenarien 
verzeichnet werden; sie werden ausgedrückt durch 
die Anzahl der potenziell betroffenen Bewohner, 
die Art der wirtschaftlichen Tätigkeiten in dem 
potenziell betroffenen Gebiet und mögliche Um-
weltschäden. Die Erstellung der Hochwasserkarten 
soll spätestens bis zum 22. Dezember 2013 erfol-
gen. Danach ist alle sechs Jahre eine Überprüfung 
und erforderlichenfalls eine Aktualisierung vorzu-
nehmen.

Als drittes Instrument ist die Aufstellung von 
Hochwasserrisikomanagementplänen vorgesehen. 
Hierfür legen die Mitgliedstaaten für alle Einzugs-
gebiete, Teileinzugsgebiete und Küstenabschnitte 
ein angemessenes Schutzniveau fest, wobei der 
Schwerpunkt auf der Verringerung des Hochwas-

serrisikos und potenzieller Folgen für die mensch-
liche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe und 
wirtschaftliche Tätigkeiten sowie auf der Hoch-
wasservorsorge liegt. In den Hochwasserrisikoman-
gementplänen sollen die entsprechenden Maßnah-
men beschrieben werden, die darauf abzielen, das 
festgelegte Schutzniveau zu erreichen. Im Rahmen 
der Erstellung und Fortschreibung der Pläne zum 
Hochwasserrisikomanagement sind entsprechende 
Anpassungen an die Folgen des Klimawandels vor-
zunehmen. Die Hochwasserrisikomanagementpläne 
sind bis zum 22. Dezember 2015 zu erstellen und 
danach alle sechs Jahre zu überprüfen und erfor-
derlichenfalls zu aktualisieren.
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3.3.4.2 
Raumordnerische Flächenvorsorge

In den Grundsätzen der Raumordnung werden in 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG die Landes- und Regi-
onalplanung verpflichtet, die Aspekte des vorbeu-
genden Hochwasserschutzes – insbesondere die 
Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, Rück-
halteflächen und Entlastungsflächen – bei ihren 
Planungen und Maßnahmen zu berücksichtigen 
und ihnen bei der Abwägung mit konkurrierenden 
Raumnutzungen besonderes Gewicht beizumessen. 
Die Raumordnungspläne sollen u. a. Aussagen zu 
den Belangen der Wasserbewirtschaftung und des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes machen (vgl. § 
8 Abs. 5 Nr. 2d ROG bzw. § 3 Abs. 2 Nr. 2 NROG).

Die frühzeitige Sicherung von hochwasserrelevan-
ten Flächen in der Raumordnung kann durch die 
Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten 
Hochwasserschutz erfolgen, wobei die raumord-
nerische Festlegung nicht nur eine nachrichtliche 
Übernahme wasserrechtlich festgesetzter Über-
schwemmungsgebiete beinhaltet, sondern zugleich 
eine selbständige, rechtsverbindliche Regelung 
darstellt. Während dem vorbeugenden Hochwas-
serschutz in den Vorbehaltsgebieten lediglich eine 
besondere Berücksichtigung beizumessen ist, wer-
den raumorientierte Nutzungen, die mit dem vor-
beugenden Hochwasserschutz nicht vereinbar sind, 
in den Vorranggebieten generell ausgeschlossen.

Zur Gewährleistung der Flächenvorsorge des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes und der Re-
duzierung der Schadenspotenziale, insbesondere 
an Sachgütern, sind Überschwemmungsgebiete 
von hochwertigen Nutzungen freizuhalten. Aus 
diesem Grund ist es zwingend erforderlich, bereits 
ermittelte Überschwemmungsgebiete durch das 
Instrument des Vorranggebiets Hochwasserschutz 
zu sichern und diese von Nutzungen und Bebau-
ungen freizuhalten, die den Hochwasserabfluss und 
die Retention hemmen können. Noch nicht festge-
setzte Überschwemmungsgebiete sind nach dem 
Artikelgesetz zur Verbesserung des vorbeugenden 
Hochwasserschutzes vorläufig zu sichern. Zu die-
sem Zweck sollten die betroffenen Gebiete in den 
Regionalen Raumordnungsprogrammen zunächst 
solange als Vorbehaltsgebiet Hochwasserschutz 
festgelegt werden, bis die wasserrechtliche Fest-
setzung als gesetzliches Überschwemmungsgebiet 
nach § 31b Abs. 2 WHG und § 92a Abs. 3 NWG 
bzw. § 91a Abs. 3 BremWG erfolgt ist.

Zudem können in den Regionalen Raumordnungs-
programmen auch überschwemmungsgefährdete 
Gebiete als Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz 
festgelegt werden. Auf diese Weise können in 
die Abwägung raumbedeutsamer Vorhaben oder 
Planungen auch diejenigen Gebiete eingestellt 
werden, für die bei Versagen oder Überflutung 
von Hochwasserschutzeinrichtungen eine Über-
schwemmungsgefährdung besteht. Diese Gefähr-
dung ist dann bei Standortentscheidungen zu 
berücksichtigen, so dass auch Standortalternativen 
außerhalb der gefährdeten Gebiete geprüft werden 
sollten. 

Laut der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) soll die Raumordnung ihre Handlungs-
spielräume zur Unterstützung und Ergänzung der 
wasserwirtschaftlichen Fachplanung so weit wie 
möglich ausschöpfen und so dazu beitragen, dass 
bis zum Jahr 2020 eine erhebliche Ausweitung der 
Retentionsflächen erreicht wird, um dem wach-
senden Hochwasserrisiko dauerhaft zu begegnen. 
Angesichts der zu erwartenden Klimawirkungen 
sollten die Planungen dabei auf das Risiko eines 
200-jährlichen Hochwassers abgestellt werden.
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Tab. 6: Zusam-
menstellung rele-
vanter Aussagen 
des LROP Nie-
dersachsen 2008 
zur Umsetzung 
von Maßnahmen 
des Hochwasser-
schutzes

Anmerkung: Die Anforderungen, die das LROP in diesem Zusammenhang an die zeichnerische Darstellung der 
Regionalen Raumordnungsprogramme (RROP) stellt und die eine Gebietsfestlegung mit einem durch das LROP 
vorgegebenen Planzeichen erforderlich machen, sind in Fettdruck hervorgehoben.

Inhalte des Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen 2008 Ziffer Satz

Abschnitt 3.2.4: Wassermanagement, Wasserversorgung, Küsten- und Hochwasserschutz
Sicherung von Siedlungen, Nutz- und Verkehrsflächen sowie sonstigen Anlagen vor Schäden 
durch Hochwasser

10 1

vorsorgende Sicherung von Flächen für Deichbau in den RROP 10 3
Erhaltung von Überschwemmungsgebieten in ihrer Funktion als natürliche Rückhalteflächen, 
insbesondere in den Auen und an den Gewässern

11 1

Verbesserung der natürlichen Hochwasserrückhaltung durch Wasserrückhaltemaßnahmen 11 2
Festlegung der ermittelten Gebiete, in denen ein Hochwasserereignis statistisch 
einmal in 100 Jahren (HQ 100) zu erwarten ist und in denen durch Hochwasser 
nicht nur geringfügige Schäden entstanden oder zu erwarten sind, als Vorranggebiete 
Hochwasserschutz im RROP

12 1

Zulässigkeit von raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in solchen Gebieten nur 
soweit

- sie mit den Anforderungen des Hochwasserschutzes vereinbar sind,
- insbesondere die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträchtigt wird,
- die Realisierung im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt,
- Alternativstandorte außerhalb der Überschwemmungsgebiete nicht vorhanden sind und
- die Belange der Ober- und Unterlieger beachtet werden

12 2

Berücksichtigung von überschwemmungsgefährdeten Gebieten bei raumbedeutsamen 
Planungen und Maßnahmen

12 3

Möglichkeit der Festsetzung von überschwemmungsgefährdeten Gebieten als 
Vorbehaltsgebiete Hochwasserschutz im RROP 12 4

Festlegung von Flächen für den Bau von Rückhalteräumen als Vorbehaltsgebiete 
Hochwasserschutz im RROP 12 5



  

56 57

3.3.4.3 
Bauleitplanerische Flächenvorsorge

In § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB wird darauf hinge-
wiesen, dass bei der Aufstellung der Bauleitpläne 
insbesondere die Belange des Hochwasserschut-
zes zu beachten sind. Dies erfolgt einerseits 
durch die Berücksichtigung der Vorgaben der 
Raumordnung (Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
Hochwasserschutz) und andererseits durch die 
nachrichtliche Übernahme bereits festgesetzter 
Überschwemmungsgebiete bzw. den Vermerk noch 
nicht festgesetzter Überschwemmungsgebiete und 
überschwemmungsgefährdeter Gebiete nach den 
Bestimmungen des Wasserrechts. Weiter besteht 
in den Bauleitplänen eine Kennzeichnungspflicht 
für Flächen, bei deren Bebauung besondere bau-
liche Vorkehrungen oder Sicherungsmaßnahmen 
gegen äußere Einwirkungen und Naturgewalten 
(z. B. Hochwasserereignisse) erforderlich sind. Im 
Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplan können 
zudem die Flächen festgesetzt werden, die für die 
Wasserwirtschaft, die Errichtung oder Erweiterung 
von Hochwasserschutzanlagen sowie den Was-
serabfluss notwendig sind. Außerdem gibt es die 
Möglichkeit, eine bestimmte Höhenlage für Bau-
gebiete oder Teile davon festzusetzen, um durch 
die Aufschüttung des Geländes die Überschwem-
mungsgefahr zu reduzieren. (siehe Tab. 7)

Zur Erhaltung der Überschwemmungsgebiete in ih-
rer Funktion als natürliche Rückhalteflächen sowie 
zur Gewährleistung der Sicherheit der Bevölkerung 
und der Reduzierung der Schadenspotenziale an 
Sachgütern ist die Ausweisung neuer Baugebiete 
in Überschwemmungsgebieten nur unter strengen 
Bedingungen zulässig (siehe Abschnitt 3.3.4.1 
Wasserrechtliche Flächenvorsorge). Zur Sicherung 
der Freihaltung von Flächen für den vorbeugenden 
Hochwasserschutz haben die Kommunen zudem 
ein Vorkaufsrecht beim Kauf von Grundstücken in 
diesen Gebieten. (siehe Tab. 7)

Unter bauordnungsrechtlichen Aspekten ist im 
Aufgabenbereich des Hochwasserschutzes die 
Eignung eines Baugrundstücks für die Errichtung 
einer baulichen Anlage (Überschwemmungsgefahr) 
sowie eine geeignete Anordnung und Beschaffen-
heit der baulichen Anlagen zur Vermeidung von 
Gefahren durch Wasser und Feuchtigkeit (tech-
nische Schutzvorrichtungen) zu berücksichtigen 
(siehe auch Abschnitt 3.3.3 Hochwasservorsorge).
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Möglichkeiten zur Darstellung bzw. Festsetzung im FNP und B-Plan /
bauordnungsrechtliche Aspekte Paragraph

Kennzeichnungspflicht von Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche 
Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche 
Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind

§ 5 Abs. 3 Nr. 1 
bzw. § 9 Abs. 5 Nr. 1 
BauGB

Verpflichtung zur nachrichtlichen Übernahme von festgesetzten 
Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 31b Abs. 2 Satz 3 und 4 WHG sowie zum 
Vermerk von noch nicht festgesetzten Überschwemmungsgebieten im Sinne des § 
31b Abs. 5 und überschwemmungsgefährdeten Gebieten im Sinne des § 31c WHG 
im Flächennutzungsplan/Bebauungsplan

§ 5 (4a) bzw. § 9 
(6a) BauGB

Darstellung/Festsetzung von Flächen für die Wasserwirtschaft, für den 
Hochwasserschutz bzw. Hochwasserschutzanlagen und für die Regelung des 
Wasserabflusses

§ 5 Abs. 2 Nr. 7 bzw. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 
BauGB

Festsetzung der Höhenlage für Nutzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB (z. B. wenn für ein 
Baugebiet oder Teile davon Hochwassergefahr besteht)

§ 9 Abs. 3 BauGB

Vorkaufsrecht der Gemeinde beim Kauf von Grundstücken in Gebieten, die zum 
Zweck des vorbeugenden Hochwasserschutzes von Bebauung freizuhalten sind, 
insbesondere in Überschwemmungsgebieten

§ 24 Abs. 1 Nr. 7 
BauGB

Verpflichtung zur Berücksichtigung einer geeigneten Anordnung und Beschaffenheit 
baulicher Anlagen zur Vermeidung von Gefahren durch Wasser und Feuchtigkeit

Verpflichtung zur Berücksichtigung der Eignung eines Baugrundstücks für die 
Errichtung einer baulichen Anlage

§ 19 NBauO bzw.    
1§ 4 Abs. 1 Nr. 1 
und § 16 BremLBO

Tab. 7: Zusam-
menstellung der 
bauleitplanungs- 
und bauord-
nungsrechtlichen 
Möglichkeiten 
zur Umsetzung 
von Maßnahmen 
zum Hochwasser-
schutz
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3.4 Küstenschutz

Neben den Nordseeküstengebieten spielt der Küs-
tenschutz in der Region auch entlang der Unterwe-
ser bis weit ins Binnenland eine bedeutende Rolle. 
Insbesondere bei Sturmereignissen aus nördlicher 
und westlicher Richtung werden die Wassermas-
sen aus der Nordsee in die Unterweser gedrängt. 
Die kontinuierliche Vertiefung des Weserflusses 
für den Seeschiffsverkehr bis nach Bremen hat zu 
einem starken Anstieg des Tidenhubs geführt, so 
dass der Unterweserbereich bis etwa in Höhe des 
Weserwehres in Bremen-Hemelingen sturmflutge-
fährdet ist.
In Niedersachsen und Bremen besteht eine in 
sich geschlossene Deichlinie, deren dauerhafte 
Funktionalität mit weiteren Schutzelementen wie 
z. B. Sturmflutmauern, Buhnen und Deckwerken 
erreicht wird. Landseitig der Deichlinie ist in Nie-
dersachsen ein 50 m breiter Streifen dem Küsten-
schutz vorbehalten. Seeseitig wird die Deichlinie 
durch vorgelagerte Schutzelemente wie Vorland 

und Lahnungen ergänzt. Um die tidebeeinflussten 
Nebenflüsse vor zu hohen Sturmflutwasserständen 
zu schützen, wurden an Hunte, Lesum und Ochtum 
Sperrwerke errichtet, die bei Sturmflutgefahr ge-
schlossen werden können.

Die hohe Bedeutung des Küstenschutzes wird vor 
allem bei der Betrachtung der topografischen Ver-
hältnisse der Unterweserregion deutlich (Abb. 14). 
So liegen die Geländehöhen der niedersächsischen 
Marschengebiete überwiegend zwischen 1,4 m 
über und 0,5 m unter Normal Null (NN), abgesehen 
von einigen bis zu +2,5 m NN aufsedimentierten, 
ufernahen Flussmarschen. Insbesondere die Höhe 
der im küstenferneren Hinterland gelegenen äl-
teren Marschen kann stark abnehmen, bevor das 
Land über einen Bereich von Niederungs- und 
Hochmooren zur höher gelegenen Geest wieder an-
steigt. Auch Bremen und Bremerhaven liegen, mit 
Ausnahme des ca. +20 m NN hohen Geestrückens 
in Bremen-Nord, auf niedrigem Marschengelände 
und sind damit sehr stark auf den Küstenschutz 
angewiesen. 

Abb. 14: Topografische Verhältnisse 
in der Unterweserregion mit Dar-
stellung der prozentualen Flächen-
anteile verschiedener Höhen in den 
Kommunen (Quelle: Schirmer/Wittig 
2007: 49)
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Die küstennahen Binnenflächen würden aufgrund 
der niedrigen Geländehöhen ohne schützende 
Deiche schon bei normalen Tiden überflutet. 
Die Ausbauten der Außen- und Unterweser und 
der Meeresspiegelanstieg haben dazu geführt, 
dass das mittlere Tidehochwasser heute z. B. in 
Bremerhaven/Alter Leuchtturm bei +1,8 m NN, 
in Brake bei +2,1 m NN und am Pegel Bremen-
Oslebshausen bei +2,5 m NN steht. Ohne Küs-
tenschutzanlagen wäre Niedersachsen um 14 % 
kleiner und die Stadt Bremen wäre auf ca. 85 % 
der Fläche bei mittlerem Tidehochwasser zweimal 
täglich überflutet. Durch den Anstieg des Meeres-
spiegels wird der Küstenschutz zukünftig eine noch 
stärkere Bedeutung erhalten.
Gleichzeitig wächst die Summe der geschaffenen 
Werte in den Küstengebieten z. B. in Form von 
Wohngebäuden, Gewerbegebieten oder Infra-
strukturen sowie die regionale Wertschöpfung. Es 
besteht daher die andauernde Herausforderung, 
den Küstenschutz zu gewährleisten und an sich 
ändernde Rahmenbedingungen anzupassen.

3.4.1 
Anpassungsoptionen des 
zukünftigen Küstenschutzes an den 
Meeresspiegelanstieg und die Zunahme 
von Sturmflutereignissen

Im Küstenschutz lassen sich die vier folgenden, 
grundsätzlichen Strategien unterscheiden: Vor-
dringen, Verteidigung, Anpassung und Rückzug.
• Mit der Strategie Vordringen ist die Verlage-

rung der Hauptdeichlinie nach vorne in Rich-
tung Meer gemeint. Diese Variante wurde in 
der Vergangenheit vor allem zum Zweck der 
Landgewinnung umgesetzt, ist jedoch vor dem 
Hintergrund des Meeresspiegelanstiegs und 
aufgrund naturschutzfachlicher Gesichtspunkte 
(Erhalt ökologisch wertvoller, dem Deich vorge-
lagerter Watt- und Salzwiesenflächen) nicht 
mehr zeitgemäß.

• Die Verteidigung der bestehenden Hauptdeich-
linie kann als die aktuelle Küstenschutzstrate-
gie Niedersachsens und Bremens bezeichnet 
werden. Die im Generalplan Küstenschutz 

Niedersachsen/Bremen aus dem Jahr 2007 
vorgesehenen Küstenschutzmaßnahmen die-
nen überwiegend dem Erhalt der festgelegten 
Sicherheitsstandards im Küstenraum auf der 
vorhandenen Deichlinie.

• Als Anpassung ist die Veränderung der Küsten-
schutzmaßnahmen und/oder der Nutzungen im 
Küstenraum unter Betrachtung der jeweiligen 
Rahmenbedingungen zu verstehen. Bei dieser 
Strategie werden unter grundsätzlicher Bei-
behaltung der aktuellen Küstenlinie sowohl 
technische als auch planerische Veränderungen 
vorgenommen, um den Küstenschutz den sich 
ändernden Bedingungen anzupassen.

• Im Rahmen der Strategie Rückzug werden 
unter Aufgabe der aktuellen Deichlinie Flächen 
der natürlichen Dynamik des Wattenmeeres 
zurückgegeben und damit einer weiteren Sied-
lungs- bzw. (land-)wirtschaftlichen Nutzung 
entzogen. Bei dieser Variante tritt neben einer 
qualitativen auch eine quantitative Änderung im 
Küstenschutz ein.

Heutige Maßnahmen zum Küsten- und Hochwas-
serschutz wie Deichbau und –erhöhungen sowie 
andere technische Bauwerke haben sich bewährt. 
Gleichwohl sind vor dem Hintergrund der zu er-
wartenden Klimaveränderungen auch alternative 
Strategien zu entwickeln. Vor allem die Strategie 
der Anpassung dürfte zur Ergänzung der aktuellen 
Verteidigungsstrategie geeignet sein und könnte 
diese vor dem Hintergrund eines beschleunigt an-
steigenden Meeresspiegels sowie der Zunahme von 
Sturmflutereignissen langfristig ablösen.
Neben technischen Lösungen sind es vor allem 
planerische Maßnahmen mit zum Teil erheblichen 
raumbedeutsamen Eingriffen, die im Rahmen 
einer Anpassungsstrategie zur Diskussion stehen. 
In Tabelle 8 werden mögliche zukünftige Küsten-
schutzoptionen zur Anpassung an sich ändernde 
Bedingungen (Meeresspiegelanstieg, Erhöhung des 
Schadenspotenzials im Hinterland) in Ästuargebie-
ten, wie der Region Unterweser, dargestellt.
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Tab. 8: Übersicht 
möglicher Küs-
tenschutzkon-
zepte für Ästuare 
und deren Vor- 
und Nachteile
Quelle: eigene 
Darstellung, 
verändert nach 
von Liebermann 
2004: 5-6

Schutzkonzept Vorteile Nachteile

Verstärkung auf vorhandener Linie

= Anpassung der Abmessungen des 
bisherigen Küstenschutzelementes 
(i. a. Deich) an die neuen Bemes-
sungswasserstände; Erhöhung und 
damit Verbreiterung des bestehen-
den Bauwerkes

• Nutzung des vorhandenen 
Deichkörpers, dadurch Materia-
lersparnis

• geringe Inanspruchnahme weite-
rer Flächen durch die Deichauf-
standsfl äche

• im Vergleich zum Neubau erheb-
lich geringere Herstellungskosten

• örtliche Probleme mit der 
Tragfähigkeit des Untergrundes

• örtliche Einschränkung der 
baulichen Möglichkeiten auf-
grund von Konfl ikten mit vor-
handenen Nutzungen

zweite Deichlinie

= Wiedernutzung vorhandener 
zweiter Deichlinien (Schlafdeiche); 
gezielte Neuanlage von Deichen,   
z. B. zum Schutz von Einzelobjekten

• Reduzierung des Risikopotenzials 
im Falle eines Deichversagens

• ggf. umfangreiche Eingriffe in 
Natur und Landschaft

• ggf. hoher Kostenaufwand

• ungleiche Verteilung des Risi-
kos

Deichrückverlegung

= Entfernung/Schleifung ausge-
wählter Strecken einer vorhande-
nen Deichlinie, um diese zu verkür-
zen bzw. um Überfl utungsfl ächen 
zur Reduzierung von Sturmfl ut-
scheiteln zu schaffen - siehe auch 
Sturmfl utentlastungspolder

• Reduzierung der Unterhaltungs-
kosten infolge einer kürzeren 
Deichstrecke

• Rückgewinnung von bzw. Erhalt 
neuer Vorlandfl ächen

• Absenkung von Sturmfl utschei-
teln, so dass u. U. eine erforder-
liche Deicherhöhung entfallen 
kann

• umfangreiche Eingriffe in   
Natur und Landschaft

• hohe Herstellungskosten

• eingeschränkte Wirksamkeit 
bei Kettentiden

Sturmfl utentlastungspolder

= Anlage von Fluträumen entlang 
des Ästuars, z. B. durch Absenken 
der vorhandenen Deichlinie und 
Errichtung von Schöpfwerken zur 
gezielten Flutung während und 
Entleerung nach einer Sturmfl ut

• Absenkung von Sturmfl utschei-
teln, so dass u. U. eine erforder-
liche Deicherhöhung entfallen 
kann

• Rückgewinnung von bzw. Erhalt 
neuer Vorlandfl ächen

• hohe Herstellungskosten       
(u. a. für die Herstellung der 
die Fluträume umgebenden 
Deiche, so dass das weitere 
Hinterland nicht überfl utet 
wird)

• eingeschränkte Wirksamkeit 
bei Kettentiden

• Konfl ikte mit vorhandenen 
Nutzungen und hinsichtlich 
der Akzeptanz einer solchen 
Maßnahme sind zu erwarten
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Schutzkonzept Vorteile Nachteile

Verstärkung auf vorhandener Linie
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• Reduzierung des Risikopotenzials 
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Natur und Landschaft
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kos

Deichrückverlegung

= Entfernung/Schleifung ausge-
wählter Strecken einer vorhande-
nen Deichlinie, um diese zu verkür-
zen bzw. um Überfl utungsfl ächen 
zur Reduzierung von Sturmfl ut-
scheiteln zu schaffen - siehe auch 
Sturmfl utentlastungspolder

• Reduzierung der Unterhaltungs-
kosten infolge einer kürzeren 
Deichstrecke

• Rückgewinnung von bzw. Erhalt 
neuer Vorlandfl ächen

• Absenkung von Sturmfl utschei-
teln, so dass u. U. eine erforder-
liche Deicherhöhung entfallen 
kann

• umfangreiche Eingriffe in   
Natur und Landschaft

• hohe Herstellungskosten

• eingeschränkte Wirksamkeit 
bei Kettentiden

Sturmfl utentlastungspolder

= Anlage von Fluträumen entlang 
des Ästuars, z. B. durch Absenken 
der vorhandenen Deichlinie und 
Errichtung von Schöpfwerken zur 
gezielten Flutung während und 
Entleerung nach einer Sturmfl ut

• Absenkung von Sturmfl utschei-
teln, so dass u. U. eine erforder-
liche Deicherhöhung entfallen 
kann

• Rückgewinnung von bzw. Erhalt 
neuer Vorlandfl ächen

• hohe Herstellungskosten       
(u. a. für die Herstellung der 
die Fluträume umgebenden 
Deiche, so dass das weitere 
Hinterland nicht überfl utet 
wird)

• eingeschränkte Wirksamkeit 
bei Kettentiden

• Konfl ikte mit vorhandenen 
Nutzungen und hinsichtlich 
der Akzeptanz einer solchen 
Maßnahme sind zu erwarten

Anlage von Warften

= Errichtung von Bauwerken auf 
erhöhtem Terrain

• gezielter Objektschutz

• Möglichkeit der ästhetischen 
Gestaltung der Schutzmaßnahme 
in Verbindung mit dem Bauwerk

• erhöhte Baukosten für 
das Bauwerk, da i. d. R. 
Finanzierung/Beteilung der 
Schutzmaßnahme durch den 
privaten Nutzer erforderlich ist

• nur gezielter Objektschutz; 
Methode i. d. R. nur in Verbin-
dung mit anderen Schutzme-
thoden geeignet

• Anwendung der Methode 
ist   i. d. R. nur bei Neubauten 
möglich

Großsperrwerke 

= Anlage von Sturmfl utsperrwer-
ken, i. d. R. im Mündungsbereich 
der Ästuare

• Verkürzung der Deichlinie ‡ 
reduzierte Unterhaltungskosten 
infolge einer kürzeren Deich-
strecke

• schnelle Verfügbarkeit der 
Schutzwirkung infolge kurzer 
Herstellungszeit, z. B. im Ver-
gleich zur Dauer der Herstel-
lung einer Deichlinie

• umfangreiche Eingriffe in 
Natur und Landschaft

• Konfl ikte hinsichtlich der 
Akzeptanz einer solchen 
Maßnahme sind zu erwarten
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Abb. 15: Mögliche 
Lage von Sturm-
flutentlastungs-
poldern im Unter-
weserbereich
Quelle: von Lie-
berman et al. 
2004: 247

Die Forschungsergebnisse des KRIM11-Projektes im 
Jade-Weser-Raum haben gezeigt, dass die kurz- 
und mittelfristige Anpassung des Küstenschutzes 
an den Meeresspiegelanstieg durch die Fortset-
zung der gegenwärtigen Verteidigungsstrategie 
(Deicherhöhungen und –verstärkungen) realisiert 
werden kann, wobei allerdings eine entsprechende 
Erhöhung der finanziellen Ressourcen erforderlich 
ist. Diese Strategie besitzt das aus heutiger Sicht 
günstigste Kosten-Nutzen-Verhältnis und stößt 
auf die größte Akzeptanz in der Bevölkerung und 
den Fachverwaltungen. 

Die Methode der Deicherhöhung wird sich sehr 
wahrscheinlich jedoch nicht beliebig fortsetzen 
lassen. So reicht die derzeitige Deichlinie im Be-
reich des Weserästuars teilweise sehr nah an die 
bestehende Bebauung heran (z. B. in den Städten 
Bremerhaven, Bremen, Nordenham, Brake, Els-
fleth), was zu Raumnutzungskonflikten mit einer 
sich im Zuge einer Deicherhöhung vergrößernden 
Deichaufstandsfläche führen kann. Diesem Problem 
kann zwar konstruktiv, z. B. durch den Einsatz von 
Spundwänden auf der Deichkrone, begegnet wer-
den, allerdings sind damit erhebliche Kosten ver-
bunden. Ein weiteres Problem sind die in einigen 
Bereichen (z. B. östlicher Jadebusen) schwierigen 
Baugrundverhältnisse, die bei einer weiteren Dei-
cherhöhung keine ausreichende Tragfähigkeit der 
Bauwerke mehr gewährleisten und somit ebenfalls 
aufwändige und kostenintensive ingenieurstechni-
sche Lösungen erforderlich machen.

Bei der Betrachtung einer eher langfristigen Ent-
wicklungsperspektive des Küstenschutzes rücken 
im Hinblick auf die Prognosen zum Meeresspie-
gelanstieg neben der Verteidigungsstrategie 
folglich auch Anpassungsoptionen, wie die Errich-
tung zweiter Deichlinien oder die Schaffung von 
Sturmflutentlastungspoldern, in den Fokus (Abb. 
15). Die genannten Maßnahmen können einerseits 
zur Begrenzung der nach einem Deichversagen 
überfluteten Fläche und damit zur Reduzierung 
des Risikopotenzials beitragen (zweite Deichlinien) 
und andererseits zur Absenkung von Sturmflut-
scheiteln und einer daraus resultierenden Entlas-
tung der Küstenschutzsysteme führen (Sturmflut-
entlastungspolder). Die Anpassungsstrategie stellt 
eine Weiterentwicklung des linienhaften zu einem 
flächenhaften bzw. raumbezogenen Küstenschutz-
konzept dar.

Als weitere Option steht der Bau eines Sturm-
flutsperrwerks an der Wesermündung nördlich 
von Bremerhaven zur Diskussion. Im Schutz-
bereich eines solchen Sperrwerks würden die 
sturmflutgefährdeten Deichstrecken entlang der 
Unterweser flussaufwärts bis nach Bremen sowie 
die Sturmflutsperrwerke an Lesum, Ochtum und 
Hunte liegen. Auf diese Weise würden 130 km 
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Deichstrecke im inneren Weserästuar geschützt 
und deren zukünftige Erhöhung und Verstärkung 
entfallen. Allerdings müssten im Gegenzug die 
außerhalb liegenden Seedeiche im Land Wursten 
und in Butjadingen zusätzlich verstärkt und u. U. 
sogar ein weiteres Sperrwerk vor dem Jadebusen 
errichtet werden.

Die derzeitige im Generalplan Küstenschutz für 
Niedersachsen und Bremen festgelegte Küsten-
schutzstrategie strebt für alle Gebiete einen ein-
heitlichen Schutzstatus an, der unabhängig von 
der Nutzung der geschützten Flächen (Ackerland 
oder Industriegebiet), von den geschützten Wer-
ten (Wohngebäude, Lagerhallen etc.) und von der 
Anzahl der im Schutz der Küstenschutzanlagen 
lebenden Personen erreicht werden soll.
Ein Paradigmenwechsel von der Verteidigungsstra-
tegie zu einer Anpassungsstrategie mit zweiten 
Deichlinien, Sturmflutentlastungspoldern und 
Deichrückverlegungen würde zur Entstehung von 
Gebieten mit höherem Risiko führen, wodurch völ-
lig neue Nutzungskonzepte und –einschränkungen 
erforderlich würden. Aussagen zu raumplanerischen 
Zielsetzungen bezüglich Siedlungsbeschränkungen 
und Nutzungskombinationen (Landwirtschaft, Na-
tur, Wasserspeicherung, Erholung, Sport) im Küs-
tenbereich, Räumen für temporäre und dauerhafte 
Wasserspeicherung sowie einer ‚Wasserprüfung’ 
zur Planungssteuerung, wie dies in der Raumord-
nungspolitik der Niederlande bereits vorgesehen 
ist, wären dann auch in Niedersachsen notwendig. 

3.4.2 Flächenvorsorge für 
zukünftige Küstenschutzmaßnahmen

Der Anstieg des Meeresspiegels und die Zunahme 
von Sturmflutereignissen erfordern verstärkte An-
strengungen bei der Anpassung der Küstenschutz-
systeme. Insbesondere die Freihaltung von Flächen 
für die Umsetzung von zukünftigen – möglicher-
weise auch raumbezogenen – Küstenschutzstrate-
gien und -planungen sowie die Sicherstellung der 
Gewinnung von Klei für den Deichbau spielen dabei 
eine wesentliche Rolle.
Bei der Inanspruchnahme der zusätzlich erforderli-
chen Flächen kann es zu Konflikten zwischen Küs-
tenschutz und verschiedenen anderen küstennahen 
Nutzungen kommen. So haben die Belange von 
Landwirtschaft, Tourismus, Häfen und Schifffahrt, 
Industrie und Gewerbe, Naturschutz und der städ-
tebaulichen Entwicklung erhebliche Auswirkungen 
auf den Küstenschutz. Bei der Planung und Umset-
zung von Küstenschutzmaßnahmen müssen diese 
konkurrierenden Nutzungsansprüche integriert 
werden, wobei der Schutz der Bevölkerung vor 
Sturmfluten bei der Abwägung konkurrierender 
Nutzungsansprüche höchste Priorität hat.
Für die Akzeptanz von Küstenschutzmaßnahmen 
und die Berücksichtigung der unterschiedlichen 
Interessen ist eine breite Abstimmung sowie 
Information und Kommunikation mit allen mög-
licherweise betroffenen Stellen und Privatperso-
nen hilfreich. Nicht nur wegen des steigenden 
Flächenbedarfs des Küstenschutzes sondern 
auch aufgrund ihrer interdisziplinären Koordi-
nationsfunktion gewinnt die Raumplanung im 
integrierten Küstenzonenmanagement (IKZM) 
und im Teilbereich des Küstenschutzmanagements 
zunehmend an Bedeutung. Durch ein Raumord-
nungs- und Raumnutzungsmanagement kann 
im Sinne einer integrierten Gesamtplanung eine 
langfristige Schutz- und Nutzungskoordinierung 
der küstennahen Gebiete erfolgen, mit der der gro-
ßen Herausforderung Rechnung getragen werden 
kann, langfristige Konzepte zu entwickeln, die den 
absehbaren, zukünftig höheren Raumbedarf des 
Küstenschutzes berücksichtigen.

11  KRIM = Klimawandel und präventives Risiko- und 
Küstenschutzmanagement an der deutschen Nordseeküste
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3.4.2.1 Flächenvorsorge für die 
Verstärkung vorhandener bzw. zur 
Schaffung neuer Küstenschutzsysteme
Raumordnerische Flächenvorsorge

In den Grundsätzen der Raumordnung heißt es in 
§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG, dass an der Küste für 
den vorbeugenden Hochwasserschutz zu sorgen 
ist. Dieser Grundsatz wird vom LROP Nieders-
achsen 2008 konkretisiert und um die Forderung 
nach einer Sicherung des für den Küstenschutz 
erforderlichen Raumbedarfs ergänzt (‡ siehe Tab. 
9). Vor dem Hintergrund, auch zukünftig eine not-
wendige räumliche Flexibilität für die Umsetzung 
von Küstenschutzanlagen sicherzustellen, spielt 
die Freihaltung der dafür notwendigen Flächen von 
Bebauung und sonstigen nur schwer revidierbaren 
Nutzungen eine wesentliche Rolle. 
Laut der Ministerkonferenz für Raumordnung 
(MKRO) erfordert die Anpassung an den Klima-
wandel neben Deichbau- und Deichsanierungs-
maßnahmen auch die Entwicklung neuer Formen 
von – insbesondere auch raumbezogenen – Küs-
tenschutzmaßnahmen. In diesem Sinne seien die 
Raumordnungspläne im Küstenbereich im Rahmen 
eines integrierten Küstenzonenmanagements 
(IKZM) zu überarbeiten und an die zukünftigen 
Klimafolgen anzupassen.
Auch das LROP Niedersachsen 2008 ist der Ansicht, 
dass es aus raumordnerischer Sicht angezeigt ist, 
den infolge des Klimawandels notwendigen alter-
nativen Küstenschutz mit in den Fokus zu nehmen. 

Da bislang noch keine oder nur geringe Erfahrun-
gen in diesem Bereich vorliegen, ist die Erfor-
schung, Entwicklung und Erprobung nachhaltiger, 
flächenhafter Küstenschutzstrategien in das LROP 
aufgenommen worden. (siehe Tab. 9)

Damit die für die Umsetzung von Deichbau- und 
Küstenschutzmaßnahmen erforderlichen Flächen 
– unabhängig davon, ob es sich dabei um die 
heutigen Maßnahmen oder um zukünftige, neu 
entwickelte Alternativen handelt – zur Verfügung 
stehen, müssen diese freigehalten und raumordne-
risch gesichert werden. Aus diesem Grund fordert 
das LROP Niedersachsen 2008, dass die Regionalen 
Raumordnungsprogramme entsprechende Flächen 
vorsorgend sichern. (siehe Tab. 9)

Zwar gibt es bisher im niedersächsischen Landes-
Raumordnungsprogramm keinen Vorrang- bzw. 
Vorbehaltsgebietstyp Küstenschutz, seit der No-
vellierung des LROP Niedersachsen im Jahre 2002 
allerdings Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiete Hoch-
wasserschutz. Eine Ausweitung auf den Küsten-
schutz auf Ebene der Regionalplanung ist zulässig. 
Damit verfügt die Raumordnung über ein gewichti-
ges Planungsinstrument für ein vorausschauendes, 
nachhaltiges Küstenschutzmanagement, mit dem 
die erforderlichen Flächen für zukünftige Küsten-
schutzmaßnahmen reserviert und freigehalten 
werden können. Auf diese Weise wäre es demnach 
möglich, bei einem längerfristig steigenden Mee-
resspiegel in bestimmten Gebieten u. U. auch die 
Siedlungsentwicklung zu beschränken.
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Tab. 9: Zusam-
menstellung 
relevanter Aussa-
gen und Inhalte 
des LROP Nieder-
sachsen 2008 zur 
Flächenvorsorge 
für Küstenschutz-
maßnahmen

Anmerkung: Die Anforderungen, die das LROP in diesem Zusammenhang an die zeichnerische Darstellung der 
Regionalen Raumordnungsprogramme (RROP) stellt und die eine Gebietsfestlegung mit einem durch das LROP 
vorgegebenen Planzeichen erforderlich machen, sind in Fettdruck hervorgehoben.

Aussagen des LROP Niedersachsen 2008 Ziffer Satz

Abschnitt 1.4: Integrierte Entwicklung der Küste, der Inseln und des Meeres

Schutz der niedersächsischen Küste und der vorgelagerten Ostfriesischen Inseln vor 
Schäden durch Sturmfluten und Landverlust sowie Sicherung des erforderlichen Raum-
bedarfs

03 1-2

Erforschung, Entwicklung und Erprobung alternativer Küstenschutzstrategien vor dem 
Hintergrund zu erwartender Klimaveränderungen

12

Abschnitt 3.2.4: Wassermanagement, Wasserversorgung, Küsten- und Hochwasserschutz

vorsorgende Sicherung von Flächen für Deichbau und Küstenschutzmaßnahmen im 
RROP 10 3

Bauleitplanerische Flächenvorsorge

Jede Deicherhöhung beansprucht zusätzlichen 
Raum, da mit der Erhöhung des Deiches zwangs-
läufig auch eine Verbreiterung der Deichbasis 
einhergeht. Dies führt bereits heute zu Konflikten 
zwischen den Belangen des Küstenschutzes und 
den Bereichen Naturschutz, Landwirtschaft sowie 
anderen Flächennutzungen, die sich im Hinblick 
auf den Anpassungsbedarf der Deiche an den Mee-
resspiegelanstieg noch verschärfen werden. Wäh-
rend Deicherhöhungen in Richtung Deichvorland 
aus naturschutzfachlichen Gründen zu vermeiden 
sind, können auch binnenseitige Deicherhöhungen 
zu Nutzungskonflikten führen, da entsprechende 
Flächen bereits durch Bebauung (z. B. Wohnbau- 
und Industrieflächen) oder Infrastrukturanlagen   
(z. B. Hafenanlagen, Straßen) genutzt werden. 

Aus diesem Grund ist insbesondere in Siedlungs-
gebieten mit begrenzten räumlichen Verhältnissen 
auch eine vorausschauende und langfristige Be-
rücksichtigung der Erfordernisse des Küstenschut-
zes in der Bauleitplanung von wesentlicher Bedeu-
tung, etwa über die Darstellung bzw. Festsetzung 
von Flächen für den Hochwasserschutz bzw. für 
Hochwasserschutzanlagen in Flächennutzungs- 
und Bebauungsplänen nach § 5 Abs. 2 Nr. 7 bzw.   
§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB. 
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Abb. 16: Kleisuchbereiche in der Unterweserregion nach den 
Darstellungen des ROKK, Quelle: ML 2005: Ausschnitt aus 
Karte 2 (Nutzungsabsichten)

3.4.2.2 Flächenvorsorge 
für die Kleigewinnung

Die Probleme der Kleigewinnung für Deichbaumaß-
nahmen werden die räumliche Planung in der Un-
terweserregion in Zukunft vor größere Herausfor-
derungen stellen. Unabhängig von der grundsätz-
lichen zukünftigen Küstenschutzstrategie werden 
die Mengenanforderungen an Klei und auch Sand 
bei Küstenbaumaßnahmen deutlich zunehmen. So-
wohl für die Verteidigungsvariante, bei der weitere 
Deicherhöhungen aufgrund von Sackungen und 
beschleunigtem Meeresspiegelanstieg nötig wer-
den, als auch für die Anpassungs- bzw. Rückzugs-
variante, bei der hinter der Hauptdeichlinie eine 
zweite Deichlinie errichtet bzw. verstärkt wird, 
werden große Mengen an Baumaterial benötigt. 

Laut der 2006 überarbeiteten Zehn Grundsätze für 
einen effektiveren Küstenschutz sind Kleientnah-
men jetzt grundsätzlich auch wieder im Deichvor-
land möglich. Dies ist allerdings nach den Vorgaben 
des Niedersächsischen Umweltministeriums nur 
dann der Fall, wenn die erforderliche Abwägung 
der ökologischen, bautechnischen und wirtschaft-
lichen Belange ergeben hat, dass Kleientnahmen 
im Deichvorland aus überwiegenden wirtschaft-
lichen oder bautechnischen Gründen notwendig 
sind, Dabei ist die Entnahme so zu gestalten, dass 
die Voraussetzungen für eine positive Entwicklung 
der biologischen Vielfalt geschaffen werden. Nach 
derzeitigem Stand sind die benötigten Mengen an 
Klei allerdings weiterhin in erster Linie im Binnen-
land zu gewinnen, was zu Konflikten mit anderen 
Raumnutzungen führt.
Um solchen Raumnutzungskonflikten vorzubeugen 
und eine möglichst langfristige Kleigewinnung si-
cherzustellen, sind entsprechende Kleivorkommen 
im Küstenraum zu validieren und mit raumordneri-
schen Mitteln zu sichern.

Das LROP Niedersachsen 2008 sieht deshalb vor, 
bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen im deichnahen Bereich die Belange der 
Kleigewinnung zu berücksichtigen (siehe Tab. 10). 
Das Raumordnungskonzept für das niedersächsi-

sche Küstenmeer12 (ROKK) konkretisiert den Begriff 
‚deichnaher Bereich‘ auf ein Gebiet bis ca. 10 km 
Entfernung vom Deich.

Laut LROP Niedersachsen 2008 ist es ist es Aufgabe 
der Regionalplanung, neben der Konkretisierung der 
Vorrangfeststellungen von Flächen zur Rohstoff-
gewinnung im Landes-Raumordnungsprogramm 
auch regional bedeutsame Rohstoffvorkommen 
(wie z. B. Klei) als Vorrang oder Vorbehaltsgebiete 

12  Das ROKK formuliert unterhalb der förmlichen und rechts-
verbindlichen Ebene des Landes-Raumordnungsprogramms und 
der Regionalen Raumordnungsprogramme der Küstenlandkreise 
übergreifend für das gesamte niedersächsische Küstenmeer rechtlich 
unverbindliche raumordnerische Aussagen.
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Rohstoffgewinnung in den Regionalen Raumord-
nungsprogrammen zu sichern (siehe Tab. 10). Dies 
gilt insbesondere für Lagerstätten geringerer Größe 
(kleiner als 25 ha) und für solche Rohstoffvorkom-
men, die aufgrund ihrer Qualität und Verfügbarkeit 
zusätzlich für die längerfristige regionale Bedarfs-
deckung – insbesondere von Massenrohstoffen – in 
Betracht kommen.

In den Karten 2 (Nutzungsabsichten) und 3 (Raum-
bedeutsame Belange/ROKK-Zielsetzungen) des 
ROKK sind Kleisuchbereiche dargestellt (siehe Abb. 
16), die unter Berücksichtigung weiterer Belange, 
wie z. B. Naturschutz, Siedlungsentwicklung, Ver-

Tab. 10: 
Zusammenstel-
lung relevanter 
Aussagen und 
Inhalte des LROP 
Niedersachsen 
2008 zur Flä-
chenvorsorge für 
die Kleigewin-
nung

Anmerkung: Die Anforderungen, die das LROP in diesem Zusammenhang an die zeichnerische Darstellung der Regionalen 
Raumordnungsprogramme (RROP) stellt und die eine Gebietsfestlegung mit einem durch das LROP vorgegebenen Planzeichen 
erforderlich machen, sind in Fettdruck hervorgehoben.

Aussagen des LROP Niedersachsen 2008 Ziffer Satz

Abschnitt 1.4: Integrierte Entwicklung der Küste, der Inseln und des Meeres

Berücksichtigung der Belange der Kleigewinnung bei allen raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen im deichnahen Bereich

03 4

Abschnitt 3.2.2: Rohstoffgewinnung

Festlegung von Vorranggebieten und Vorbehaltsgebieten Rohstoffgewinnung von regio-
naler Bedeutung in den RROP auf Grundlage der aktuellen Rohstoffsicherungskarten in 
einem Umfang, der zusammen mit den im LROP festgelegten Vorranggebieten Rohstoff-
gewinnung eine langfristige Bedarfsdeckung sichert

06

kehr und Tourismus, in weiteren Planungsschritten 
zu konkretisieren sind. Des Weiteren sieht das 
ROKK vor, dass die Entnahme von mineralischen 
Rohstoffen (Sand, Kies, Steine, Ton, Klei) zukünftig 
auf der Grundlage eines integrierten abgestimmten 
Abbaukonzepts erfolgen soll, das auch die Frage 
klärt, ob und unter welchen Rahmenbedingungen 
aus ökonomischen und ökologischen Gründen Ent-
nahmen vorrangig im Land- oder im Meeresbereich 
vorgenommen werden sollen. 
In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, Konzepte 
für eine Folgenutzung von Kleientnahmegebieten 
zu entwickeln. 
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Abkürzungsverzeichnis

A1B  Höheres Emissions-Szenario des IPCC
B1  Niedriges Emissionsszenario des IPCC
B-Plan  Bebauungsplan
BauGB  Baugesetzbuch
BauNVO  Baunutzungsverordnung
BfN  Bundesamt für Naturschutz
BMBF  Bundesministerium für Bildung und Forschung
BNatSchG Bundesnaturschutzgesetz
BremLBO  Bremische Landesbauordnung
BremWG  Bremisches Wassergesetz
CLM  Climate Local Model
CO2  Kohlendioxid
DAS  Deutsche Anpassungsstrategie
EAG-Bau  Europarechtsanpassungsgesetz-Bau
EU  Europäische Union
EUHWRMMRL Europäische Wasserrechtsrahmenrichtlinie
FNP  Flächennutzungsplan
FSME  Frühsommer-Meningoencephalitis
HQ  höchste Abfl ussmenge innerhalb eines Beobachtungszeitraums
HSPL  Hochwasserschutzplan/pläne
HWRMRL Hochwasserrisikomanagementrichtlinie
IKZM  Integriertes Küstenzonenmanagement
IPCC  Intergovernmental Panel on Climate Change
KLIMU  Klimaänderung und Unterweserregion
KRIM  Klimawandel und präventives Risiko- und Küstenschutzmanagement
LAWA  Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser
LK  Landkreis
LROP  Landesraumordnungsprogramm
MKRO  Ministerkonferenz für Raumordnung
MPI  Max-Planck Institut
MThw  Mitteltidehochwasser
NA-Modell Niederschlags-Abfl ussmodell
NBauO  Niedersächsische Bauordnung
NLWKN  Niedersächsisches Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz
NN  Normal-Null
NROG  Niedersächsisches Gesetz über Raumordnung und Landesplanung 
NWG  Niedersächsisches Wassergesetz
REMO  regionales Klimamodell
ROG  Raumordnungsgesetz
ROKK  Raumordnungskonzept für das niedersächsische Küstenmeer
RROP  Regionales Raumordnungsprogramm
SächsWG Sächsisches Hochwasserschutzrecht 
SGA  Service Gruppe Anpassung
SUP  Strategische Umweltprüfung
SUPG  Gesetz zur Strategischen Umweltprüfung 
UBA  Umweltbundesamt
UVP  Umweltverträglichkeitsprüfung
UVPG  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
WBGU  Wissenschaftlicher Beirat für Globale Umweltveränderungen
WETTREG statistische Regionalisierungsmodell
WHG  Wasserhaushaltsgesetz
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